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Die zweite Haager Konferenz vom Jähre 

1907. 



Die erste Haager Friedenskonferenz hatte in den Wunsch ausgeklimgen, es 
möchten jene Fragen, deren Läsung auf der Konferenz nicht gelifrigen, und jene 
Materien, hinsichtlich welcher sich im Laufe der Zeit die Notwendigkeit von 
weiteren Abmachungen oder Zusatzanträgen herausstellen sollte, auf einer künf- 
tigen Konferenz zur Diskussion gestellt werden. 

Der Herr Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika glaubte den von 
der Konferenz ausgesprochenen Wunsch aufnehmen zu sollen und brachte daher 
bereits im Jahre 1904 die Abhaltung einer neuen Friedensversammlung bei den 
verschiedenen Regierungen in Anregung. 

Der Ausbruch des russisch-japanischen Krieges verhinderte indessen die 
sofortige Ausführung dieses Gedankens. * 

Die Initiative des Herrn Roosevelt war trotzdem insofern von Erfolg begleitet, 
als tatsächlich die russische Regierung, welche bereits die erste Haager Konferenz 
einberufen hatte, abermals die Führung übernahm und im April 1906 (siehe Bei- 
lage 1) *) durch ihre Vertreter im Ausland die Mächte zu einer neuen Konferenz 
bereits für den Monat Juli einlud. Der Termin erwies sich übrigens wegen der an 
die amerikanischen Republiken ergangenen Einladungen zu kurz. Die zweite Kon- 
ferenz wurde dann infolge des im Jahre 1906 in Rio de Janeiro abgehaltenen 
dritten panamerikanischen Kongresses auf das Jahr 1907 verschoben. 

Auf die offizielle Einladung der kömglich niederländischen Regierung trat 
die zweite Haasrer Konferenz am 15. Juni v. J. im Rittersaal im Haa«: zusammen. 

Was das Programm dieser Versammlung betrifft, so waren den Mächten in 
der früher erwähnten russischen Zirkularnote folgende Materien vorgeschlagen 
worden. 

1. Zusätze und Amendements zur Konvention vom Jahre 1899, betreflfend die 
friedliche Beilegung internationaler Streitfälle, insbesonders in x\nsehung der „Cour 
internationale d'arbitrage" und der internationalen Untersuchungskommissionen. 

2. Ausbau der Konvention vom Jahre 1899, betreffend die Gesetze und Ge- 
bräuche des Landkrieges ; Vereinbarungen bezüglich der EröflFnung der Feindselig- 
keiten, der Rechte und Pflichten der Neutralen zu Lande, Erneuerung der ersten 



*) Siehe Seite 52. 



Deklaration vom Jahre 1899, betreffend das Verbot des Werfens von Geschossen 
und Sprengstoffen aus Luftschiffen, welche bereits abgelaufen war. 

3. Die Schaffung eines Abkommens bezüglich der Gesetze und Gebräuche 

des Seekrieges nach Analogie der auf den Landkrieg bezüglichen Konvention vom 

Jahre 1899. •. * 

» . • 

4. Ame^diörung des Abkommens vom Jahre 1899, betreffend die Anwendung 
der Gru|idsätze der Genfer Konvention vom Jahre 1864 auf den Seekrieg. 

• -Dieses rein sachliche Programm war keineswegs geeignet, die kühnen Hoff- 
nungen zu rechtfertigen, welche an die Arbeiten der zweiten Konferenz seitens 
: ] "der organisierten Friedensfreunde geknüpft worden waren und dies um so weniger, 
als — wie im Jahre 1899 — alle Fragen, welche die politischen Beziehungen der 
Staaten untereinander sowie die durch Verträge geschaffene Ordnung betrafen, 
von den Verhandlungen der Konferenz ausgeschlossen sein sollten. Der russische 
Vorschlag wurde seitens der Regierungen im großen und ganzen angenommen. 

Einzelne Kabinette, wie insbesondei-s das Londoner und Washingtoner 
Kabinett, waren hingegen mit der von vornherein ausgesprochenen Begrenzung 
der Konferenzarbeiten nicht einverstanden; sie behielten sich ausdrücklich vor, 
auch andere als die in der russischen Note angeführten Materien vorzubringen. Das 
letztere Kabinett meldete direkt die Frage der Abrüstung und die Drago-Doktrin 
als von ihm vorzuschlagende Beratungsgegenstände an, während das Londoner 
Kabinett dies nur bezüglich der Beschränkung der Rüstungen tat. Andrerseits 
machten mehrere Staaten, darunter Osterreich-Ungam, Deutschland und Rußland, 
ferner Großbritannien und Japan den Vorbehalt, sich der Verhandlung aller jener 
Fragen grundsätzlich enthalten zu wollen, deren x\ufrollung und Besprechung vor- 
aussichtlich zu keinem greifbaren, praktischen Ergebnisse führen dürfte. 

Die von den Konferenzmächten dem russischen Programm gegenüber ge- 
machten Reserven sind in der Note des russischen Geschäftsträgers in Wien vom 
21.März/3. April 1907, Nr. 519, zusammengefaßt. (Siehe Beilage 2.)*) 



Die Delegation Österreich-Ungarns bestand aus folgenden Funktionären : 

Seiner Exzellenz dem k. u. k. außerordentlichen imd bevollmächtigten Bot- 
schafter Kajetan M^rey von Kapos-Mc'^re als erstem, dem k. u. k. außerordentlichen 
Gesandten und bevollmächtigten Minister in Athen Karl Fieiherrn v. Macchio als 
zweitem Delegierten, dem k. k. ITofrat Üniversitätsprofessor Dr. Lammasch als wissen- 
schaftlichem, dem k. u. k. Kontreadmiral Anton Haus als Marine-, dem k. u. k. 
Generalmajor und Militärbevollmächtigten bei der k. u. k. Botschaft in Konstanti- 
nopel und der k. u. k. Gesandschaft in Athen Wladimir Freiherrn Giesl v. Gies- 
lingen als militärischem Delegierten, dem k. u. k. llof- und Ministerialrat im kaiserl. 
und königl. Ministerium des k. u. k. Hauses und des Äußern Otto Ritter v. Weil 



*) Siehe Seite 55. 
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und dem k. u. k. Legationsrat Julius Szilassy von Szilas und Pilis als Delegieii:en, 
endlich dem k. u. k. Linienschiffsleutnant I. Kl. Emil Konek v. Norwall als Hilfs- 
delegieiten. 

Die zweite Haager Konferenz war von 44 Staaten mit 174 Delegierten 
beschickt worden, während auf ihrer Vorgängerin nur 20 Staaten durch 101 Dele- 
gierte vertreten waren. 

Diesmal waren sämtliche Republiken Süd- und Zentralamerikas eingeladen 
worden, was namentlich auf die Fürsprache der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika hin geschah. 

Den Vorsitz dieses „mondialen Parlaments" führte der russische erste Dele- 
gierte, Seine Exzellenz Herr Nelidow, Botschafter Seiner Majestät des Kaisers aller 
Reußen in Paris. 

Um ihrer Aufgabe gerecht zu werden und eine eingehendere Diskussion der 
einzelnen Programmpunkte zu ermöglichen, teilte sich die Konferenz in vier Kom- 
missionen. 

Die erste hatte sich mit dem zum Abkommen vom Jahre 1899, betreflfend die 
friedliche Beilegung internationaler Streitfälle, eingebrachten Amendements, mit 
dem Projekt der Errichtung einer internationalen Appellinstanz in Prisensachen, 
endlich mit der Frage des Ausschlusses der Anwendung bewaflFneter Macht bei der 
Eintreibung von Konti-aktschulden von Staaten an ausländische Privatpersonen zu 
befassen. 

Die zweite war mit der Amendierung des Landkriegsreglements vom Jahre 
1899, insbesondere der Frage der Eröffnung der Feindseligkeiten, mit jener der 
Rechte und Pflichten der Neutralen im Landkrieg und mit der Erneuerung der 
abgelaufenen Deklaration vom Jahre 1899, bezüglich des Werfens von Explosiv- 
stoffen aus Luftschiffen, betraut. 

Der dritten waren die Fragen des Bombardements offener Plätze durch eine 
Seestreitmacht, der Minen, der Adaptierung der revidierten Genfer Konvention auf 
den Seekrieg und der Behandlung der Schiffe der Kriegführenden in neutralen 
Häfen zugewiesen. 

Der vierten Kommission fielen folgende Aufgaben zu: 

1. Die Umwandlung von Handelsschiffen in Kriegsschiffe. 

2. Der Schutz des Privateigentums zur See. 

3. Der sogenannte „D6lai de faveur". 

4. Die Kriegskonterbande. 

5. Die Blockade. 

6. Die Zerstörung neuti-aler Prisen unter dem Zwang der „Vis major". 

7. Die Anpassung der Gesetze und Gebräuche des Landkiieges auf den 
Seekrieg. 

Ein „Comitö de r^daction" besorgte die endgültige Textieiiing der zustande- 
srekommenen Konventionen und der Finalakte der Konferenz. 

1* 



Mit der Unterzeichnung des „Acte final" (siehe Beilage 3)*) schloß die Kon- 
fei"enz. die in ihren Vollversammlungen, Kommissionen und Ausschüssen gegen 
200 Sitzungen abgehalten hatte, am 18. Oktober 1907 ihre langen, von ungewöhn- 
licher Gründlichkeit zeugenden Beratungen. Dieselben führten zur Vereinbarung 
von 13 Konventionen und einer Deklaration, und zwar: 

I. Convention pom* le r^glemeiit pacifique des conflits internationaux. 

IL Convention concemant la limitation de remjüoi de la force pour le n^couvre- 
ment de dettes contractuelles. 

IIT. Convention relative h Touverture des hostilit^s. 

IV. Convention concemant les lois et coutumes de la gueiTe sur terre. 

V. Convention concemant les droits et les devoirs des Puissances et des 
personnes neutres en cas de guerre sur terre. 

VI. Convention relative au regime des navires de commerce ennemis au döbut 
des hostilit^s. 

Vn. Convention relative ä la transformation des navires de commerce en 
bätiments de gueiTe. 

VIII. Convention relative h la pose de mines sous-marines automatiques de 
contact. 

IX. Convention concemant le bombardement par des forces navales en tt^mps 
de guerre. 

X. Convention pom* Tadaptation h la guern* maritime des principes de la Con- 
vention de Genöve. 

XI. Convention relative ä certaines restrictions h Texercice du droit de capture 
dans la guerre maritime. 

XII. Convention relative h Tötablissement d'une Cour internationale des prises. 

XIII. Convention concemant les droits et les devoirs des Puissances neutres 
en cas de guerre maritime. 

XIV. Döelaration relative k Tinterdiction de lancer des projectiles et des 
explosifs du haut de ballons. 

Hieran schließt sich eine Erklärung über die obligatorische Schiedssprechung, 
ferner eine Resolution über die Frage des Rüstungsstillstandes ; 

endlich wurden von der Konfia^enz 4 „Voeux" beschlossen, wovon 

der 1. die Einsetzung ein(*s permanenten Schiedsgerichtshof(*s im Haag; 

der 2. die Schonung und Aufrechtcrhaltung des friedlichen Verkehrs und 
insbesondere der Handels- und Industriebeziehungon zwischen den Völkern der 
neutralen und ki'iegführenden Staaten während des Krieges betrifft; 

der 3. die Regelung dei* militärischen Lasten fremder Untertanen' in Kriegs- 
zeiten dui'ch Einzelabkommen ins Auge faßt; 

der 4. als Pi-ogrammpunkt die Ausarbeitung eines Reglements über Seekriegs- 
gesetze und -gebrauche und bis dahin die Anwendung der Prinzipien des Ab- 
kommens über Landkriegsgesetze und -gebrauche auf den Seekrieg empfiehlt. 

*) Siehe Seite o?. 



Zum Schlüsse empfiehlt die Konferenz den Zusammenti'itt einer dritten 
Friedenskonferenz unter gewissen Modalitäten und Garantien für die gründliche 
Vorbereitung des Beratungsmaterials. 

Die Unterzeichnung der Schlußakte, welcher die 13 Konventionen und die 
letztgenannte Deklaration als Anhang beigeschlossen sind, hat übrigens nur einen 
deklaratorischen Charakter; sie bedeutet die Feststellung der Tatsache, daß die 
Delegierten der Haager Konferenz über gewisse Abmachungen ein Einverständnis 
erzielt hatten. Sie bindet aber noch keineswegs die Regierungen, denen jetzt erst 
die Entscheidung über Annahme oder Nichtannahme der einzelnen Konventionen 
zusteht, soweit sie nicht dieselben sofort im Haag nach dem Konferenzschluß 
gleichzeitig mit der Schlußakte fertigen ließen. 

Die 13 Abkommen samt der Deklaraticm bilden ebensoviele gesonderte Akte. 
Sie sind vom 18. Oktober 1907 datiert und können bis zum 30. Juni 1908 im 
Haag von den Delegierten der an der zweiten Haager Friedenskonferenz vertreten 
gewesenen Machte mit der Gültigkeit vom ersteren Datum an unterfertigt werden. 

Analog der im Jahre 1899 eingehaltenen Vorgangsweise haben sich einzelne 
Staaten, darunter Deutschland, Italien und Osterreich-Ungam, die Unterzeichnung 
bis zu dem erwähnten Termin vorbehalten, um auf diese Weise — angesichts der 
weittragenden Bedeutung und des Umfangs der im Haag zur Diskussion gestellten 
Materien — die in den einzelnen Konventionen und der Deklaration niedergelegten 
Bestimmungen im Zusammenhang eingehend prüfen zu können. 

Hjebei war das k. u. k. Ministerium des Äußern zunächst bemüßigt, das Er- 
gebnis der Konferenz der k. k. österreichischen, sowie der königl. ungarischen 
Regierung zur Kenntnis zu bringen, damit dieselben in die Lage versetzt würden, 
von ihrem Standpunkt aus zu den einzelnen Übereinkommen Stellung zu nehmen. 

Nachdem beide Regierungen ihre Zustimmung zur Annahme und Ratifizierung 
sämtlicher Konventionen sowie der Deklaration (Nr. XIV) ausgesprochen hatten, 
unterzeichneten die Bevollmäclitigten Österreich-Ungarns im Haag die gedachten 
Abmachungen am 26. Juni laufenden Jahres. 
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I. Convention pour le rfeglement pacifique des conflits internationaux. 
(Beilage 4.) *) 

Dieses Abkommen beruht auf der Neuredaktion des gleichnamigen Über- 
einkommens vom Jahre 1899. 

Die haupt^äclilichsten Andeinmgen und Ei-weiterungen hat der III. Titel, 
betreffend die internationalen Untersuchungskommissionen, erfahi-en. Dieselben 
kamen unter teilweiser Benutzung der Erfahrungen der anläßlich des Huller 
Zwischenfalles eingesetzten Enqußtekommission zustande. 

An Stelle der alten Aiiakel 9 bis 14 sind nunmehr die Artikel 9 bis 36 ge- 
treten. Letztere weisen mancherlei Verbesserungen und Zusätze auf, die geeignet 
erscheinen, der Institution der internationalen Untersuchungskommissionen größere 
Bedeutung zu verleihen und ihre Anwendung zu erleichtern. 

Die neuen Artikel haben zum Teil die Bestimmung des Ortes des Sitzes der 
Üntersuchungskommissionen, als welcher, im Falle keiner anderweitigen Ab- 
machung, der Haag bestimmt wurde (Artikel 10 und 11), zum Teil die Bildung 
und Zusammensetzung der Kommission (Artikel 10, 12, 13), die Sprachenfrage 
(Artikel 10 und 11), die Frage der Vertretung der Streitteile (Artikel 14 und 29), 
endlich das Verfahren vor der Kommission selbst zum Gegenstand (Artikel 18 
bis 36). 

Ein ganz besonderes Gewicht wird auf die Modalitäten der Einvernehmung 
der Zeugen und Sachverständigen gelegt (Artikel 19, 23, 25, 26, 27, 29). 

Auch der IV. Titel, betreffend die internationale Schiedssprechung, enthält 
manche Neuerang, wie die durch Aiiikel 45 neugeregelte Bildung des Schieds- 
gerichts, die in Artikel 48 (früher 27), Absatz 3, aufgenommene Bestimmung, daß 
im Fall eines Streites jede der beiden Parteien^ der Gegenpartei die schiedsrichter- 
liche Austragung des Falles im Wege des Internationalen Bureaus im Haag an- 
bieten kann; endlich die Bestimmungen der Artikel 52, 53 und 54 über das das 
Schiedsverfahi'en einleitende Kompromiß. 

Besonders hervorzuheben wäre die im Artikel 53, Absatz 2, vorgesehene, auf 
Grund eines deutschen Antrages angenommene Bestimmung, wonach in gewissen 
Fällen dei* ständige Schiedshof auch auf Verlangen nur einer der Parteien zur Fest- 
stellung des Schiedsvertrages beinifen erscheint. 

Nachdem Streitfragen von geringerer Bed(*utung ihrer Natur nach kaum 
geeignet erscheinen, im Wege der in Artikel 51 bis 85 vorgesehenen, komplizierten 
schiedsgerichtlichen Austragung einer Lösung zugeführt zu werden, glaubte die 



*) Siehe Seite 75. 



Ivonferenz, das französische Projekt eines abgekürzten, weniger kostspieligen Ver- 
fahrens für Streitfälle untergeordneter Bedeutung zu dem ihren machen und das- 
selbe als viertes Kapitel im IV. Titel der Konvention aufnehmen zu sollen. Durch 
die Annahme dieses französischen Antrages wurde ein Werk geschaffen, dem eine 
nenn ens weite praktische Bedeutung zukommt und das geeignet erscheint, die An- 
wendung der im Haag geschaffenen schiedsrichterlichen Institutionen wesentlich 
zu erleichtern. 
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11. Convention concernant la limitation de rem|)loi de la force pour le recouvre- 
ment de dettes contractuelles. (Beilage 5.) *) 

Der im Jahre 1900 als Gesandter Argentiniens in Paris verstorbene Völker- 
rechtliclie Schriftsteller Calvo hatte es sich zur besonderen Aufgabe gemacht, die 
Vorgangs weise, wie europäische Staaten durch längere Zeit unbefriedigt gebliebene 
Ansprüche ihrer Staatsangehörigen aus Yertragsschulden gegen zentral- und süd- 
amerikanische Mächte geltend zu machen pflegen, mit dem Vorgehen derselben 
gegen europäische Schuldnerstaaten zu vergleichen. 

Das Ergebnis dieser Studien war das Axiom, daß, wenn die Mächte den euro- 
[)äischon Schuldnerstaaten gegenüber auf die An\vendung von Gew^alt im Inter- 
esse ihrer heimatlichen Gläubiger verzichten, sie logischerweise auch amerikani- 
schen Staaten gegenüber an diesem Verzicht festzuhalten hätten. Den von Calvo 
formulierten Rechtssatz hatte? dann Dr. Drago, der Minister der auswärtigen An- 
gelegenheiten Argentiniens anläßlich der maritimen Aktion Deutschlands, Englands 
und Italiens gegen Venezuela im Jahre 1902, in einen innigen Konnex zur nord- 
amerikanischen Monroe-Doktrin gebracht. Er stellte damals nämlich die als „Drago- 
Doktrin'* bekannte These auf, daß wenigstens die Eintreibung von Zinsen, bezie- 
hungs\veise von Renten aus Staatsschulden amerikanischer Staaten durch Mittel 
der Gewalt unzulässig sei. 

Der dritte panamerikanische Kongreß zu Rio de Janeiro vom Jahre 1906 
faßte sodann auf Grund der Drago-Doktrin und in weiterer Ausführung derselben 
den Beschluß, die auf dieser Versammlung vertretenen amerikanischen Regierungen 
möchten durch ihre Delegierten auf der zweiten Haager Friedenskonferenz diese 
letztere einladen, die Frage der gewaltsamen Eintreibung öffentlicher Schulden 
und im allgemeinen auch die Mittel zum Zwecke der Verhinderung solcher Kon- 
flikte ausschließlich pekuniären Urspinings unter den Mächten zu beraten. Es 
langten daher eine Reihe von diesfälligcn Anträgen amerikanischer Staaten bei der 
zw^eiten Haager Konferenz ein. Ihre Diskussion wurde zugleich mit jener bezüg- 
lich der Verbesserung des Abkommens vom Jahre 1899, betreffend die friedliche 
Beil(*gung internationaler Streitfäll(\ in Angriff genommen. 

Das zustande gekommene, auf dem Vorschlag des nordamerikanischen Dele- 
gierten General Porter fußende Abkommen betrifft, ohne territoriale Beschränkung 
auf amerikanische Staaten, Geldfordt^ruiigen jeder Art, die den Angehörigen eines 
Staates auf Grund eines Vertrages gegen einen fremden Staat zustehen. Artikel 1 



*) Siehe Seite 99. 
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sti])uliert den Ausschluß der Anwendung bewaffneter Macht bei der Eintreibung 
dieser Forderungen, insofern der Schuldnerstaat nicht ein Anbieten schiedsgericht- 
licher Erledigung ablehnt oder unbeantwortet läßt, oder seinen Verpflichtungen 
nach Annahme der schiedsgerichtlichen Austragung durch Vereitlung des Ab- 
schlusses des Schiedsveitrages oder durch Nichteinhaltung des Schiedsspruches 
nicht nachkommt. Die erwähnte Schiedssprechung erfolgt nach dem in Titel IV, 
Kapitel 3, der Konvention zur friedlichen Beilegung internationaler Streitfälle vor- 
gesehenen Verfahren, wobei — in Ermanglung andei'weitiger Abmachungen 
zwischen den Parteien — nach Artikel 53, Punkt 3, dieser Konvention, insofern 
eine vorausgegangene Verständigung auf diplomatischem Weg erfolglos geblieben 
sein sollte, die Feststellung des die Einzelheiten der Schiedssprechung regelnden 
Kompromisses auf Einschreiten des Gläubigerstaates dem ständigen Schiedshof im 
Haag zufällt. 

In den dargestellten Bestimmungen liegt ein entschiedener Fortschritt, ein 
Vorteil nicht nur für den Schuldnerstaat, sondern auch für den Staat, welchem die 
Gläubiger angehören, da derselbe vor der Forderung seiner Angehörigen nach kost- 
spieligen, in ihren Konsequenzen oft nicht zu übersehenden Gewaltmaßregeln 
geschützt wird, endlich auch für dritte Staaten, deren Handelsbeziehungen zum 
Schuldnerstaat durch militärische oder maritime Maßnahmen des Gläubigerstaates 
stets mehr oder minder beeinträchtigt werden könnten. 

Ist auch durch das Abkommen die Anwendung von Zw^angsmitteln, ja sogar 
der Krieg als Ultima ratio der Durchsetzung berechtigter Forderungen aus Kon- 
traktschulden nicht aus der Welt geschafft, ja sogar indirekt anerkannt, so wird 
immerhin diese letzte Möglichkeit durch die Bestimmungen des Übereinkommens 
in weite Feme gerückt. 

l)er von einigen Seiten gegen das Übereinkommen erhobene Vorwurf, daß es 
des bilateralen Charakters entbehre, da, es dem Starken leicht sei, den Schwachen 
zum Schiedsgericht zu zwingen, doch nicht umgekehrt den schwächeren Teil in 
den Stand setze, den stärkeren Gegner vor das Schiedsgericht zu bringen, läßt sich 
wohl leicht durch den Hinweis bekämpfen, daß dieselben Einwendungen gegen 
jeden Schiedsvertrag vorgebracht werden können. 

Das dargestellte Abkommen läßt die Frage offen, ob die einschlägigen Forde- 
rungen vor ihrer schiedsrichterlichen Austragung bei den ordentlichen Gerichten 
des Schuldnerstaates anhängig gemacht werden müssen und ob die Anrufung des 
Schiedsgerichtes sogar in Opposition gegen ein ordentliches gerichtliches Urteil 
des Schuldnerstaates möglich sei. 

In der Erwägung, daß besonders durch die Unterwerfung einer bereits durch 
die heimischen Gerichte entschiedenen Rechtssache unter ein internationales 
Schiedsgericht die Gefahr eines Konfliktes mit der nationalen Jurisdiktion ge- 
geben ist, haben mehrere Staaten Vorbehalte zu Alinea 2 des Artikels 1 der von 
der überwiegenden Mehrzahl der Mächte, daninter allen Großmächten, angenom- 
menen Konvention gemacht. 
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in. Convi»ntion relative k rouveituro des hostilit^s. (Beilage 6.) *) 

Bis zur zweiten Haager Konferenz stellten es völkeri-echtliche Literatur und 
Praxis nicht als absolute Regel auf, daß der Beginn der Kriegsoperationen durch 
eine förmliche Kriegserklärung oder doch wenigstens durch ein Ultimatum ein- 
geleitet werden müsse. 

Dieser Theorie stand jedoch die von einem nieht unbedeutenden Teil der 
Völkerrechtslehi'er ausgesprochene Forderung gegenüber, wonach den eigentlichen 
Kriegsoperationen eine ausdrückliche, motivierte Kriegserklärung vorauszugehen 
hat, wenn sich der Beginn des Krieges von einem Überfall unterscheiden soll. 
Es war vorauszusehen, daß der in der Tagespi'esse und seitens völkerrechtlicher 
Theoretiker vielfach kommentierte Beginn des letzten Krieges in Ostasien zu 
einem Versuch fähren würde, für die Eröffnung der Feindseligkeiten auf der 
Konferenz feste Regeln aufzustellen. Diese trat auch tatsächlich der Frage näher 
und ist das Ergebnis ihrer diesfälligen Beratungen das vorliegende „Abkommen 
über den Beginn der Feindseligkeiten". 

Die Konvention ist insofern als ein Fortschritt zu betrachten, als expressis 
verbis anerkannt wird, daß die Feindseligkeiten, die zwischen den Vertragsstaten 
ausbrechen könnten, durch eine vorhergehende, keinen Zweifel zulassende Ansage 
eingeleitet werden sollen. 

Diese letztere kann nun entweder eine formelle Kriegserklärung sein oder in 
Gestalt eines bedingten Ultimatums abgegeben werden. (Artikel 1.) 

Von manchen Seiten ward der Wunsch geäußert worden, den Eintiitt der 
Wirkung der Kriegserklärung, das heißt den Beginn der eigentlichen Kriegs- 
operationen, von dem Ablauf eines gewissen Zeitraumes, von ihrer Notifikation 
an gerechnet, abhängig zu machen; mit Rücksicht auf die großen militärischen 
Interessen (Vorteil der größeren Schlagfertigkeit, der schnelleren Mobilisierung etc.), 
die durch eine solche Befristung der Wirkung der Kriegserklärung aufs Spiel 
gesetzt worden wären, konnten diese Aspirationen auf der Konferenz nicht durch- 
dringen. Der Ki'iegszustand ist sofort, eventuell im telegra])hischen Wege den 
Neutralen bekanntzugeben und gilt für diese vom Moment des Empfanges der 
Notifikation an. 

Dennoch können dritte Staaten, falls sie in unzweideutiger Weise vom Kriegs- 
ausbruch Kenntnis erhalten haben, sich nicht auf das Unterbleiben der Noti- 
fikation berufen. (Artikel 2.) 



*) Siehe Seite 107. 
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Der Versuch, den neutralen Staaten eine Frist zu gewähren, nach deren 
Ablauf dieselben erst alle Pflichten der neutralen Staaten zu erfüllen hätten, 
scheiterte an der richtigen Erwägung, daß die Verpflichtung des neutralen Staates, 
keinem der Belligerenten irgend einen Vorschub zu gewähren, sofoii; beginne, 
eine Frist daher zum Beispiel zum Verkauf von Schiffen, Kriegsmunition etc. 
mißbraucht werden könnte. 

Durch das Abkommen, betreffend die Eröffnung der Feindseligkeiten, sind 
die Wünsche unserer Heeresleitung und die Interessen unserer Welirmacht in 
jeder Hinsicht gewahrt. 
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IV. Convention concernant les lois et coutumes de la guerre sur teri-e. 
(Beilage 7.)*) 

Das Landki'iegsreglement der ersten Haager Friedenskonferenz sprach ganz 
allgemein den Satz aus, daß die vertragschließenden Teile ihren Landheeren 
Verhaltungsmaßregeln geben werden, welche den dem Abkommen angeschlossenen 
Bestimmungen über die Gesetze und Gebräuche des Landkrieges entsprechen 
werden. Diese rein dispositive Bestimmung des Abkommens vom Jahre 1899 
wurde auf der zweiten Haager Friedenskonferenz — auf Grund eines deutschen 
Vorschlags — durch Aufnahme einer Sanktion zu einer positiven Verpflichtung 
der Vei-tragsstaaten gemacht. Jeder Verstoß gegen das neue Landkriegsreglement 
verpflichtet nunmehr zum Schadenersatz, und jeder Staat ist für die Verletzungen 
der Landkriegsbrauche verantwortlich, die von den zu seiner bewafl&ieten Macht 
gehörenden Personen begangen werden. (Artikel 3.) 

In der dem neuen Abkommen angeschlossenen Landkriegsordnung ist der 
vierte Abschnitt des im Jahre 1899 ausgearbeiteten Landkriegsreglements, betreffend 
die bei Neutralen festgehaltenen Kjriegführenden und in Pflege befindlichen Ver- 
wundeten, entfallen und hat derselbe sinngemäß in d(*m neuen Abkommen über 
die Kechte und Pflichten der neutralen Staaten und Personen im Fall eines Land- 
krieges Platz gefunden. In dieser Konvention wurden auch die Bestimmungen des 
alten Artikel 54 über das Eisenbahnmaterial, das aus neutralen Staaten stammt, 
folgerichtig untergebracht. 

Was die Dispositionen der neuen Landkriegsordnung betrifft, so stellen 
di(*8elben im großen und ganzen nur unwesentliche Änderungen der 1899er 
Abmachungen dar. 

Abg(*8ehen von einigen liberaleren Bestimmungen für Kriegsgefangene in 
Artikel 5 und 6 waren besonders hervorzuheben: Die in Artikel 2 ausgesprochene 
Zuerkennung des Charakters einer kriegführenden Partei an die Bevölkerung 
cinf'H vom F(ände nicht besetzten Gebiets, die beim Herannahen des Gegners 
an« eigenem Antrieb zu den Waff*en greift, um die eindringenden Truppen zu 
bekämpfen und ni<;ht Zeit gehabt hat, sich nach Artikel 1 zu organisieren, unter 
df5r WirauMHf^tzung, daß sie die Waffen offen tiage und die Gesetze und Gebräuche 
de« Kric^ri'H beobachte. 

Artikel 2)5 der Landkriegsordnung vom Jahre 1899 wurde durch zwei Zusätze 
erweitert. I)<*r rrntc verbietet die* Aufhebung oder zeitweilige* Außerkraftsetzung 
der Itecht<r und l*'orderungen von Angehörigen der Gegenpartei oder die Aus- 

♦; HU'Uv, Hi'Mv 11.0. 
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Schließung ihrer Klagbarkeit, eine Yorgangsweise, die von der Gesetzgebung 
einiger Staaten auch heute noch, sanktioniert wird, und spricht somit den Schutz 
feindlichen Privateigentums auch auf dem Gebiet der Forderungsrechte aus. 

Der zweite Zusatz endlich untersagt den Kriegführenden, Angehörige der 
Gegenpartei zur Teilnahme an den Kriegsunternehmungen gegen ihr Land zu 
zwingen, selbst für den Fall, als sie vor dem Ausbruch des Krieges angeworben 
gewesen sein sollten: Dies ist insofern eine Verschärfung der Bestimmungen der 
Landkriegsordnung vom Jahre 1899, als letztc^-e im Artikel 44 das Verbot nur in 
Ansehung der Bevölkerung eines besetzten Gebiets aussprach. 

Der zweite Absatz des Artikel 23 fand überdies noch eine weitere Ergänzung 
in dem neuen Artikel 44, welcher den Kriegführenden überhauj)t untersagt, die 
Bevölkerung eines besetzten Gebietes zu zwingen, Auskünfte über das Heer des 
anderen Kriegführenden oder über dessen Verteidigungsmittel zu geben. 

Diese Bestimmung, welche auch den Neutralen in Feindesland zugute kommt, 
ist mit den Anforderungen der modernen Kriegführung kaum in Einklang zu 
bringen, da wohl keine Kriegspartei auf die Heranziehung der Bevölkerung 
besetzter feindlicher Gebietsteile zu Führerdiensten etc. wird verzichten können. 
Es haben daher verschiedene Großmächte, darunter auch ( )sterreich-Ungarn, gegen 
Artikel 44 Reserven angemeldet und sind daher durch denselben nicht gebunden. 

In Ergänzung des bereits in der Deklaration, betreffend die Untersagung des 
Schleuderns von Geschossen und Sprengstoffen aus Luftschiffen, ausgesprochenen 
generellen Verbots wird in Ai-tikel 25 die Beschießung oder der Angriff unver- 
teidigter Städte, Dörfer, Wohnstätten oder Gebäude „mit welchen Mitteln es auch 
sei"^ untersagt. Duich diesen Zusatz ist nicht nur speziell auf das Bombardement 
dieser Lokalitäten aus Luftballons, sondern auch auf ein solches auf sonstigen 
neuen Wegen Rücksicht genommen. 

Wie bereits erwänt, hat der frühere Artikel 54 über das neutrale Eisenbahn- 
material in dem Abkommen über die Rechte und Pflichten der neutralen Staaten 
und Peisonen im Falle eines Landkrieges Platz gefunden; an seine Stelle ist eine 
Bestimmung hinsichtlich der unterseeischen Kabel getreten, die das besetzte Gebiet 
mit einem neutralen Territorium verbinden. Dieselben dürfen nur im Falle unbe- 
dingter Notwendigkeit mit Beschlag belegt oder zerstört werden und sind beim 
Friedensschluß wiederherzustellen oder zu ersetzen. 
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Gelegentlich d(*r Beratung hinsichtlich des EisenbahnmateriaLs hat die 
Konferenz auch die Frage der Aufrechterhaltung des Verkehrs zwischen der 
Bevölkerung der kriegführenden und der neutralen Staaten des näheren erörtert 
und diesfalls den im Acte final an zweiter Stelle stehenden Wunsch aasgesprochen, 
daß im Kriegsfall alle Behörden es sich zur besonderen Pflicht machen sollen, 
für den Fortbestand des friedlichen Verkehrs, der kommerziellen und industriellen 
Beziehungen nach Kräften zu sorgen. *) 

Deutscherseits wurde unter Hinweis darauf, daß die Neutralen im Gebiete 
der Kriegführenden außerhalb der Feindseligkeiten zu stehen hätten und somit 
von den Wirkungen des Krieges für ihre Person und ihren Mobiliar- und Immo- 
biliarbesitz tulichst verschont bleiben sollen, der Versuch untemonunen. den 
Neutralen die weitestgehende Immunität in Kriegszeiten zu sichern. Gegen die dies- 
fälligen deutschen Vorschläge machte die von England und Frankreich geführte 
Opposition geltend, daß die Neutralen im Gebiet der Kriegführenden besonders 
aus praktischen Rücksichten den Landeskindem gleichzustellen seien. Diese 
Ansicht wurde ganz besonders damit motiviert, daß die deutscherseits ursprünglich 
geforderte Exemption der Neutralen vom persönlichen Kriegsdienste mit der 
Gesetzgebung einiger Mächte im Widerspruch steht. 

Im allgemeinen ging die überwiegenle Ansicht dahin, daß die Neutralen die- 
selben Lasten und Pflichten auf sich zu nehmen hätten vde die feindlichen 
Untertanen (bezüglich Vorspan, Requisitionen, Kontributionen etc.). 

Die langwierigen diesfälligen Beratungen zeigten übrigens, daß die Frage 
derzeit jedenfalls noch nicht spruchreif ist, und kam lediglich der im Acte final an 
dritter Stelle angeführte Wunsch zustande, wonach die Frage der Behandlung der 
Fremden in Ansehung der Kriegslasten unter den Mächten durch besondere 
Verträge geregelt werden möge. **) 



*) Slfho Solto 7*2. Viru 2**. 
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VI. Convention relative au regime des navires de commerce ennemis au 
d^but des hostilit6s. (Beilage 9.) *) 

Die im Seekrieg völkerreclitlich sanktionierte Praxis zielte früher auf tun- 
lichste Schädigung des Gegners dui*ch Wegnahme oder Zerstörung des feindlichen 
Privateigentums zur See und ganz besonders jener Schiffe, welche in gegnerischen 
Häfen von dem Ausbruch der Feindseligkeiten überrascht, dieselben nicht recht- 
zeitig verlassen konnten, oder in Unkenntnis des Kriegsbeginnes feindliche Häfen 
angelaufen hatten. Diese Praxis war durch eine seitens der verschiedenen Mächte 
seit dem Krimkrieg beobachtete Übung dahin gemildert worden, daß den betref- 
fenden Schiffen eine Frist zum Verlassen der feindlichen Häfen und zur Fort- 
setzung ihrer Reise gewährt wurde. 

Russischerseits wurde nun auf der zweiten Haager Friedenskonferenz der 
Antrag gestellt, diese als D^lai de faveur bezeichnete Übung zu einer obligato- 
rischen zu machen; doch konnte dieser Antrag angesichts der widerstreitenden 
Interessen der großen Seemächte nicht durchdringen. Die zustande gekommime 
Konvention behielt daher den fakultativen Charakter des D61ai de faveur bei und 
begnügte sich lediglich damit, den Mächten die Gewährung desselben an die in 
ihren Häfen beim Ausbruch der Feindseligkeiten befindlichen, oder dieselben in 
Unkenntnis dieses Umstands anlaufenden feindlichen Handelsschiffe zu empfehlen. 
(Artikel 1.) 

Über die Länge der Frist, die gewöhnlich auf 24 Stunden angesetzt wird, 
äußert sich die Konvention nicht Im Gegenteil, durch den Ausdruck D61ai de 
faveur süffisant vdrd ausdrücklich erklärt, daß diese Frist nach den Erfordernissen 
des einzelnen Falles bemessen werden soll. 

Diese Bestimmung wird für Schiffe, die infolge von Vis major oder eines Ver- 
bots des Gegners den Hafen nicht verlassen konnten, überdies dahin ergänzt, daß 
sie nicht genommen, sondern nur während der Dauer des Krieges beschlagnahmt 
oder gegen Entschädigung requisitioniert werden dürfen. (Artikel 2.) 

Der gleichen Begünstigung sollen auch jene Schiffe teilhaftig werden, die auf 
hoher See in Unkenntnis des Kriegszustands betroffen werden. Dieselben können 
jedoch gegebenenfalls genommen, ja sogar zerstört werden, nur muß in diesem 
Falle für die Sicherheit der Personen und die Erhaltung der Schiffspapiere gesorgt 
sowie Schadenersatz geleistet werden. (Artikel 3.) 

Die feindlichen Waren der im Hafen oder beim Auslaufen desselben genom- 
menen feindlichen Handelsschiffe und die Ladung der auf hoher See in 



*) Siehe Seite 145. 
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Unkenntnis des Ausbruchs der Feindseligkeiten angetroffenen folgen dem Scliick- 
sal ihres Schiffes, d. h. sie können mit oder ohne Entschädigung genommen, 
sequestriert und eventuell vernichtet werden. (Artikel 4.) Es ist selbstverständlich, 
daß die dargestellten Begünstigungen sich nicht auf Schiffe beziehen, deren Bauart 
ihre Verwendbarkeit als Kriegsschiffe erkennen läßt. Durch das Abkommen haben 
die harten Bestimmungen des Seebeuterechts in Ansehung der Behandlung feind- 
licher Handelsschiffe beim Ausbruch der Feindseligkeiten eine weitgehende Milde- 
rung erfahi-en. Während die Begünstigungen der Artikel 1 und 2 allen Staaten 
gleichmäßig zugute kommen, enthalten die Aitikel 3 und 4, Absatz 2, eine weit- 
gehende Begünstigung jener Mächte, welche zur Unterbringung der nach den 
Bestimmungen dieser Artikel aufgebrachten feindlichen Kauffahrteischiffe und 
ihrer Ladung genügende Stützpunkte in den verschiedenen Teilen der Welt 
besitzen. Andere Mächte müßten in Ennanglung solcher Internierungsstationen 
die genommenen Schiffe zerstören, eine Berechtigung, die wegen der in Artikel 3 
stipulierten Pflicht des Schadenersatzes gegebenenfalls eine kostspielige Benach- 
teiligung dieser Mächte involvieren dürfte. Aus diesem Grund haben einige Dele- 
gationen, darunter auch jene des Deutschen Eeiches zu Artikel 3 und dem 
zweiten Absatz des Artikels 4 Reserven eingelegt. 
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Vil. Convention relative ä la transforaiation des navires de commerce en 
bätiments de guerre. (Beilage 10.) *) 

Durch diese Konvention, welche sowohl für die Mächte, besonders für jene, 
welche die Kaperei abgeschafft haben, als auch für die Neutralen von weitgehen- 
der Bedeutung ist, da nur Kriegsschiffen das Recht der Anhaltung und Visite 
neutraler Handelsschiffe auf hoher See zukommt, werden die Modalitäten fest- 
gesetzt, unter welchen zu Kriegsschiffen umgewandelten Kauffarteischiffen die 
rechtliche Stellung eines Kriegsschiffes zukommt. Abgesehen von der direkten 
Unterstellung unter den Befehl und die unmittelbare Aufsicht sowie die Verant- 
wortlichkeit der Macht, deren Flagge derartige Schiffe führen (Artikel 1), müssen 
sie auch äußerlich als Kriegsschiffe kenntlich gemacht sein (Artikel 2), unter dem 
Kommando eines staatlich angestellten Offiziers stehen (Artikel 3), eine militärisch 
disziplinierte Besatzung haben (Aiiikel 4), bei ihren Unternehmungen die Gesetze 
und Gebräuche des Krieges beobachten (Artikel 5) und endlich in den offiziellen 
Listen der heimatlichen Kriegsmarine eingetragen sein (Artikel 6). 

Hinsichtlich des für die Umwandlung gestatteten Ortes war eine Reihe von 
Delegationen mit der Forderung hei^vorgetreten, daß eine solche nur in einem 
nationalen oder doch wenigstens von den eigenen Land- oder Seestreitkräften 
okkupierten Hafen stattfinden dürfe. Gegen diese ganz besonders seitens Englands 
vertretene Forderung traten eine Reihe von Mächten, daninter Deutschland und 
Rußland, unter Hinweis auf die Souveränität der Mächte auf hoher See für die 
Gestattung der Transformation außerhalb nationaler Häfen und fremder Territorial- 
gewässer ein. Da eine Einigung in der Frage nicht zu erzielen war, mußte dieselbe 
fallen gelassen werden ; mit ihr fiel auch die damit im engsten Konnex stehende, 
von der österreichisch- ungarischen Delegation gestellte Forderung auf Permanenz 
der Umwandlung, da unter Hinweis auf die staatliche Souveränität vielfache 
Stimmen für die Gestattung der Rückumwandlimg in nationalen Häfen laut 
wurden. 

Es mußten daher beide Fragen als dermalen noch nicht spruchreif in 
suspenso gelassen werden, doch wurde seitens der österreichisch-ungarischen 
Delegation bei der kommissionellen Beratung der Umwandlungsfrage darauf 
bestanden, daß der Bericht an die Konferenz einen Passus enthalte, welcher die 
Gründe des Absetzens dieser Punkte von der Tagesordnung angibt. 



«) Siehe Seite 158. 
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Wenn mithin die auf diesem Gebiet des Seekriegsrecht« herrschende 
Unsicherheit noch teilweise fortbesteht, so wurde doch durch die in den 
ersten fünf Artikebi der Konvention aufgenommenen Bedingungen für die Um- 
wandlung von Handels- in Kriegsschiffe ein wirksamer Riegel gegen Mißbräuche 
vorgeschoben. 
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VJTT. Convention relative ä la pose de mines sous-marines automatiques de 
contact. (Beilage 11.)*) 

Der Verlauf und die Ereignisse des letzten ostasiatischen Krieges hatten zwar 
einerseits die ganz hervorragende Bedeutung der Seeminen für den modernen 
Seekrieg kundgetan, anderseits jedoch der Öffentlichkeit auch die große Gefahr 
vor Augen gebracht, die mit der Anwendung dieses Kampfmittels nicht nur für 
die Kriegführenden, sondern ganz besonders für die neutrale Schiffahrt ver- 
bunden ist. 

Noch lange Zeit nach Abschluß des Portsmouther Friedens bildeten die 
herrenlos treibenden Minen, „der wandernde Tod im Meere", ein gefürchtetes, 
ganz unberechenbares Hemmnis der freien Schiffahrt in den Gewässern Ostasiens. 

Angesichts dieser Sachlage war es begreiflich, daß allerseits der Wunsch und 
das Bedürfnis nach einer Reglementierung der Minenfrage sich geltend machten, 
obwohl sich wohl niemand in Erwägung der vielen mit diesem Thema aufs engste 
verknüpften Vorfragen militärischer, technischer und völkerrechtlicher Natur die 
großen Schwierigkeiten verhehlen konnte, die einer solchen Regelung entgegen- 
standen. 

Allerdings ist die Konvention ein Krompromiß der auf der Konferenz zutage 
getretenen Anschauungen und Wünsche und daher — wie jede Abmachung dieser 
Art — in der einen oder anderen ihrer Stipulationen geeignet, die Kritik der ver- 
schiedenen Parteien herauszufordern. 

Erwägt man aber, daß bis zum Jahre 1907 die Frage der Anwendung der 
Minen einer völkerrechtlichen Regelung überhaupt nicht unterzogen worden war, 
so stellt das zustande gekommene Abkommen jedenfalls einen relativen Fortschritt 
dar, indem es die Anwendung dieser totbringenden Waffe zwar nicht ausschließt, 
für deren Verwendung aber doch bestimmte Regeln aufstellt und die gefährlichen 
Folgen derselben für die neutrale Schiffahrt möglichst einzuschränken sucht. 

Das abgeschlossene Minenreglement ist jedenfalls die Summe des derzeit 
Erreichbaren und bietet die Möglichkeit, auf seiner Grundlage den weiteren Aus- 
bau der Minenfrage fortzuführen, und dies um so mehr, als sich die Vertragsstaaten 
darin (Artikel 12) ausdrücklich verpflichten, sechs Monate vor Ablauf der auf 
sieben Jahre geschlossenen Konvention die Minenfrage einer Neuregelung zu 
unterziehen, insofern dies nicht bereits auf einer dritten Friedenskonferenz 
geschehen sein sollte. 
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Es liegt auf der Hand, daß heutzutage an eine gänzliche Streichung der 
Minen aus den Reihen der völkerrechtlich gestatteten Kriegswaffen noch wohl nicht 
zu d<*nken ist. Denn keim* Macht und ganz besonders nicht eine solche, die im 
Besitz von au8ged<*hnten Küsten oder Kolonien nur über eine relativ schwache 
Seemacht verfügt, düHte sich dazu verstehen, auf die möglicherweise aus dem 
(/(^brauch der Minen hervorgehende Ausgleichung der Kräfteverhältnisse gegen- 
über einem mächtigeren Gegner zu verzichten. 

Bei di(*8er Sachlage konnte der englische, von Japan unterstützte Vorschlag 
eines prinzijnellen gänzlichen Verbots der Anwendung der Treibminen ebenso- 
w<»nig (hirchiingen, wie der im Lauf der Verhandlungen geäußerte Gedanke, 
jenen Mächten, deren Minenmat(*rial den auf Unschädlichwerden nach dem Los- 
reißen von der Verankeining gestellten Anforderungen nicht entspräche, die 
B(*nutzung ihr(*r Minen bis zur entsprechenden Pei-fektionierung derselben zu unter- 
sagen. ( Jerade durch diese Proposition wären eine Reihe von Mächten, darunter 
auch die österieichisch-ungarische Monarchie, für längere Zeit verhindert gewesen, 
Minen b(*i der Küstenverteidigung anzuwenden und hiedurch stärkeren Seemächtt*n 
gegenüber erheblich geschwächt worden. Um daher das Zustandekommen eines 
Minenreglements zu ermöglichen, blieb der Konferenz nichts andres übrig, als 
unt(*r Beibehaltung beider Minenarten das Hauptgewicht auf das Moment ihrer 
Unschädlichwerdung zu legen und infolgedessen die Anwendung von Treibminen 
zu verbieten, welche nicht höchstens eine Stunde von dem Zeitpunkt an, nachdem 
derjenige, diT sie legte, die Kontrolle über sie verloren hat, von selbst unschädlich 
werden. Hinsichtlich der verankerten Kontaktminen stellte die Konferenz die 
Bedingung auf, daß sie im Momente des Loßreißens von ihrer Verankerung 
unschädlich werden müssen. 

Wegen der materiellen Konnexität zog die Konferenz auch die Fiage dtT 
Anwendung der Torpedos in Erwägung und bestimmte, daß dieselben nach Fehl- 
schüssen unschädlich werden müssen. (Artikel 1.) 

Um auch jenen Staaten, deren Minenmaterial derzeit diesen Anforderungen 
und der in Artikel 3 ganz allgemein ausgesprochenen Forderung des Unschädlich- 
werdens der Minen nach Ablauf eines begrenzten Zeitraumes noch nicht entspricht, 
den Beiti-itt zur Konvention zu ermöglichen, wurde ausdriicklicli — jedoch ohne 
strikte Fristbestimmung — festgesetzt, daß diese Mächte sich verpflichten, ehe- 
tunlichst ihr Minenmaterial der entsprechenden Perfektionierung zu unterziehen. 
(Artikel 6.) 

In Erwägung der großen Hemmnisse, welche die Blockade überhaupt und 
ganz besonders die völkerrechtlich vielfach bekämpfte Aufrechterhaltung derselben 
bei nicht genügenden Seestreitkräften durch Versenkung von Minen vor den 
feindlichen Küsten für die neutrale Handelsscliiffahi-t im Gefolge zu haben pflegt, 
glaubte die Konferenz eine praktikable Lösimg versuchen zu sollen. Sie sprach 
das Verbot der Minenlegung vor gegnerischen Häfen und Küsten lediglich zu dem 
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Zwecke der Unterbindung der Handelsschiffahrt (blocus commercial) ausdrücklich 
aus. (Artikel 2.) 

Da die Neutralen nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht haben, ihre 
Neutralität gegen Übergriffe seitens der Kriegspai-teien zu schützen, so versteht es 
sich eigentlich von selbst, daÜ sie auch ihrerseits zu diesem Zweck in ihren 
Territorialgewässem unter Beobachtung der übrigen Bestimmungen der Kon- 
vention Minen legen dürfen, und wurde ihnen diese Berechtigung in Aiiikel 4 der 
Konvention ausdiücklich bestätigt. 

Angesichts der Gefahr, die mit der Anwendung der selbst im Sinne des 
zustande gekommenen Abkommens perfektionleiien Minen immerhin verknüpft ist, 
glaubte die Konferenz gewisse Vorsichtsmaßregeln stipulieren zu sollen, die bei 
der Benutzung dieser Waffe nicht nur von den Kriegsparteien, sondern auch seitens 
der Neutralen eingehalten werden müssen, z. B. Anzeigepflicht gefahrlicher Rayons 
im diplomatischen Wege (Artikel 3, 4), Wegräumung der Minen nach Abschluß 
der Feindseligkeiten seitens der Belligerenten (Artikel 5). 

Die Bestimmungen bezüglich der Ratifikation der Konvention enthält 
Aiiikel 8 ; diese letztere ist für die Dauer von sieben Jahren geschlossen und gilt 
vom 60. Tage von der Hinterlegung der Ratifikationsurkunden an. 

Das nach langen mühevollen Verhandlungen eiTcichte Resultat bedeutet, wie 
schon oben bemerkt, einen relativen Fortschritt, befriedigt aber keineswegs jene, 
welche sich in erster Linie von humanitären Erwägungen leiten lassen, ohne auf 
die militärischen Notwendigkeiten Rücksicht zu nehmen. Zwei Punkte werden 
namentlich hervorgehoben, um den Mißerfolg der Konferenz mit Worten bitterer 
Kritik zu beklagen : Vor allem das Unterlassen des absoluten Verbots der Legung 
von Treibminen und sodann das Unvermögen der Konferenz, sich über eine 
örtliche Begrenzung der Legung von verankerten Minen zu einigen. 

England und Japan sowie die Vereinigten Staaten von Nordamerika ver- 
langten die totale Abschaffung der Treibminen. Im ersten Stadium der Beratimg 
trat auch Deutschland mit einem gleichen Antrag, allerdings nur versuchsweise, 
auf fünf Jahre hin, hervor. 

Allein die schwächeren Seemächte waren aus militärischen Gründen gezwungen 
sich dagegen zu erklären, so daß das deutsche von Österreich-Ungarn unterstützte 
Amendement keine absolute Majorität erzielte. Ausdrücklich wird aber vom ersten 
englischen und deutschen Delegierten hervorgehoben, daß mit dem Fallenlassen 
des Verbots durchaus nicht das Streuen von Treibminen auf offener See, unbe- 
kümmert um die gefährlichen Folgen für die neutrale Schiffahi-t, ganz allgemein 
als zulässig und legitim anerkannt worden sei. Dieses mörderische Kriegsmittel 
würde immer nur im Kampf zwischen ungleichen Gegnern als letztes Rettungs- 
mittel vom schwächeren angewendet werden. Als Remedur wurde trotz mancher 
technischer Bedenken das Erfordernis des Unschädlichwerdens eine Stunde nach 
der Lanzierung aufgestellt. Es ist dies ein technisches Problem, welches unschwer 
gelöst werden kann. 



^ 
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W;ui ifinu'.r AfM f IiiHchädljchwerdcn der verankerten Minen sofort nach flirein 
LoHreilieri von dt-r Verankerun*/ anbelangt, m> scheint diese?» Erfordernis nach dem 
Standfj dfM* fifjutif^fin Technik erfüllbar. 

(ibor di(? örtliche Beschränkung' der Legung von verankerten Minen konnte 
auch kein KinverntändniH erzielt werden. En^rland und Japan« Italien etc. hatten im 
(!ornif/, (rfjxamen einen Entwarf eingebracht, der die Drei-Seemeilengrenze ftir 
di(5 KüMtiMi und 10 Seemeilen als Grenze vor Seefestungen, befestigten Häfen etc. 
vorMcliluj^'. Allein diese Bc-itimmung .scheiterte ebenfalls an dem Widerstand der 
zur Sno schwächeren Mächte, wie Kußland, Deutschland, Österreich-Ungarn, zu 
denen Hich auch Nordamerika gesellte. 

Sollte eine Konvention überhaupt zustande kommen, so mußten alle diese 
hoiliumstrittenen Punkte fallen gelassen werden, für die sich im Plenum der Kom- 
nuHsion keine absolute Majorität gefunden hatte. 

Mit Recht erklärte Herr von Merey, man dürfte kein Seekriegsabkommen 
troffen, welches fiktive Verbote aufstellt, die im ersten Falle militärischer Not- 
wendigkeit durchbrr)chen würden. An Stelle solcher fiktiver obligatorischer Bestim- 
mungen sollte man sich auf Koditizierung der wenigen Punkte beschränken, über 
wolchi* Stimmeneinhelligkeit in der Konferenz erzielt worden wäre. Damit schaffe 
man eine ernste, aufrichti<jre und daher nützliche Konvention. Der legitimen Be- 
uuruhigung der neutralen Schiffahrt, den Geboten der Humanität werde durch das 
aufgestellte Postulat d<\s L'nschädlichwerdens der Minen in kürzester Frist möglichst 
Rt^chnung getragen. 

Seitens einiger Mächte wurden zu den einzelnen Artikeln des Abkommens, 
betreffend die l^egung automatischer Kontaktminen, namentlich zu Aitikel 1, 2, 3, 
5 und ü, Resei-ven gemacht, so daß deren Bestimmungen für und gegen dieselben 
keine Geltung haben. 

Die Interessen unserer Kriegs- und Handelsflotte sind durch die angenom- 
menen Bestimmungen hinreichend gewahrt. 
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EK. Convention concernant le bombardement par des forces navales en temps 
de guerre. (Beilage 12.)*) 

In einem „voeu" hatte die erste Haager Friedenskonferenz den Wunscb 
geäulieit, daß die Frage der Beschießung von Häfen, Städten und Dörfern durch 
Seestreitkräfte auf einer künftigen Friedenskonferenz gelöst werden möge. Aus 
diesem Grande wurde die Frage des Bombardements durch Seestreitkräfte in das 
Programm der zweiten Haager Konferenz aufgenommen und bildete dieselbe den 
Gegenstand spezieller Anträge dei* Delegationen der nordamerikanischen Union, 
Rußlands, Spaniens, Frankreichs und Hollands. 

Die von diesen Delegationen vorgebrachten Motionen ^v^u'den auf Antrag des 
ersten italienischen Delegierten Grafen Tomielli zu einer einzigen Proposition ver- 
schmolzen, die dann als Abkommen, betreffend die Beschießung durch Seestreit- 
kräfte in Kriegszeiten, auf der Konferenz zur Annahme gelangte. 

Die Konvention besteht aus drei Kapiteln, von denen das erste die Beschießung 
unverteidigter Häfen, Städte, Dörfer, Wohnstätten oder Gebäude behandelt, das 
zweite die allgemeinen, das dritte, die Schlußbestimmungen enthält. 

Der Tenor dieser Konvention ist die Schaffung möglichst analoger Bestim- 
mimgen für den Seekrieg, wie sie dmeh das in Artikel 25 des alten und neuen 
Landkriegsreglements ausgesprochene Verbot der Beschießung unvei"teidigter 
Städte, Dörfer, Wohnstätten oder Gebäude für den Landkrieg bestehen. 

Aitikel 1 des Abkommens spricht daher ganz allgemein in seinem ersten 
Absatz dieses Verbot aus, welches überdies durch die in Alinea 2 ausgesprochene 
Untersagung des Bombardements derartiger Ortschaften ausschließlich aus dem 
Grund, weil vor ihrem Hafen unterseeische selbsttätige Kontaktminen gelegt sind, 
verschärft wird. 

Gegen diese letztere, den Wünschen unserer Marineverwaltung entsprechende 
Bestimmung haben eine Reihe von Mächten (Deutschland, England, Frankreich, 
China, Japan und Spanien) mit der Motivierung Reserven eingelegt, daß durch 
Minen geschützte Plätze nicht als unverteidigt betrachtet werden können. 

Unter Rücksichtnahme auf die besonderen Verhältnisse des Seekrieges sind 
jedoch in Artikel 2 und 3 bestimmte Ausnahmen von d(»m allgemein ausge- 
sprochenen Verbot der Beschießung offener Plätze statuiert worden. 

Man ging hier von der Ansicht aus, daß einem Landheer erforderlichenfalls 
zur Zerstörung militärisch wichtiger Objekte und zur Durchsetzung von Ansprüchen 

«) Siehe Seite 169. 
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auf Lebensmittel und Vorräte außer der Beschießung auch andere Wege oflFen 
seien, als der eventuell an einer Landung verhinderten Flotte. Es können somit 
durch Seestreitkräfte militärische Etablissements des Gegners und im Hafen befind- 
liche Kriegsschiffe beschossen werden, ebenso kann die Lieferung von Viktualien 
und sonstiger Bedarf durch ein Bombardement erawungen werden. 

Diese Vorgangs weise ist jedoch — abgesehen von zwingenden militärischen 
Gründen — an die Bedingung der Gewährcmg einer angemessenen Frist zur Vor- 
nahme der beauftragten Zerstöining wichtiger militärischer Anlagen oder Schiffe 
sowie zur Erftillung der verlangten Beistellung von Proviant und Lebensmitteln 
geknüpft. 

Eine Beschießung offener Plätze wegen der Nichtleistung von Geldkontribu- 
tionen ist jedenfalls verboten. (Artikel 4.) 

Das zweite Kapitel der Konvention enthält die auf die Beschießung ver- 
teidigter und unverteidigter Plätze bezüglichen allgemeinen Bestimmungen. 

Nach Analogie der Artikel 26 bis 28 des Landkriegsreglements wird der 
Schutz der religiösen, wissenschaftlichen und humanitären Zwecken dienenden 
Gebäude und Anstalten sowie der historischen Denkmäler (Artikel 5), die Forderung 
nach einer vorhergehotiden Ansage des Bombardements (Artikel 6) und das absolute 
Verbot der Plünderung der im Sturme genommenen Lokalität ausdrücklich aus- 
gesprochen. 

Das dritte Kapitel (Artikel 8 bis 13) regelt die Anwendung, Ratifikation und 
Kündigung des Abkommens sowie die Modalitäten des nachträglichen Beitritts zu 
demselben. 
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X. Convention pour Fadaptation k la guerre maritime des principes de la 
Convention de Gen^ve. (Beilage 13.) *) 

Dieses Abkommen ist eine Neuadaptierung des gleichnamii^^en Übereinkommens 
vom Jahre 1899 im Sinne des am G. Juli 1906 an Stelle der Konvention vom 
22. August 1864 getretenen neuen Genfer Abkommens. 

Die Basis der Beratungen bildete ein für den Seekrieg nach tunlichster 
Analogie mit den bestehenden Bi^stimmungen für den Landkrieg ausgearbeiteter 
deutscher Vorschlag, zu welchem die französische und niederländische Delegation 
ihrerseits Amendements eingebiacht hatten und der im großen und ganzen zur 
Annahme gelangte. 

Die Bestimmungen des bereits bestehenden Haager Übereinkommens 
erscheinen zumeist unverändert aufgenommen, nachstehende Änderungen wären 
jedoch hervorzuheben: 

Die Bestimmung des Artikels 3, wonach die von neutralen Privatpersonen oder 
Gesellschaften ausgerüsteten Hospital schiffe, analog den von Privaten ausgerüsteten 
Sanitätsformationen im Landkiiege, sich fortan einer der' kriegführenden Mächte 
anzuschließen und zu unterstellen haben. 

Diese aus militärischen Gründen gebotene Unterstellung kommt auch in der 
Bestimmung des Artikels 5, Absatz 4, zum Ausdruck, wonach neutrale Hospital- 
schiffe am Hauptmaste die nationale Flagge des Kriegführenden fuhren müssen, 
dessen Leitung sie untersteltt sind. 

Da laut des neuen Ai-tikels 14 (alter Artikel 19) Schiffbrüchige, Verwundete 
oder Kranke eines Kriegführenden, wenn sie in die Gewalt des Gegners fallen, 
kriegsgefangen sind, kann nach Artikel 12 jedes Kriegsschiff einer Kriegspartei die 
Herausgabe der Kranken Verwundeten oder Schiffbrüchigen verlangen, die sich 
an Bord von Hospital- oder Handelsschiffen irgend einer Nationalität befinden. 

Nach Artikel 13 ist Vorsorge zu treffen, daß Verwundete, Kranke oder 
Schiffbrüchige, die ein neutrales Kriegsschiff aufgenommen hat, an den Feindselig- 
keiten nicht mehr teilnehmen. Die näheren diesbezüglichen Bestimmungen geben 
die Aiidkel 14 und 15 wieder, welch letzterer die Bestimmung des seinerzeit weg- 
gefallenen Artikels 10 der Konvention vom Jahre 1899 wiederherstellt, wonach die 
in den neutralen Häfen ausgeschifften Kranken, Verwundeten und Schiffbrüchigen 
durch den neutralen Staat derart bewacht werden sollen, daß sie an den Klriegs- 
operationen nicht mehr teilnehmen können. 
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Die Delegierten der Türkei und Persiens hatten die bekannten Vorbehalte 
dieser Mächte wegen Anerkennung des roten Halbmondes, beziehungsweise des 
roten Löwen und der roten Sonne auf den türkischen und persischen Hospital- 
schiifen vorgebracht. Da sich diese Reserven nur auf den Seekrieg bezogen und 
die Genfer Konventionen vom Jahre 1864, beziehungsweise 1906, unberührt 
lassen, konnten die Delegierten Österreich-Ungarns, Deutschlands, Rußlands, 
Italiens, Großbritanniens und der vereinigte Staaten ihren türkischen und persischen 
Kollegen die Versicherung der Anerkennung des roten Halbmonds, beziehungs- 
weise des roten Löwen und der roten Sonne für die Ambulanz- und Lazarett- 
schiffe der Türkei und Persiens geben, wodurch diese Frage erledigt erscheint. 
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XL Convention relative k certaines restrictions k Vexercice du droit de 
capture dans la guerre maritime. (Beilage 14.) *) 

Das Prinzip der Unverletzlichkeit des Privateigentums zur See war bereits im 
Jahre 1899 seitens der Delegierten der nordamerikanischen Union zum Gegen- 
stand konkreter Vorschläge auf der ersten Haager Friedenskonferenz gemacht, 
die Diskussion dieses Themas damals jedoch als nicht zum Verhandlungsprogramm 
gehörig, abgelehnt worden. 

In Ausführung des Punktes 3, Alinea 3, des Programms der zweiten 
Haager Friedenskonferenz langten diesmal seitens der verschiedenen Delegationen 
zu dieser Frage im ganzen zehn konkrete Vorschläge ein, die mehr oder weniger 
auf die Abschaffung, beziehungsweise Einschränkung des Seebeuterechtes hin- 
zielten. 

Die Diskussion der einzelnen Projekte, bei welcher die österreichisch- 
ungarische Delegation erklären konnte, für den liberalsten der gemachten 
Vorschläge vom Haus aus stimmen zu wollen, ergab, daß die Frage der 
Abschaffung des Seebeuterechts infolge allzu großer Differenzen zwischen den 
Standpunkten der großen Seemächte derzeit noch nicht sprachreif sei. Ein gleiches 
Schicksal hatten die mit dieser Frage im engsten Konnexe stehenden Fragen der 
Kriegsblockade, der Zerstörung neutraler Prisen und der Kriegskonterbande zur 
See, hinsichtlich deren infolge des Scheiterns des Versuches einer Einigung der 
Status quo aufrecht erhalten bleibt. 

Was besonders die Frage der Kriegskonterbande im Seekriege betrifft, so 
trat die englische Delegation für die gänzliche Abschaffung dieser letzteren auf 
der Konferenz ein, während die Propositionen der anderen Delegationen, darunter 
jener Deutschlands, Frankreichs, Amerikas und Brasiliens, nicht auf die Abschaffung 
der Konterbande als solcher, sondern hauptsächlich auf die Reglementierung der 
in Ansehung derselben üblichen Praxis, durch eine genauere Feststellung des 
Begriffes der absoluten und relativen Kriegskonterbande hinzielten. 

Für die Abschaffung der Konterbande stimmten die Delegationen von 
26 Staaten daninter auch die der österreichisch-ungarischen Monarchie, welche 
auch hier von allem Anbeginn erklärt hatte, dem für die neutralen Mächte 
günstigsten Antrag beitreten zu wollen. 
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Worin auch die Konferenz das Seebeuterecht nicht gänzlich aus der Welt 
Kchaircn konnte, ho hat Hie dennoch in den zuntandeirekommenen Abkommen einige 
wichtige KirjHchränkungen dieHes Rechtes zusammengefaßt; dieselben beziehen 
Mich auf die iiehandlung der Post zur 8ee, die Exemption gewisser Fahrzeuge von 
(b^v Wegnahme und endlic^i auf die Behandlung der Besatzung weggenommener 
feindlicher Handelsschiffe. 

WaM die Abmachungen bezüglich der Behandlung der Post im Seekrieg 
betriilY, ho kamen <lie Bestimmungen der Ailikel 1 und 2 des ersten Kapitels der 
Konvention auf Grund eines deutschen Antrages zur Annahme. In diesen Artikeln 
wird die Ilnverlctzlichkeit der Post zur See, mit welcher Frage sich schon das 
Institut de droit international im Jahre 1806 beschäftigt hatte, allgemein aus- 
g«H|)rochen; eine Ausnahme wurde nur für den Fall des Blockadebruches stipulieit, 
falls die saisieite Korres[»ondenz für den blockierten Hafen bestimmt ist oder aus 
dicHem stammt. 

l)as Ue<*Jit der Visite neutraler Postdampfer bleibt aufrecht, jedoch soll eine 
Untersuchung nur im Notfall und mit tunlichster Beschleunigung und Schonung 
stattfinden. 

Durch Kapitel 2, Artikel Ji und 4 der Konvention wird die Befreiung gewisser 
Sehiflfskategonon, vornehmlich der dem Lokalverkehr, der Küstenfischerei 
dienen<len und der mit i*eligiösen, wissenschaftlichen und humanitären Missionen 
betrauttMi V^ihrzcuge, von d(*r Wegnahme* ausgesprochen, unter der Voraussetzung, 
daß dii^selbon auf kein(*rl(*i Wt'isc an den Feindseligkeiten teilnehmen und von 
don Vertragsmächten nicht zu militärischen Zwecken mißbraucht werden. 

Uureh diese Bestimmungen hat die bisherige völkerrechtliche Übung der 
Befreiung der KüsttMi- und Lokalschitfahrt von der Wegnahme ihre gesetzliche 
Koditikation gefunden. 

l>as dritte Kapitel des Ubereinkonmiens regelt endlich das Schicksal der 
Benumnung der von einem Kriegführenden weggenommenen feindlichen Handels- 
sehitVe, 

niese Benu\nnung kann von nun an, insofern sie einem neutralen Staate 
angt^hJul, nicht mehr zu Kriegsgefangenen gemacht werden, ebenso wie die 
neutralen Kapitäne uml Offiziere, falls dieselben sieh schriftlich vei-pflichten, für 
die Hauer des Kriegi^s auf keinem feindlichen Schiffe Dienste zu nehmen. 
( Artikel ft.^i 

Her gleichen Begünstigung werden der Kapitän, die Offiiziere und die 
Henuuinung gtMuunmener feindlicher Kauft ah iteischiffe teilhaftig, die der feind- 
Hehen Macht als Staatsbürger iu\gehöi*en, di^eh müssen dieselben sich in Hinkunft 
soKrit>lieh vorptliehten, während der Dauer der Feindseligkeiten keinen Dienst zu 
übernehnxen, der mit den Kriegsunternehmimgi^i im Zusannnenhang steht 
^Artikel 6.) 
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In Ei-manglung einer solchen Erklärung werden diese Personen der üblichen 
Praxis gemäß zu Kriegsgefangenen gemacht. 

Der größeren Sicherheit halber sind die Namen der gegen Revei's frei- 
gelassenen Personen vom Nehmestaat der Gegenpartei mitzuteilen, welch letzterer 
eine wissentliche Vei-wendung dieser Personen untersagt ist. (Aiiikel 7.) 

Es ist selbstverständlich, daß diese Begünstigung nicht der Bemannung 
von Schiffen zugute kommt, die an den Feindseligkeiten teilgenommen haben. 
(Ai-tikel 8.) 

In Ergänzung dieser Bestimmungen hat die Konferenz endlich den Wunsch 
ausgesprochen, daß die Mächte bis zum Zustandekommen einer vollständigen 
Vereinbarung über die Gesetze und Gebräuche des Seekrieges auf der nächsten 
Friedenskonferenz die Ginmdsätze des Landkriegsreglements — soweit wie 
möglich — auf den Seekrieg anwenden möchten. (Voeu 4 acte final.) *) 



«) Siehe Seite 78, vobu 4''. 
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XII. Convention relative k T^tablissement d une Cour internationale des 
prises. (Beilage 15). *) 

Nach den bis zur zweiten Haager Konferenz in Geltung stehenden Bestim- 
mungen des internationalen Rechtes ist jede Macht ausschließlich für sich allein 
kompetent, über die Legalität der von ihren Schiffen aufgebrachten Prisen zu ent- 
scheiden. 

Der Staat, der bei der Verhandlung vor seinen Prisengerichten B.ichter in 
eigener Sache war, zog sich, ob nun mit Recht oder Unrecht, stets das Odium der 
Parteilichkeit zu. Überdies pflegten die keinem internationalen Rechtszug unter- 
worfenen nationalen Urteile in Prisensachen zu den unliebsamsten diplomatischen 
Weiterungen mit jenen neutralen Staaten zu führen, die sich ihrer durch die 
Erkenntnisse der Prisengerichte bena(*.hteiligten Staatsangehörigen angenommen 
hatten. 

Die völkerrechtliche Literatur unterzog daher die nationale Rechtsprechung 
in Prisensachen seit jeher einer scharfen Kritik und war es ganz besonders das 
Institut de droit international, das in neuerer Zeit — insofern neutrale Prisen in 
Betracht kamen — die Forderung nach (»iner internationalen Regelung der Frage 
und nach Errichtung internationaler Prisengerichte aufstellte. 

Doch gerade diese Wünsche hatten bisher bei den führenden Seemächten 
sU'ts taube Ohren gefunden. Um so dankenswerter erscheint es daher, daß auf der 
zweiten Haager Konferenz gleich zwei Anträge auf Errichtung (uner intematio- 
nalen Appellinstanz in Prisensachen eingebracht wurden, von denen der eine von 
Deutschland, der andere von England stammte. 

Das deutschem und das englische Projekt der Eirichtung eines inti^mationalen 
Prisengerichtshofs gingen zunächst in vielen Punkten auseinander, doch waren 
die Gegensätze, die sich hauptsächlich auf die Berechtigung zur Aninifung des 
Prisengerichtes, den Instanzenzug und die Organisation dieser Appellinstanz in 
Prisensachen bezogen, nicht unüberbrückbar. 

Vielmehr fand unter tätiger Mitwirkung der französischen und der amerika- 
nischen Delegation (Mne Vereinigung beid(*r Propositionen statt, die dann als 
deutsch-englisch-französisch-amerikanischer Vorschlag von der Konferenz sank- 
tioniert wurde. 

Die zustande gekommene Konvention besteht aus 57 Artikeln in vier Titeln, 
von denen der erste die allgemeinen Bestimmungen, der zweite die Zusammen- 



♦) Siehe Seite 197. 
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Setzung des inteniationalcn Prisenhofs, der dritte das Verfahren vor demselben, 
der vierte Titel endlich die Schlußbestimmungen enthält. 

Eine nähere Betrachtung der allgemeinen Bestimmungen des Abkommens, 
Artikel 1 bis 9, läßt leicht erkennen, daß in der Konvention die Interessen der 
Neutralen, zum Teil sogar die der feindlichen Privatpersonen, die weitestgehende 
Berücksichtigung gefunden haben. So ist das feindliche Eigentum ganz besonders 
in dem Falle geschützt, wenn es auf neutralen Schüfen verfrachtet war; sodann, 
wenn es zwar am Bord eines feindlichen Schiffes befindlich, jedoch in neutralen 
Gewässern zur Prise gemacht worden ist oder mit Verletzung eines zwischen den 
Belligerenten geschlossenen Vertrages oder doch wenigstens einer von der neh- 
menden Seemacht erlassenen Rechtsvorschrift genommen worden ist. (Ai-tikel 3.) 

Was die Berechtigung zum Einschreiten beim Oberprisengericht betrifft, so 
bricht das vorliegende Abkommen mit der bisher herrschenden Theorie, laut 
welcher nur den Staaten das Recht des Anrafens des Prisengerichtes zustand, 
indem es ausdrücklich in Artikel 4 auch neutralen und in gewissen Fällen sogar 
der feindlichen Macht angehörenden Privatpersonen dieses Recht einräumt. 

Die Rechte der Nebenbeteiligten regelt Artikel 5. 

Der Rekurs an den Prisenhof kann ergriffen werden, wenn die Angelegenheit 
höchstens zwei nationale Instanzen durchlaufen hat. Ist innerhalb zweier Jahre 
nach der gemachten Prise seitens der nationalen Gerichte keine Entscheidung 
gefällt worden, so kann unmittelbar an den Prisenhof herangetreten werden. 
(Artikel 6.) 

In Ennanglung bestehender Abkommen zwischen den Prozeßparteien richtet 
sich der Prisenhof bei seinen Entscheidungen nach den Grundsätzen des Völker- 
rechts und in zweifelhaften Fällen nach jenen der Gerechtigkeit und Billigkeit. 
(Artikel 7.) 

Der Prisenhof kann sich nun entweder für die Legalität der gemachten Prise 
oder deren Gegenteil entscheiden, in welch letzterem Falle er die Rückgabe des 
Schiffes oder seiner Ladung anordnet, oder, falls dies nicht mehr möglich erscheint, 
die Höhe des Schadenersatzes feststellt. Letzteres findet auch statt, wenn bereits 
die nationale Gerichtsinstanz die Wegnahme für nichtig erklärt hätte. (Artikel 8.) 

Was die Zusammensetzung des Prisenhofes, welcher im Haag seinen Sitz 
haben wird, betrifft, so besteht derselbe aus Richtern und Ersatzrichtern, die von 
den Vertragsstaaten ernannt werden und sämtlich Rechtsgelehrte von anerkannter 
Kompetenz in Fragen des internationalen Seerechts sein müssen (Aiiikel 10). 
Diese Richter und Hilfsrichter sind auf sechs Jahre ernannt (Artikel 11), stehen 
einander gleich (Ai-tikel 12) und genießen wähi-end der Ausübung ihres Amtes und 
außerhalb ihres Landes die diplomatischen Vorrechte und Exemptioncn (Ai-tikel 13). 
Der ständige Prisenhof ist mit 15 Richtern besetzt; 9 Richter genügen zur Beschluß- 
fähigkeit (Ai-tikel 14). In dieses ständige Gericht sind die von Deutschland, den 
Vereinigten Staaten von Amerika, Osterreich-Ungam, Frankreich, Großbritannien, 
Italien, Japan und Rußland ernannten Richter ständig berufen, während jene der 
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anderen Mächte nach einem dem Abkommen angeschlossenen Schema der Reihe 
nach in Funktion treten. Dieselben entsenden die übrigen 7 Richter und die 
15 Ersatzrichter, entweder so, daß mehrere Staaten eine Gruppe bilden, die nach 
einem Turnus einen Richter delegieren, oder aber mit der Modalitat, daß die Man- 
date einzelner Staaten kürzer als 6 Jahre laufen. Nebst der Eigenschaft als Groß- 
macht waren Bedeutung und Umfang der Handels- und Kriegsflotte die entschei- 
denden Momente bei der überaus heiklen Frage der Repai-tierung der Richter- 
mandate, an der die ganze Konvention nahezu scheiterte. (Artikel 15.) 

Aus Gründen der Billigkeit wurde jedoch bestimmt, daß in konkreten Fällen 
die jeweilig im Prisenhof tumusgemäß nicht vertretene Kriegspartei Sitz und 
Stimme im Gericht zu erhalten habe. Das Los entscheidet sodann, welcher von 
den auf Grund der Reihenfolge funktionierenden Richtern auszuscheiden habe; es 
ist selbstverständlich, daß dies nicht der Vertreter der Gegenpartei sein kann. 
(Artikel 16.) 

Ebenso versteht es sich von selbst, daß die Bestimmungen des Abkommens 
bezüglich der Errichtung eines internationalen Prisenhofes nur dann platzgreifen 
können, wenn als Beteiligte Vertragsmächte oder Angehörige derselben figurieren. 
(Ai-tikel 51.) 

Artikel 52 bis 57 regeln die Ratifikation, das Inkrafttreten, die Dauer sowie 
die Wirkung der Kündigung der Konvention und die Modalitäten der eventuellen 
Vorbringung von Abänderungsvorschlägen zu Aiiikel 15, betreffend die Vertretung 
der einzelnen Mächte im Pi-isenhof. Die Konvention ist auf 12 Jahre abgeschlossen 
und wird stillschweigend von 6 zu 6 Jahren erneuert. 

(Artikel 55) Die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden hat spätestens am 
30. Juni 1909 stattzufinden, also ein Jahr später als jene der anderen Konven- 
tionen, wenn zu diesem Zeitpunkt die zur Ratifizierung bereiten Mächte dem 
Prisenhof 9 Richter und 9 Hilfsrichter als die zur Beschlußfähigkeit erforderliche 
Besetzung stellen können. Andernfalls wdrd die Hinterlegung bis zur Erfüllung 
dieser Bedingungen vertagt. 

Die dargestellten Bestimmungen des Abkommens und besonders jene über 
das Verfahren vor dem internationalen Prisenhof wurden größtenteils dem 
für die neutralen Mächte und die Privatpersonen günstigeren deutschen Entwurf 
entnommen. 

Das Abkommen wurde auf der Konferenz von 37 Staaten angenommen, 
dagegen stimmte eine Macht (Brasilien), während sich sechs Mächte (darunter Ruß- 
land) der Abstimmung enthielten; es stellt einen bedeutenden Erfolg der zweiten 
Haager Konferenz und einen markanten Wendepunkt in der Fortbildung des 
Völkerrechts dar, da der neugeschaffene internationale Prisenhof als der erste 
wirklich juristische dauernde Organismus im internationalen Recht betrachtet 
werden kann. 
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Xni. Convention concemant les droits et les devoirs des Puissances neutres 
en cas de guerre maritime. (Beilage 1 6.) *) 

Dieses Abkommen kam auf Grund eines weitgehenden, durch die Proposi- 
tionen der japanischen, russischen, spanischen, dänischen, portugiesischen, brasili- 
anischen und norwegischen Delegationen mehr oder weniger amendierten eng- 
lischen Vorschlages, betreffend die Rechte und Pflichten der Neutr.ilen im 
Seekrieg, zustande und bildet das Gegenstück des diesbezüglich für den Land- 
krieg beschlossenen Abkommens. 

Das Übereinkommen umfaßt 33 Artikel, wovon die ersten sechs das Verhalten 
der Kriegsparteien in neutralen Häfen und Gewässern, Artikel 6 bis 25 jenes der 
neutralen Mächte gegenüber den Kriegführenden, endlich Artikel 25 bis 33 die 
allgemeinen Vorschriften und die Schlußbestimmungen enthalten. 

Was das Verhalten der Kriegfuhrenden in neutralen Häfen mid Territorial- 
gewässem betrifft, so sind denselben alle Kriegsoperationen, welche eine Ver- 
letzung der Hoheitsrechte der neutralen Mächte involvieren (Artikel 1), und zwar 
ganz besonders die Begehung von Feindseligkeiten, die Ausübung des Rechtes der 
Visite und das Prisenmachen (Artikel 2) verboten. In ihren territorialen Gewässern 
zu Prisen gemachte Schiffe sind von der neutralen Macht, falls sie sich noch in 
ihrem Hoheitsbereich befinden, mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln zu 
befreien und die von dem Wegnehmenden auf die Prise gelegte Besatzung fest- 
zuhalten. 

Sollte das zur Prise erklärte Schiff sich bereits außerhalb des Machtbereiches 
der neutralen Macht befinden, so hat der Nehmestaat auf deren Verlangen die 
Prise samt ihren Offizieren und Mannschaften freizugeben. (Artikel 3.) 

Eine weitere Folge des Gebots der Unverletzlichkeit des neutralen Gebiets 
mid der neutralen Territorialge wässer ist das im Ai-tikel 4 ausgesprochene Verbot 
des Errichtens eines Prisengerichtes auf neutralem Territorium oder auf einem in 
neutralen Gewässern befindlichen Schiffe, sowie die dem Artikel 3 des Abkommens, 
betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte und Personen im Falle 
eines Landkrieges, nachgebildete Untersagung des Artikel 5, wonach die Kriegs- 
parteien neutrale Häfen und Territorialgewässer nicht zur Basis ihrer Kriegsope- 
rationen machen und insbesondere daselbst keine radiotelegrapischen Stationen 
oder andere Anlagen zur Verständigung mit ihren Land- und Seestreitkräften 
errichten dürfen. Analog der in Artikel 7 der früher ei^wähnten Konvention für 
den Landkrieg enthaltenen Stipulation ist auch im Seekriege die neutrale Macht 



♦) Siehe Seite 217. 
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nicht verpflichtet, Lieferungen von Waffen, Munition und sonstigem Kriegsbedarf, 
die für Rechnung des einen oder anderen der Belligerenten aus ihi-em Gebiet 
erfolgen, zu verhindern. (Artikel 7.) 

Dagegen ist ihr selbst ausdi-ücklich die Abgabe von Kriegsschiffen, Munition 
und sonstigem Kriegsmaterial an die Kriegsparteien verboten (Artikel 6) und zur 
Pflicht gemacht, mit allen ihr zu Gebot stehenden Mitteln die Ausrüstung oder 
Bewaffnung jedes Schiffes zu verhindern, bei dem die Annahme begründet 
erscheint, daß es zum Kreuzen oder zu feindlichen Unternehmungen gegen jede 
Macht, mit der sie im Frieden lebt, bestimmt ist. 

Desgleichen ist sie verpflichtet, darüber zu wachen, daß nicht aus ihrem 
Hoheitsbereich ein zum Kreuzen oder zur Teilnahme an den Kriegsoperationen 
bestimmtes Schiff auslaufe, das innerhalb ihrer Territorialsphäre ganz oder teil- 
weise ausgerüstet worden ist. (Artikel 8.) 

Es versteht sich von selbst, daß die neutrale Macht die den Kriegführenden 
gewählten Begünstigungen und die für dieselben dekretierten Beschränkungen auf 
beide Parteien gleichmäßig zur Anwendung bringen muß. (Artikel 9.) 

Die Durchfahrt neutraler Gewässer seitens der Kriegsschiffe und Prisen der 
Belligerenten (Artikel 10) sowie die Benutzung neutraler Lotsen (Artikel 11) stellt 
keinen Binich der Neutralität dar. 

Artikel 12 regelt — unter Aufrechterhaltmig der staatlichen Souveränität — 
die konti-overse Frage des Aufenthaltes der Schiffe der Kriegführenden in neutralen 
Häfen, indem er bestimmt, daß, falls diesfalls keine besonderen territorialen gesetz- 
lichen Bestimmungen bestehen, dieser Aufenthalt höchstens 24 Stunden dauern 
dürfe. 

Die näheren Bestimmungen hinsichtlich dieses Aufenthaltes enthalten die 
Ai-tikel 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23 und 24. 

Hervorzuheben wäre Artikel 14, laut welchem diese 24stündige Frist im Falle 
von Havarien oder wegen des Zustandes der See verlängeii; werden kann, ferner 
die Bestimmungen der Artikel 17 und 18, wonach der Aufenthalt in neutralen 
Häfen nicht zur Verstärkung der militärischen Kraft der Kriegsschiffe der Belli- 
gerenten, sei es durch Erneuerung der militärischen Vorräte, der Verstärkung der 
Armierung oder der Besatzung, mißbraucht werden darf. 

Lebensmittel dürfen daher nur in dem Maße seitens der Kriegführenden in 
neutralen Häfen und auf neutralen Rheden eingenommen werden, als es zur 
Ergänzung ihres Vorrates auf den regelmäßigen Friedensbestand unbedingt not- 
wendig erscheint, Feuerungsmaterial regelmäßig nur in dem Ausmaß, um den 
nächsten Heimatshafen erreichen zu können (Artikel 19), wobei die Verfügung 
getroffen ist, daß solche in neutralen Gt^wässem mit Feuerungsmaterial versehene 
Fahrzeuge erst nach Ablauf von drei Monaten ihren Vorrat in einem Hafen der- 
selben neutralen Macht erneuern dürfen. (Artikel 20.) 

Von den Kriegführenden gemachte Prisen dürfen nur im Falle der Seenot 
neutrale Häfen anlaufen und müssen dieselben sofort nach Behebung der Gründe 
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ihres Anlaufens wieder verlassen; bei Nichtbefolgung der Aufforderung hiezu muß 
die neutrale Macht für die Befreiung der Prisen Vorsorge treffen (Artikel 21). 
Letzteres hat nach Ai-tikel 22 auch hinsichtlich jener Prisen platzzugreifen, welche 
ohne die Voraussetzungen der ungünstigen See, des Mangels an Feuerungsmate- 
rial oder an Vorräten in neutrale Häfen gebracht werden. 

Da eine strenge Durchführung der dargestellten Bestimmungen der Aiiikel 21 
und 22 wohl zu einer Zerstöning der Prisen seitens der Belligerenten in allen 
jenen Fällen führen könnte, wo ein Weitertransport derselben in heimische Häfen 
ausgeschlossen erscheint, gibt Artikel 23 aus humanitären Gründen den neutralen 
Mächten das Recht, Prisen mit oder ohne Begleitung in ihren Häfen zuzulassen, 
wenn sie dorthin gebracht werden, um bis zur Entscheidung des Prisengerichtes in 
Vei-wahrung gehalten zu werden. Zu diesem Zweck kann die neutrale Macht die 
Prisen auch in einem beliebigen ihrer Häfen konsignieren. 

Ai'tikel 24 bestimmt das wider jene Kriegsschiffe der Belligerenten einzuhal- 
tende Verfahren, die einen Hafen, wo sie nicht berechtigt sind zu bleiben, trotz 
der Auffordening zum Auslaufen nicht verlassen. Diese Schiffe sind in geeigneter 
Weise an einer ferneren Teilnahme an den Kriegsoperationen zu verhindern, und 
ihre Offiziere und Bemannimg im neutralen Gebiet festzuhalten. 

Unter Hinweis auf Aiiikel 25, welcher der neutralen Macht, nach Maßgabe 
ihrer verfügbaren Mittel, die strikteste Verhinderung jeder Verletzung ihrer Neu- 
tralität besonders einschärft, bestimmt der auf eine russische Proposition hin 
zustande gekommene Ai-tikel 26, daß die Ausübung der in dem Abkommen fest- 
gesetzten Rechte seitens der neutralen Macht ihr seitens der Ki'iegsparteien nicht 
als feindselige Handlung angerechnet werden darf. 

Artikel 27 bis 33 enthalten die allgemeinen Schlußbestimmungen. 

Das Abkommen, betreffend die Rechte und Pflichten der Neutralen im Fall 
eines Seekrieges, regelt im großen und ganzen Fragen, welche die österreichisch- 
ungarische Monarchie, wegen der von den großen Seestraßen entfernten Lage ihrer 
Häfen und Küsten, kaum unmittelbar tangieren, jedoch für eine Reihe von größeren 
und kleineren Seemächten von der weitestgehenden Bedeutung sind. Es ist als ein 
nicht zu unterschätzender Fortschritt des Völkerrechts zu betrachten, insofern es 
für verschiedene bisher kontroverse Fragen eine Lösung bringt, so ganz besonders 
für jene des Aufenthaltes der Schiffe der Kriegführenden in neutralen Häfen, der 
Pflichten der Neutralen in Ansehung des Handels von Kriegskonterbande und der 
Zulassung von Prisen in neutrale Häfen. Nichtsdestoweniger haben einige Mächte, 
namentlich Großbritannnien, die Vereinigten Staaten, Japan, Spanien, Persien, 
Griechenland und Cuba Vorbehalte bezüglich des ganzen Inhalts des Überein- 
kommens gemacht und dieselben mit der Absicht motiviert, den einzelnen Regie- 
rungen Zeit zum Studium der Abmachungen zu lassen. 

Weitere Reserven machten die Türkei zu Artikel 10, betreftend die Durch- 
fahrt dm'ch neutrale Küstengewässer wegen der Dardanellen, Deutschland zu 
Aitikel 11, 12, 13 und 20, endlich China und San Domingo. 
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XIV. D6claration relative k rinterdiction de lancer des projectiles et des 
explosifs du haut de ballons. (Beilage 17.)*) 

Die diesbezügliche Deklaration der ersten Haager Friedenskonferenz war nur 
für 5 Jahre bindend, mithin seit dem Jahre 1905 bereits außer Kraft. 

Ihre Emeueiiing stieß in Anbetracht der großen Fortschritte der militärischen 
Aeronautik zunächst auf Schwierigkeiten. 

Hauptsächlich um der Öffentlichkeit eine Genugtuung zu geben, wurde sie 
seitens d(*r Konferenz erneuert, mit dem einzigen Unterschiede, daß ihre Geltung 
nicht auf 5 Jahre, sondern bis zum Schluß einer dritten Friedenskonferenz fest- 
gesetzt wurde. 



*) Siehe Seite 229. 
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Erklärung, betreffend den obligatorischen Schiedsvertrag.*) 

Die Idee der schiedsrichterlichen Austragung internationaler Streitfälle hatte 
seit der Abhaltung der T. Tlaager Konferenz entschiedene Fortschritte gemacht. 
Vom Gebiete publizistischer und interparlamentarischer Propaganda war diese 
Frage auf das Feld praktischer Betätigung durch den Abschluß einer Anzahl von 
Schiedsverträgen übertragen worden. Österreich-Ungarn blieb nicht zurück, 
sondern schloß solche Abkommen mit der Schweiz und mit Großbritannien, die 
auch bereits ratifiziert wurden, während bei analogen Konventionen mit Portugal 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika noch die Ratifizierung aussteht. 

Allen diesen, beinahe gleichlautenden Vertiägen ist die sogenannte Ehren- 
und Interessenklausel gemein, die dem Gedanken entspringt, daß Lebensfragen 
eines Staates, die seine nationale Ehre oder seine wichtigsten politischen imd kom- 
merziellen Interessen berühren, nicht dem Schiedssprüche eines Dritten unter- 
worfen werden können. Als besondere Kautel enthält ein weiterer Artikel die Be- 
stimmung, daß jeder Staat selbst darüber zu entscheiden hat, ob ein bestimmter 
Streitfall zu jenen gehört, die seine Ehre und vitalen Interessen berühren und mit- 
hin der schiedsgerichtlichen Austragung nicht unterliegt. 

Neben diesem Gebiete breitet sich aber ein weites Feld von Konfliktsmöglich- 
keiten geringerer Bedeutung aus, die trotzdem bei sich ergebenden Kollisionen 
die Beziehungen zweier Staaten zunächst trüben und in weiterer Folge zu einer 
für die Erhaltung des Fi-iedens gefährlichen Spannung führen können. Hier setzte 
die Aktion der interparlamentarischen Friedensfreunde ein, die auf der Londoner 
Konferenz vcmi Jahre 190G zur Annahme eines obligatorischen Schiedsvertrags- 
Entwurfes, auf Grund der Vorschläge Seiner Exzellenz des Herrn von Plener, 
P/äsidenten des gemeinsamen Obersten Rechnungshofes, führte. Der leitende 
Gedanke desselben ist, daß Streitfälle juristischer Natur sowie solche, welche sich 
vorzugsweise aus der Interpretation von bestehenden Verträgen ergeben, durch 
bindende Vereinbarung der Austragung durch ein dem Haager Gerichtshof zu 
entnehmendes Schiedsgericht vorzubehalten sind; in diesen Fällen sollen also die 
kontrahierenden Staaten von vornherein auf die Ani-ufung der obenerwähnten 
Ehren- und Interessenklausel verzichten. 

Der in Frage stehende Entwurf der interparlamentarischen Konferenz wurde 
auf der II. Haager Friedenskonferenz in einem portugiesischen Vorschlage beinahe 



*) Siehe Seite 72, oben 1 ** und 2* ff. 
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wörtlicli übernommen und diente den langwiengen Bei-atungen der I.Kommission 
und des Comit^- d'examen der letzteren zunächst zur Gnindlage *). 

Diesem Entwürfe war also eine Liste von Veiträgen beigeschlossen, deren 
strittige Auslegung obligatorisch im Schiedswege auszutragen wäre. 

Voraussetzung ist, daß keine politischen Macht- und Interessenfragen im 
Spiele seien. Die bloße Autzählung eines kleinen Teiles dieser Liste zeigt, aber 
sofort, wie schwer es ist, hier eine richtige Grenzlinie zu ziehen. Der Entwurf 
zählt unter anderem auf: Handels- und Konsulan-erträge, Schiffahrtsverträge, 
Veterinärkonventionen, Verträge bezüglich der Kapitulation, Auslieferangs- 
veiträge. Je nach der Natur des Konfliktes und namentlich nach den Beziehungen 
zweier Staaten kann aber hier ein und derselbe Streitfall zu einem politischen 
werden oder seinen rein ju listischen Charakter wahren, wie z. B. bei der Frage, 
ob ein Verbrechen, dessentwegen die Auslieferung verlangt wird, ein poli- 
tisches sei. 

Abgesehen von der großen Schwierigkeit der richtigen Abgrenzung der 
Materie zwischen rein juristischen oder technischen Streitfällen einerseits und poli- 
tischen oder connex-politischen Konflikten andererseits sprechen auch Bedenken 
allgemeiner Natur, die namentlich von der deutschen Delegation geltend gemacht 
wurden, gegen den Abschluß eines Mondial-Schiedsvertrages mit obligatorischem 
Charakter. Hier soll ein Staat mit allen anderen Konferenzstaaten bezüglich einer 
Zahl von Konventionsgnippen bedingungslos, d. h. unter Verzicht auf die 
Anrufimg der Ehren- und Interessenklausel, sich dem Haager Schiedsgerichte 
unterwerfen. Der Animus compromittendi soll sich in ganz allgemeiner Weise 40 
oder mehr Kontrahenten gegenüber äußern, von denen mehr als die Hälfte sich 
durch geographische Lage, Traditionen, Geschichte, Kultur und Staatseinrichtungen 
fremd gegenüberstehen. Gerade hier besteht keine Gewähr dafür, daß Stieitfälle 
in dem versöhnlichen Geiste aufgefaßt werden würden, der allein das Aufwerfen 
politischer Machtfragen ausschließt. 

Ganz anders verhält es sich, wenn je zwei Staaten, die durch Tradition und 
Geschichte verbunden sind und sich genau kennen, einen obligatoi'ischen Vertrag 
schließen; durch Wiederholung solchen- Verträge mit möglichst vielen Staaten 
könnten vielfache Fäden geschlungen werden, die zu einem Netze internationaler 
Verpflichtungen führen und manche Reibungsflächen ausschalten würden. 



*) PßOPOSITION DE IJl DELEGATION PORTÜGAISE. 

Conrertticm InternatioaaJe pour le Beglement Pacifiq^ie des ConßiU luternationanx. 

Nouvel article (remplagayit Particle 16). 

Les Hautes Paissances contraotaiites s'engaofent a soumettre a rArbitrappe les differends (Vordre jiiridique 
et, en premicr lieii, eeiix relatifs a Tinterpretation des Traites existant entre les Puissances si^nataires, qui 
vieiidraient a sc prodiiirc ciitrc EUes et qui n'auraieiit pu etre reglc's par la voie diplomatique direoto, a condition 
toutctbis qu'ils ne inetteut eu cause les iuterßts essentiels ni Tindependance des Parties en litige. 
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Nicht minder schlagend ist der Einwand, daß selbst der Verzicht auf die 
„Ehren- und Interessenklausel", wie er vorgeschlagen wird, noch immer nicht ein 
„vinculum juris *^, eine unbedingt bindende Verpflichtung zur Unterwerfung unter 
das Schiedsgericht geschati'en hätte, da nach der jetzigen Prozedur jedesmal ein 
Spezialkompromiß zwischen den beiden Streitteilen zustande kommen muß, das als 
Grundlage des Verfahrens gilt und ila andrerseits kein Weg vorgezeichnet ist, um 
den Abschluß des Kompromisses zu sichern. 

Ebenso wie bezüglich der Abgrenzung der Materie drängen sich ferner auch 
wichtige Bedenken bezüglich der Ausführung der Schiedssprüche auf. Im Falle 
eines Konfliktes zwischen der nationalen Judikatur und der Arbitralsentenz ist der 
Einwurf der unbefugten Störung der nationalen Justiz und der Untergrabung der 
Autorität derselben nicht ohneweiters von der Hand zu weisen. 



Article 16«. 

II est bien cntendu qn'il appartient exclusivement a chacuue des Pnissances eontractantes d*ap;>r6cier si 
un difförend qui se scra produit met en cause so» intorets essentiels on son ind^pendance et par eons^qiience est 
de nature k 6tre excepte de 1 'arbiträre. 

Article 16 ft. 

1^8 Hantcs Parties eontractantes conviennent de souniettre a rarbitraß^e sans reserve les contestations 
coneernant: 

A. L'interprötation ot l'application des atiptUatiotia conrenHonnelles touchantles matiöres suivantes: 

\^. Taiifs de douane. 

2ö. Taxes exigees des navires (droits de quai, de phare, de pilotage). cbarges et taxes de saiiveta^e 
impo8<^es en cas d'avarie ou de naufrage. 

80. Jangeage des navires. 

40. Assimilation des ötrangers aux nadonanx qnant aus taxes et impöts. 

5". Droit des etrangers de se livrer au commerce ou k l'industrie, d'exercer des professions liberales, 
qu*il s'agisse d'une concession directe ou d'une assimilation aux nationaux. 

6<>. Droit pour les ätrangers d'acqu6rir et de posseder des biens. 

70. Protection ouvriere internationale. 

8<>. Moyens de pr6venir les collisions en mer. 

do. Protection des oeuvres litteraires et artistiqucs. 

IQo. Brevets d'invention, marques de fabrique et de commerce et nom commercial. 

110. Regime des sociöt^s commerciales ou industrielles. 

120. Systeme monötaire; poids et mesures; qnestions geodesiques. 

180. Assistance gratuite r^ciproquc des malades indigents; Conventions de rapatriement. 

140. Emigration. 

150. Böglements sanitaires. 

160. Reglements coneernant les ^pizooties, le phylloxera et antres fl^anx similaires. 

170. Droit international priv6. 

180. Proc^dure civile ou commerciale. 

B. L'application au terrain des limites fizöes par un traitö on tant qu'il ne s'agit pas de territoires habit^s. 

C. Les r^clamations p^euniaires du chef de dommages, lorsque le principe de Tindemnite ast reconnu par les 
Parties. 

D. Les dettes contractuelles. 
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Dasselbe gilt von der Möglichkeit eines Konfliktes mit dem gesetzgebenden 
Körper eines Staates. Wie, wenn letzterer zum Beispiel durch einen Schieds- 
spruch, betreffend internationalen Arbeiterschutz, zur Abänderung der Arbeiter- 
gesetzgebung aufgefordert, sich weigert, dieser Aufforderung nachzukommen? 
Oder wenn durch eine Arbitralsentenz, betreffend internationales Eherecht, die 
legislativen Körper eines Staates ohne li^rfolg zur Abänderung des Ehegesetzes 
aufgefordert werden? 

In gründlichen Beratungen, welche den Schluß der Haager Konferenz bis 
zur zweiten Hälfte Oktober hinausschoben, wurden alle diese juristischen und 
technischen Bedenken erschöpfend beraten. Bei der probeweisen Abstimmung über 
die Liste des portugiesischen Vorschlags erzielten die meisten Punkte bloß kleine 
Majoritäten. Herr von M6rey konnte sich dem Gewicht der im Laufe der Komitee- 
beratungen geltend gemachten Bedenken nicht verschließen; trotzdem stimmte er 
für einzelne Punkte der Liste unter der Voraussetzung der nahezu einstimmigen 
Annahme derselben durch die Konferenzstaaten und, da es sich um einen Versuch 
handle, mit einer Geltungsdauer von nur fünf Jahren für das etwaige Abkommen. 
Auch machte er die Reserve, daß diejenigen Streitfälle, worüber bereits ein inlän- 
disches Urteil vorliege, von der Schiedssprechung auszunehmen seien. 

Die von Österreich-Ungarn angenommenen Punkte betrafen: Arbeiterschutz, 
Kollision zur See, Münzsystem, Maß und Gewicht, Verpflegung der kranken 
fremden Staatsangehörigen, Lohn und Nachlaß von Matrosen; Auswanderung und 
Erdvermessung. 

Desgleichen wurde die Fixierung der Höhe des Schadenersatzes, falls das 
Prinzij) der Verpflichtung zur Schadloshaltung feststünde, als ein zur obligatorischen 
Schiedssprechung geeigneter Punkt mit überwiegender Mehrheit angenommen. 

Deutschland und sogar das den Haager Institutionen so sympathisch gesinnte 
Belgien votierten geschlossen gegen jeden Punkt der Liste. 

Selbst der erste italienische Delegierte Graf Tomielli erklärte, sich bei mehr- 
fachen Konventionsgruppen trotz der prinzipiellen Geneigtheit Italiens zum 
Abschlüsse obligatorischer Schiedsverträge angesichts mancher unaufgeklärter 
Bedenken juristischer und technischer Natur des Votums enthalten zu müssen. 

Der erste österreichisch-ungarische Delegierte wollte eben diesen Bedenken 
dadurch Rechnung tragen, daß er eine Resolution vorschlug, welche die Über- 
zeugung der Konferenz ausdrückt, daß einzelne genau beschränkte Materien 
reservelos der obligatorischen Schiedssprechung unterworfen werden können; daß 
dies gerade Streitfälle bezüglich der Auslegung oder Anwendimg gewisser inter- 
nationaler Verträge oder Teile derselben seien, wie sie in der portugiesischen 
Liste angeführt wären. Da aber die meisten in Rede stiebenden Materien rein tech- 
nischer Natur seien, so wäre zunächst ein eingehendes Studium über die Bedin- 
gungen, Modalitäten und Wirkungen einer obligatorischen Schii»dssprechung 
bezüglich jeder einzelnen Konvention am Platz, ein Studium, wozu die Haager 
Konferenz mangels der nötigen technischen und Spezialkenntnisse nicht kompetent 
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sei. Dieselbe fordert daher die Regieiiingen auf, alle diese Fragen einem Spezial- 
Studium durch Experten zu untei'werfen und innerhalb einer gegebenen Frist (zum 
Beispiel bis zum 1. Jänner 1909) durch Vermittlung des Haager Kabinettes sich 
gegenseitig jene Verträge zu notifizieren, hinsichtlich den»n sie zum Abschluß 
eines obligatorischen Schiedsvertrages bereit wären. 

Im Comit6 d'examen erklärte sich eine relative Majorität (8 gegen 5 Stinunen 
mit 4 Enthaltungen, woiiinter Rußland) für die österreichisch-ungarische Resolution, 
welche mithin vor die 1. Kommission zur Beratung kam. 

Die Anhänger des obligatorischen Mondial Vertrages liatttm inzwischen ange- 
sichts der geringen Chancen der Annahme der wichtigeren Punkte der portugie- 
sischen lAsti) ihre Anträge dahin modifiziert, daß sie zu reinen Rahmenstipulationen 
geworden wärc^n. Die Liste hätte nur eine prinzipielle Bc^deutung, als zur obliga- 
torischen Schiedssprechung im allgemeinen getdgnet; j(*der Staat sollte das Recht 
haben, seinen Namen in einer ilim reservierten Kolonne nur für jene (durch Quer- 
kolonnen bezeichneten) Streitfälle einzutragen, welche er reserv(*los dej* Schieds- 
sprechung unterwerfen wollte. Diese Unterwerfung gilt dann nur jenen Staaten 
gegenüber, die in denselben Querkolonnen figurieren. 

Dieser englische Antrag wurde durch einen amerikanischen dahin ergänzt, 
daß jeder Kontrahent erst im Augenblicke der Ratifikation die Streitfälle anzu- 
geben hätte, sowie die anderen Staaten zu nennen hätte, hinsichtlich deren er 
die schiedsgerichtliche Austragung bedingungslos annehmen wollte. Außerdem 
sollte jeder Kontrahent das Recht einseitiger Kündigung hinsichtlich der ganzen 
Liste oder eines Teiles derselben gegen jeden anderen Staat haben. 

Gegen diesen anglo-amerikanischen Antrag sprechen besonders laut die von 
Baron Marschall gegen den Mondialvertrag und zugunsten eines Netzes von Einzel- 
verträgen vorgebrachten Argumente. Derselbe geht ganz im Rahmen auf; der 
Inhalt, die Streitfälle, die dem Schiedsspruch zu unterwerfen sind, die Gegen- 
kontrahenten sind im x\ugenblick des Abschlusses der Konvention noch unbekannt 
und sollen erst zu einem späteren Zeitpunkt, dem der Ratifikation, fixiert werden. 

Auch das Kündigungsrecht gegen einzelne Staaten gab zu begründeten 
Bedenken Anlaß, da es jedenfalls als ein wenig freundlicher Akt gegen den 
betreifenden Staat ein besonderes Odium und Mißtrauen involviert, ja sogar eine 
direkte Spannung zwischen den beiden Staaten veranlassen kann. Hier würde d(U' 
obligatorische Schiedsantrag der Sache des Friedens schlechte Dienste leisten, da 
er statt Reibungsflächen auszuschalten gerade neue Konflikte schaffen könnte. 

Trotzdem erklärte sich sowohl im Comit6 d'examen als auch im Plenum der 
1. Kommission eine ansehnliche Majorität für den Antrag. 

In wiederholten Sitzungen der letzteren fanden bewegte Diskussionen statt, 
wobei die Minorität gewöhnlich aus 9 Staaten (Osterreich-Ungam, Deutschland, 
Türkei, Belgien, Schweiz, Rumänien, Griechenland, Bulgarien und Montenegro) 
bestand. Beim Votum über den gesamten Vertrag enthielten sich der Abstimmung 
Italien, Japan und Luxemburg. Rußland stimmte zwar für den Vertrag, aber unter 



44 

Hinzufügung zweier irrealisierbarer Bedingungen, so daß sein Votum eigentlich 
den negativen zuzuzählen ist. 

Mit aller Wärme und großer Energie trat der erste f lanzösische Delegierte 
Herr Bourgeois für das Prinzip des Listenvertrages ein, während Spanien und 
Portugal dem Votum Englands folgten und die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika den Block der 17 amerikanischen Stimmen hinter sich hatten. 

Nachdem jedoch angesichts einer so bedeutenden Minorität von dem Zustande- 
kommen eines Konferenzbeschlusses, das seinem Wesen nach auf der Einstimmig- 
keit oder Quasi-Einstimmigkeit beruht, nicht die Rede sein konnte, war der obliga- 
torische Mondialvertrag definitiv gescheitert. 

Nach Ablehnung, respektive Zurückziehung zweier Vei-mittlungs vorschlage 
kam die Resolution des Herrn von M6rey zur Abstimmung. Für dieselbe erklärten 
sich 14 Staaten, die Dreibundstaaten, Rußland, Türkei, Belgien, Holland, Luxem- 
burg, Dänemark und die 5 Balkanstaaten; dagegen Frankreich, Großbritannien, 
Spanien, Portugal sowie Nordamerika, dem 1 6 amerikanische Staaten folgten, also 
im ganzen 23 negative Voten. 7 Staaten enthielten sich der Abstimmung. 

Die österreichisch-ungarische Resolution wurde durch den amerikanischen 
Block zu Fall gebracht. Sie war ein ehrlicher Versuch, das Prinzip der obliga- 
torischen Arbitrage auf Grund vorherigen technischen und fachmännischen 
Studiums zunächst im bescheidenen Umfang zur praktischen Geltung zu bringen. 

Die Anhänger des obligatorischen Mondialvertrages wollten sich mit diesen 
bescheidenen Anfängen nicht zufrieden geben, sondern verwarfen dieselben lieber 
ganz, da sie hierin einen zu großen Rückschritt von den Majoritätsbeschlüssen der 
Kommission erblickten. 

Allein selbst wenn der Listenvertrag durchgegangen wäre, so muß man sich 
noch immer fragen, ob die relativ geringe Zahl von unbedeutenden Streitfällen, 
die im besten Falle angenommen worden wären, den großen Apparat eines Welt- 
vertrages und die Inbewegungsetzung einer so komplizierten Maschinerie, wie es 
der Haager Gerichtshof ist, gerechtfertigt hätte? Ist anzunehmen, daß strittige 
Auslegungen der Verträge, betreffend das Münzsystem, den Verpflegskostenersatz 
oder Matrosennachlässe je zu einem ernsten, den Frieden gefährdenden Konflikt 
führen könnten? Werden solche Streitfälle nicht inamer im Wege direkter diplo- 
matischer Unterhandlungen beigelegt werden können? 

Solange man mit anderen Worten alle wichtigeren Materien von der obliga- 
torischen Schiedssprechung ausschließt, kann das Interesse der Friedensfreunde 
an dem Zustandekommen eines Listenvertrages nur ein prinzipielles sein, da in 
der Praxis ein solcher Vertrag der Friedenssache keinen Nutzen bringt. 

Wohl aber können durch den Gegensatz zwischen Schiedsspruch einerseits 
und nationaler Judikatur oder Gesetzgebung anderseits neue Konflikte entstehen, 
ein Elfolg, der im diametralen Gegensatz zum Ziel aller Friedensfreunde steht. 
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Um wenigstens zu einem äußerlichen formalen Abschluß zu gelangen, einigten 
sich die ersten Delegierten auf eine von der letzten Plenarsitzung der Konferenz 
angenommene Deklaration, die in dem Schlußakte nach den Konventionen figuriert. 

Diese Deklaration besagt, die Konferenz sei einstimmig: 

1. in der Anerkennung des Prinzips der obligatorischen Schiedssprechung ; 

2. in der Erklärung, daß gewisse Streitfälle, namentlich solche, die sich auf 
die Auslegung und Anwendung von internationalen Veitragsstipulationen beziehen, 
sich ohne irgend welche Einschränkung zur schiedsgerichtlichen Austragung eignen. 

Endlich erklärte man einstimmig, daß das NichtZustandekommen einer Kon- 
vention einzig und allein auf Kontroversen juristischer Natur zuinickzufiihren sei, 
wobei aber alle Staaten der Welt durch die vier Monate lange gemeinsame Arbeit 
sich gegenseitig verstehen gelernt und nähe rg(* kommen und sich der Solidaiität 
der Menschheit in höherem Grade bewußt geworden seien. 
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Resolution in der Abrüstungsfrage.*) 

Die erste Friedenskonferenz hatte sich mit der Frage der Abrüstung oder viel- 
mehr des Rüstungsstillstands eingehend beschäftigt. 

Eine militärische und Marine-Unterkommission hatten verschiedene Vorschläge 
bezüglich des Stillstands in den Kiiegsmitteln (Gewehren und Kanonen) dis- 
kutieit, ohne zu einer Einigung zu gelangen. Die Abrüstungskommission hatte sich 
femer mit zwei russischen Vorschlägen zu beschäftigen, wovon der eine die Her- 
stellung einer internationalen Vereinbarung auf fünf Jahre betreffs Stillstands der 
Friedenspräsenzstärke für die Tru]:>pen des Mutterlands sowie Beibehaltimg der 
Höhe des Militärbudgets bezweckte. Der zweite Vorschlag zielte auf Fixierung 
der Höhe des Marineetats (nner jeden Macht für die Dauer von drei Jahren mit der 
Verpflichtung, die Höhe des Tonnengehalts, die Zahl der Seeoffiziere und Matrosen 
und die Ausgaben für Hafen arbeiten, Befestigungen etc. zum voraus anzugeben. 

Die Beratungen der Kommission ergaben das bemerkenswerte Resultat, daß 
sich alle anderen Delegierten gegen die Stimme des russischen einstimmig dahin 
aussprachen, 1. daß es äußerst schwierig wäre, die Friedenspräsenzstärke selbst nur 
auf fünf Jahre zu bestimmen, ohne auch andere Fragen der nationalen Verteidigung 
zu regeln, und 2. daß es ni<*ht weniger schwierig wäre, die F]*age der Verteidigung, 
welch letztere in jedem Lande nach anderen Gesichtspunkten organisiert ist, durch 
ein völkerrechtliches Abkommen zu regeln. 

Man einigte sich schließlich auf Antrag des französischen ersten Delegierten 
Herrn Bourgeois auf eine Resolution, folgenden Wortlauts: ^Die Kommission ist 
der Ansicht, daß die Einschränkung der Militärausgaben, welche jetzt auf der Welt 
lasten, höchst wünschenswert ist für die Vermehrung des materiellen und sittlichen 
Wohles der Menschheit." 

Hieran reihte sich der konkrete Wunsch, die Regierungen möchten bei Berück- 
sichtigung der der Konferenz gemachten Vorschläge dem Studium der Möglichkeit 
eines Übereinkommens über die Einschränkung der Streitkräfte zu Wasser und zu 
Land sowie der Kriegsbudgets näher treten. 

Diesem Wunsche sollte indessen die Erfüllung versagt bleiben, hauptsächlich 
aus dem Grunde, weil die allgemeine politische Konstellation seit 1899 für die 
Lösung der Frage nicht günstiger geworden ist. Es erschien daher der russischen 
Regierung die Aufnahme der Abrüstungsfrage in das Konteren zprogi'amm nicht 
opportun. 



*) Siehe Seite 72. 
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Da aber seitens der öffentlichen Meinung Englands und Amerikas ein leb- 
haftes Interesse an der Eiörtening der Frage der Einschränkung der militärischen 
Lasten an den Tag gelegt wurde, mußte damit gerechnet werden, daß sie, obwohl 
außerhalb des Programms, auf der Konferenz zur Diskussion gestellt werden 
würde. 

Bei der Aussichtslosigkeit, die von den Friedensfreunden in der Abriistungs- 
frage gehegten Erwartungen auf der zweiten Haager Konferenz zu befriedigen, 
war Osterreich-Ungam gleich einigen anderen Mächten darauf bedacht, für den 
Fall, als diese Frage durch einen Initiativantrag auf der Konferenz doch zur 
Sprache käme, eine Diskussion abzuwenden, die nicht nur fruchtlos bleiben mußte, 
sondern auch wie jene vom Jahre 1899 Gereiztheit erzeugen oder sogar zur Zu- 
spitzung politischer Gegensätze fiihi-en konnte. 

Nach langen Verhandlungen wurde folgende Resolution vereinbart: „Die 
zweite Friedenskonferenz bestätigt die seitens der Konferenz vom Jahre 1899 in 
Ansehung der Einschränkung der Militärlasten angenommene Resolution und 
angesichts des Umstands, daß diese Lasten seit dem gedachten Jahre in fast 
allen Ländern bedeutend gewachsen sind, erklärt es die Konferenz für überaus 
wünschenswert (hautement d^sirable), daß die Regierungen das ernstliche Studium 
dieser Fragen wieder aufnehmen." 

Diese Resolution wurde in der Plenarsitzung vom 17. August vom ersten 
englischen Delegierten in längerer Rede motiviert. Im Laufe derselben brachte 
letzterer im Namen seiner Regierung eine Anregung vor, die den Weg zu einem 
Stillstand der Rüstungen zur See weisen sollte. Nach dieser Andeutung wäre die 
englische Admiralität bereit, der Mai'ineverwaltung einer jeden anderen Macht auf 
Grund der Gegenseitigkeit ihr Schiffsbauprogramm samt deren Kostenvoranschlag 
mitzuteilen, bevor dieselben dem Parlament unterbreitet würden. Hieran könnte 
sich nach der englischen Anregung ein Gedankenaustausch von Kabinett zu Kabinett 
knüpfen, der ^delleicht zu einer Einschränkung der geplanten Neubauten von 
Kriegsschiffen und des so kostspieligen Wettlaufs zwischen den Marinovenval- 
tungen zu führen vermöchte. 

In einer präsidentiellen Ansprache empfahl sodann Herr Nelidoff die Annahme 
der Resolution, welche per acclamationem erfolgte. 
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Erster Voeu, 

betreffend den Internationalen Schiedsgerichtshof.*) 

Die durch die Konvention vom Jahre 1899 ins Leben gerufene Cour penna- 
nente d'arbitrage stellt in Wirklichkeit lediglich eine Liste dar, aus welcher die 
Mächte erforderlichen Falles die Schiedsrichter auswählen können. 

Wenn auch die diesfälligen Bestimmungen der Konvention vom Jahre 1899 
bisher vollkommen ihren Zweck genügten, so glaubte dennoch die russische Dele- 
gation mit einem Antrag hervortreten zu sollen, der dahin zielte, der Com- perma- 
nente durch jährliche Vollversammlungen ihrer Mitglieder im Haag, behufs Vor- 
nahme der Wahl eines dreiköpfigen Richterkollegiums als Schiedssenat mit ein- 
jähriger Funktionsdauer, den Charakter eines bereits konstituierten permanenten 
Tribunals zu geben. 

Dieses russische Projekt sollte jedoch bald von jenem der Delegation der 
nordamerikanischen Union verdrängt werden, welche zunächst einen aus 15 Rich- 
tern bestehenden Gerichtshof in Vorschlag brachte, dessen Beisitzer auf Zeit 
bestellt und den verschiedenen Staaten nach einem bestimmten Verteilungs- 
schlüssel hätten entnommen werden sollen. 

Der diesbezügliche amerikanische Vorschlag enthielt überdies nähere Details 
hinsichtlich der Organisation dieses Gerichtshofes und der Prozedur vor dem- 
selben. 

Der amerikanische Vorschlag, welcher die bereits bestehende und beizubehal- 
tende Cour permanente nicht berührte, erfreute sich von Anbeginn der wärmsten 
Sympathien der deutschen und englischen Delegation und erschien in der weiteren 
Folge von diesen drei Delegationen als kombinierter Antrag eingebracht. 

Nach diesem Projekte sollte der zu schaffende Gerichtshof aus 17 Richtern 
bestehen, wovon 9 Richter das erforderliche^ Quorum zu bilden haben, aus dem 
jährlich drei Schiedsrichter als ständiger Schiedshof gewählt werden. Die Teil- 
nahme der Mächte an der Wahl der für 12 Jahre gewählten Richter hätte nach 
einem gewissen Schlüssel und Turnus erfolgen sollen, mit ungleicher Berücksich- 
gung der einzelnen Staaten. 

Gerade die Zusammensetzung des Gerichtes brachte die Vorlage zu Falle, da 
eine Rfeihe von Mächten, besonders die südamerikanischen Republiken unter Füh- 
rung Brasiliens mit Bemfung auf das Prinzip der absoluten Gleichheit aller souve- 



*) Siehe Seite 72, vobux 1**, und Seite 233. 
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ränen Staaten gegen die ungleiche Beteiligung der Mächte an dem Schiedsgerichts- 
hof aufs heftigste protestierten. 

Die Konferenz mußte sich daher begnügen, in einem im Acte final geäußerten 
Wunsche (Nr. 1) den Mächten die Annahme des auf der erwähnten Vorlage der 
amerikanischen, deutschen und großbritannischen Delegation zustande gekom- 
menen Entwurfes eines Abkommens bezüglich der Errichtung eines Schieds- 
gerichtshofes und dessen Inkraftsetzung zu empfehlen, sobald eine Einigung über 
die Auswahl der Richter und die Zusammensetzung des Gerichtshofes erfolgt sein 
würde. 

In dem als Annex dem Voeu angeschlossenen Projekte (Beilage 18) sind die 
Artikel, betreffend die Zahl der Richter und die Zusammensetzung des Gerichts- 
hofes, über die ein Einvernehmen nicht erzielt werden konnte, weggelassen. 
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Periodizität der Friedensversammlungen. 

Das Erstarken der pazifistischen Ideen kam im Verlauf der zweiten Haager 
Konferenz in dem Bestreben zur Geltimg, die Friedenskonferenzen zu einer 
ständigen Institution zu machen, indem deren automatische Periodizität vor- 
geschlagen wurde. In dieser Richtung bewegte sich ein amerikanischer Antrag, 
wonach die Friedenskonferenzen alle fünf Jahre stattfinden sollten, während ein 
englischer Vorschlag deren Zusammentreten im Jahre 1914, und zwar mit zwei- 
monatlicher Dauer ins Auge faßte. Hand in Hand damit ging das Bestreben, die 
Initiative der einzelnen Mächte sowie deren freies Entschließungsrecht bezüglich 
des Programms zugunsten eines ständigen Exekutivkomitees zurückzudrängen, 
welches mindestens zwei Jahre vor Abhaltung der neuen Konferenz im Haag die 
Beratungsgegenstände feststellen und den Regierungen zum Studium unterbreiten 
sollte. Dieses ständige Exekutivkomitee hätte dann im Einvernehmen mit den 
Regierungen die Termine des Zusammentretens der Konferenz, deren Organisation 
und Geschäftsordnung festzusetzen. 

Gegen diese Vorschläge mußte von einem doppelten Gesichtspunkt aus 
Stellung genommen werden. Schon die zweite Haager Konferenz zeigte, daß die 
eigentlichen Friedensfragen, wie die Frage der Abrüstung oder wenigstens des 
Rüstungstillstandes sowie jene der Ausgestaltung des Schiedsverfahrens zu einem 
obligatorischen kaum spnichreif seien, daß sie seit 1899 keine genügende Klärung 
gefunden hätten, die es den Mächten ermöglicht, zu einer einverständlichen Kodi- 
fikation zu gelangen. Die zweite Konferenz mußte sich daher im wesentlichen auf 
die Amendierung des Reglements für die Gebräuche des Krieges zu Lande und 
auf den Versuch beschränken, die vielumstrittene Materie des Seekriegsrechts 
wenigstens in einigen Hauptpunkten zu kodifizieren. 

In mehreren grundlegenden Fragen war man aber noch so weit von einer 
Übereinstimmung der Meinungen entfernt, daß jede Kodifizierung unmöglich war. 
Die Entwicklung des Völkerrechts ist zwar eine stetige, aber äußerst langsame. 
Die automatische Periodizität der Friedenskonferenzen wäre diesem Werdegang 
entschieden vorausgeeilt, und hätten mit aller Wahrscheinlichkeit die regelmäßig 
wiederkehrenden Konferenzen an Mangel an spruchreifem Beratungsmaterial noch 
in höherem Maße gekrankt, als die letzte Konferenz. 

Aber auch abgesehen davon, ist zu bedenken, daß die politische Lage der 
kommenden Jahre nicht vorausgesehen werden kann, mithin die Einhaltung eines 
starrc^n Termine s in keiner Weise opportun, ja unter Umständen unmöglich wäre. 
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• 

Die Haager Konferenz hätte femer durch die Einsetzung eines autonomen 
Exekutivkomitees zur Festsetzung des Programms sowie des Zeitpunktes der 
nächsten Konferenz sicherlich ihre Kompetenz überschritten, da ja die Initiative 
imd das freie Entschließungsrecht diesbezüglich den einzelnen Regierungen 
zukommt. 

Hier konnte höchstens von der Konferenz ein Wunsch geäußert, eine Reso- 
lution votiert, aber kein die Mächte bindender Beschluß gefaßt werden. Der 
Gedanke der rechtzeitigen gründlichen Vorbereitung des Beratungsmaterials durch 
ein Komitee ist hingegen gesund und war beizubehalten. 

In dem Botschafterkomitee, welchem die Frage der Periodizität der Friedens- 
konferenzen zunächst zur Diskussion überwiesen wurde, fanden die englisch- 
amerikanischen Anträge wenig Sympathien. Besonders war es Herr v. M^rey, der 
im Einverständnisse mit seinen russischen, deutschen und französischen Kollegen 
für eine tunlichste Abschwächung derselben eintrat und für die Annahme eines 
Voeu sich einsetzte, in welchem das freie Ent^chließungsrecht der Mächte bezüglich 
der Einberufung und des Programms künftiger Friedenskonferenzen gewährt 
wurde. 

Folgender Vceu gelangte zur Annahme: *) 

„La Conference recommande aux Puissances la r6union d'une troisifeme 
Conference de la Paix qui pourrait avoir lieu dans une p6riode analogue ä celle qui 
s'est 6coul6e depuis la pr6c6dente Conference, ä une date ä fixer d'un commun 
accord *entre les Puissances, et eile appelle leur attention sur la n6cessite de 
pr6parer les travaux de cette troisifeme Conference assez longtemps ä l'avance pour 
que ses deliberations se poursuivent avec Tautorite et la rapidit6 indispensables. 

Pour atteindre k ce but, la Conference estime qu'il serait trös desirable que, 
environ deux ans avant Vepoque probable de la r6union, un Comite preparatoire 
fftt Charge par les Gouvernements de recueillir les diverses propositions ä soumettre 
ä la Conference, de rechercher les matiferes susceptibles d'un prochain r^glement 
international et de preparer un programme que les Gouvernements arrßteraient 
assez tot pour qui'il püt etre serieusement etudie dans chaque pays. Ce Comite 
serait en outre charge de proposer un mode d'organisation et de procedure pour la 
Conference elle-mSme." 

Eine Ovation zugunsten des Kaisers von Rußland, als ersten Initiators der 
Friedenskonferenz, der sich in der betreffenden Plenarversammlung beinahe alle 
ersten Delegierten anschloßen, hatte zur Folge, daß der russische Vorsitz auch für 
die nächste Konferenz in Aussicht genommen und auf die Initiative des Herrn 
V. Merey, Haag als Versammlungsoi-t bestimmt wurde. 



*) Siehe Seite 73. 
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Beilage 1. 



Fürst Urussow an Freiherrn v. Aehrenthal. 



21. mars 

Viennej le -— — - 1906. 

3. avril 



Monsieur le Ministre, 



Le Gouvernement Imperial, en prenant Tinitiative de la convocation d'une 
deuxifeme Conf6rence de la Paix, a eu en vue la n^cessit^ de donner un d6veloppe- 
ment nouveau aux principes humanitaires qui ont servi de base ä Toeuvre de la 
grande r6union internationale de 1899. 

n a cru en m^me temps qu'il y avait lieu d'6tendre le plus possible le nombre 
des Etats participant aux travaux de la Conference projet6e, et Tempressement avec 
lequel il a 6te r^pondu ä cet appel t^moigne combien est actuellement profond et 
g^n^ral le sentiment de la solidarit6 pour Tapplication des id^es ayant comine objet 
le bien de rhumanit^ toute entiöre. 

La premiöre Conference s'est s6paree avec la conviction que sa täche serait com- 
piet6e ult6rieurement par Teffet du progrös regulier des lumiöres parmi les peuples 
et ä mesure des r6sultats de rexp6rience acquise. Sa cr^ation la plus importante, la 
Cour Internationale d' Arbitrage, est une Institution qui a d6jä fait ses preuves et qui 
a groupe, pour le bien gen^ral, en ar^opage, des jurisconsultes entour^s du respect 
universel. On a pu voir aussi ä quel point ^taient bienfaisantes pour la Solution des 
difförends entre les Etats les Commissions Internationales d'Enqußte. 

n y a cependant des am^liorations ä introduire dans la Convention relative au 
röglement pacifique des difF^rends intemationaux. A la suite d'arbitrages r^cents 
les juristes r^unis en tribunal ont soulev^ cei-taines questions de detail sur lesquelles 
il y aurait ä. statuer, en donnant ä ladite Convention les d6veloppements n^cessaires. 
11 semblerait notamment d^sirable que des principes fixes fussent pos^s en ce qui 
regarde Temploi des langues dans la proc6dure, vu les difficult^s qui pourraient se 
produire ä Tavenir ä. mesure que se multiplieraient les recours ä la juridiction 
arbitrale. II y aurait de mßme quelques am^liorations ä apporter au fonctionnement 
des Commissions Internationales d'Enqußte. 

En ce qui regarde la r^glementation des lois et coutumes de la guen-e sur 
teiTe, les dispositions prises par la premiöre Conference ont besoin egalement 
d'c'Hre compl(^t(^es et pr^cis^es de fa9on ä ^Carter tout malentendu. 
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Pour la guerre maritime au sujet de laquelle les lois et usages diffferent sur 
ceitains points de pays ä pays, il y a n6cessit6 d'6tablir des rfegles fixes en corr6- 
lation avec les exigences du droit des bellig^rants et des int^rßts des neutres. 

13 ne Convention concemant ces matiöres aurait ä 6tre 6labor6e et constituerait 
une des parties les plus marquantes de la täche d6volue k la prochaine Conf6rence. 

En cons^quence, eatimant qu'il n'y a lieu actuellement que de proc^der ä 
r^xamen des questions qui s'imposent d'nne fa9on particuliöre, en tant qu'elles 
döcoulent de rexp6rience de ces demiöres ann^es, sans toucher ä. Celles qui pour- 
raient concemer la limitation des forces militaires ou navales, le Gouvernement 
Imperial propose comme programme de la r6union projet^e les points principaux 
suivants : 

1"* Am6liorations ä apporter aux dispositions de la Convention relative au 
rfeglement pacifique des conflits intemationaux en ce qui regarde la Cour d' Arbi- 
trage et les Commissions Internationales d'Enqußte. 

2* Compl^ments ä apporter aux dispositions de la Convention de 1899 relative 
aux lois et coutumes de la guerre sur terre, entre autres concemant Touverture des 
hostilit^s, les droits des neutres sur terre, etc. D^clarations de 1899. L'une d'entre 
alles 6tant p6rim^e, question de son renouvellement. 

3*" Elaboration d'une Convention relative aux lois et usages de la guerre 
maritime, concemant: 

Les Operations speciales de la guerre maritime, telles que le bombardement 
des ports, villes et viUages par ime force navale, pose de torpilles, etc.; 

la transformation des bätiments de commerce en bätiments de guerre ; 

la propri6t6 priv^e des bellig^rants sur mer; 

le d61ai de faveur ä accorder aux bätiments de commerce pour quitter les 
ports neutres ou ceux de Tennemi apr^s l'ouverture des hostilit6s; 

les droits et devoirs des neutres sur mer, entre autres questions de la contre- 
bande, regime auquel seraient soumis les bätiments des bellig6rants dans les ports 
neutres: destruction pour force majeure des bätiments de commerce neutres arr^t^s 
comme prises. 

Dans ladite Convention k ^laborer seraient introduites les dispositions relatives 
ä la guerre sur terre qui seraient applicables 6galement k la guerre maritime. 

4"* Compl6ments k apporter k la Convention de 1899 pour Tadaptation k la 
guerre maritime des principes de la Convention de Genöve de 1864. 

De m£me qu'ä la Conf6rence de 1899, il demeurerait bien entendu que les 
d^lib^rations de la r6union projet6e ne devraient porter ni sur les rapports politiques 
entre les Etats ou Fordre des choses 6tabli par les ti-ait6s, ni non plus, en g^n^ral, 
Siu: les questions qui ne rentreraient pas directement dans le programme adopt6 
par les Cabinets. 

Le Gouvernement Imperial tient k bien marquer que T^nonc^ de ce programme 
et son acceptation 6ventuelle par les difförents l^tats ne prdjuge 6videmment pas 
ropinion qui pourrait 6tre formul^e en Conference par rapport aux Solutions k 
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donner aux questioiiB soumises ä la discussion« De meme il appartiendrait ä La 
r^union projeü5e de d^terminer Fordre des quesdons ä traiter et la forme dont 
seraint revetues les d^cisions prises. selon qu'il serait j\xg6 pr6£6rable d mclure cer- 
taines d'entre elles dan« de nouvelles Conventions ou de les ajouter comme compl^- 
ments ä des Conventions d^jä existantes. 

En formulant le programme susmentionn^. le Gouvernement Imperial a tenu 
compte dans la mesure du possible des voeux exprim^s par la premi^re Conference 
de la Paix, notamment en ce qni regarde les droits et devoirs des nentres, la pro- 
pri6t6 priv^e des bellig6rants sur mer. le bombardement des ports, villes, etc. II 
aime ä esp^rer que le Gonvemement Imp^^rial et Royal verra dans Tensemble des 
points propos^s Texpression du d^sir de se rapprocher de cet ideal elev6 de justice 
internationale qui est le but constant de tout l'univers civilis^. 

D'ordre de mon Gouvernement, j'ai ITionneur de Vous faire part de ce qui 
pr^c^de. en ajoutant que l'^poque ä laquelle aurait ä se r^unir ä ^a Haye la 
Conference projet^e pourrait etre la seconde moitie de juillet prochain «nouveau 
stj'le). le Gouvernement N^erlandais estimant ^galement de son cot^ que cette date 
serait la plus opportune. 

Dans l'attente dune r^ponse du Gouvernement Imp^ri^ et RovaL dans un 
delai aussi rapproche que possible, je saisis cette occasion i>our Vous renouveler, 
Monsieur le Ministre. les assurances de ma haute consid^ration. 



L. OÜROUSSOFF. 
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Beilage 2. 



Herr von Swerb6ew an Freiherrn von Aehrenthal. 

„ ^ 21.mars ^^^^ 

Vtenne^ le 1907. 

5. avril 

Monsieur le Ministre, 

Avant la convocation de la Seconde Conference de la Paix le Gouvernement 
Imperial se croit oblig6 de donner aux Puissances ayant accept6 son invitation 
rexpos6 de la Situation actuelle. Toutes les Puissances auxquelles le Gouverne- 
ment Imp6rial a communiqu6 au mois d' avril 1906 son projet de programme des 
travaux de la nouvelle Conference y ont d6clar6 leur adh6sion. Toutefois, les 
observations suivantes ont €t6 faites au sujet de ce programme: 

Le Gouvernement des Etats-Unis s'est r^serv^ la liberte de soumettre ä la 
seconde Conference deux questions suppl^mentaires, h savoir: celle de la r6duction 
QU limitation des arm^es et de l'obtention d'engagements d'observer certaines limites 
dans Temploi de la force pour le recouvrement de dettes publiques ordinaires, 
decoulant de contrats. 

Le Gouvernement Espagnol a expiim^ son d^sir de discuter la question de la 
limitation des armements se r^servant le droit de traiter cette question ä la pro- 
chaine r6union de la Haye. 

Le Gouvernement Britannique a fait savoir qu'il attache une grande importance 
k ce que la question des d6penses pour les armements soit discut^e ä la Conference 
et il s'est reserve le droit de la soulever; il s'est egalement reserve le droit de 
s'abstenir de la discussion de toutes les questions mentionnees dans le programme 
russe qui ne lui parattraient pas devoir mener ä un resultat utile. 

Le Japon estime que certaines questions qui ne sont pas enumerees speciale- 
ment dans le programme pourraient ßtre utüement inclues parmi les sujets ä exa- 
miner et reserve le droit de s'abstenir ou de se retirer de toute discussion prenant 
ou promettant de prendre une direction ne devant pas contribuer, d'aprfes son juge- 
ment, ä produire un resultat utile. 

Les Gouvernements de Bolivie, du Danemark, de Gr^ce et des Pays-Bas se 
sont egalement reserve, d'une fa^on generale, le droit de proposer ä Tappreciation 
de la Conference d^autres sujets analogues h ceux qui sont explicitement mentionnes 
dans le programme russe. 
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Le Gouvernement Imperial croit de son devoir de d^clarer qne, pour sa part, 
la Russie maintient son programme du mois d'avril 1906 comme base des d61ib^- 
rations de la Conference et dans le cas oü la Conference aborderait une discussion 
qui ne lui paraitrait pas devoir aboutir ä une issue pratique il se r6serve, h son tour, 
le droit de s'abstenir d'une pareille discussion. 

Des observations analogues k ces demiöres ont 6t4i faites par les Gouverne- 
ments AUemand et Austro-hongrois qui se sont 6galement r^serv^ le droit de 
s'abstenir de discuter h la Conference toute question paraissant ne pas devoir aboutir 
ä une issue pratique. 

En portant ces r^serves ä la connaissancc des Puissances et dans l'espoir que 
les travaux de la Seconde Conference de la Paix creeront de nouvelles garanties 
pour une bonne entente entre les nations du monde civilise, le Gouvernement 
Imperial s'est adresse au Gouvernement Neerlandais avec la demande de vouloir 
bien convoquer la Conference dans les premiers jours dejuin. 

Veuillez agreer, Monsieur le Ministre, les assurances de ma tr^s haute consi- 
deration. 

S. SVERB^EW. 



Beilage 8. 
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ACTE FINAL 



de la 



Deuxieme Conference Internationale de la Paix. 
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ACTE FINAL. 



La Deuxidme Conference Internationale de la Paix, proposee d'abord par 
Monsieur le President des Etats-Unis d'Amerique, ayant ete, sur l'invitation de 
Sa Majeste l'Empereur de Toutes les Russies, convoquee par Sa Majeste la 
Reine des Pays-Bas, s'est reunie le 15 jnin 1907 k La Haye, dans la Salle des 
Chevaliers, avec la mission de donner un developpement nouveau au principes 
humanitaires qui ont servi de base ä l'oeuvre de la Premiere Conference de 1899. 

Les Puissances, dont l'enumeration suit, ont pris part k la Conference, 
pour laquelle Elles avaient designe les Delegues nommes ci-aprös: 

L'Allemagrne: 

Son Exe. le Baron MARSCHALL DE BIEBERSTEIN, Ministre d'Etat, 
Ambassadeur Imp6nal ä Constantinople, premier D6l^gu6 Pl^nipotentiaire; 

M. KRIEGE, Envoy6 Imperial en Mission extraordinaire ä la präsente Con- 
förence, Conseiller Intime de L^gation et Jmisconsulte au Departement des Affaires 
Etrangöres, Membre de la Cour permanente d' Arbitrage, second D6l6gu6 Pleni- 
potentiaire; 

M. le Contre-Amiral SIEGEL, Attache Naval ä TAmbassade Imp6riale äPaiis, 
D6l6gu6 de la Maiine; 

M. le Major-G6n6ral DE GÜNDELL, Quartier-Maitre Sup6iieur du Grand 
Etat-major de rArm6e Royale de Prusse, D^l^gu^ militaii-e; 

M. ZORN, Professeur ä. la Facult6 de Droit de T Uni versitz de Bonn, Con- 
seiller Intime de Justice, Membre de la Chambre des Seigneurs de Prasse, et 
Syndic de la Couronne, Dei6gu6 scientifique; 

M. GOPPERT, Conseiiler de L^gation et Conseiller adjoint au Departement 
des Affaires Etrangferes, D6l6gu6 adjoint; 

M. RETZMANN, Capitaine-Lieutenant de TEtat-major g6n6ral de la Marine, 
D6l6gu6 adjoint de la Marine. 

Les Etats-Unis d'Amerique: 

Son Exe. M. JOSEPH H. CHOATE, ancien Ambassadeur ä Londres, Ambassa- 
deur extraordinaire, D6l6gu6 Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. M. HORACE PORTER, ancien Ambassadeur ä Paris, Ambassadeur 
extraordinaire, D^l6gu6 Pl6nipotentiaire; 
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Son Exe. M. URIAH iL ROSE, Ambassadeur extraordinaire, D^l^ga^ Pl^ni- 
[>otentiaire; 

Son Exe. M. DAVID JAYNE HILL, ancien Sous-Secr^taire d'Etat des 
Affaires Etrangeres. Envoy^ extraordinain- et Ministre pl^nipotentiaire ä La Haye, 
l)^l6gu^ Pl^nipotentiaire : 

M. le Contre-Amiral CfL\RLES S. SPERRT, aneien President de FEcole de 
Guerre maritime. Ministre pl^nifKitentiaire. D^l^go^ Pl(^nipotentiaire; 

M. le G^n^ral de Brigade GEORGE B. DAVIS, Chef de la Justice miUtaire 
de TArm^e des Etats-irni.s. Ministre pl<^nipotentiaire. D^l^gu^ Pl^nipotentiaire : 

M. WILLLAM I. BirCHANAN, ancien Ministre ä Buenos Ayres, ancien 
Ministre au Panama. Ministre pl^nipotentiaire, D^l^gn^ Pl^nipotentiaire; 

M. JAMES BROWN SCOTT, Jurisconsulte du Departement d'Etat des 
Affaires Etrangftres, D^l^^gu^ technique; 

M. CHARLES HENRY BUTLER, Rappoiteur de la Cour Supr6me. D^l^gu^ 
techniqne. 

La Republique L'Argrentine: 



Son Exe. M. ROQUE SAENZ PENA. ancien Ministre des Affaires Etrang^res, 
Envoy^ extraordinaire et Ministre pi^nipotentiaire ä Rome, Membre de la Com* 
permanente d'Arbitrage, D6l6gu6 Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. M. LUIS M. DRAGO, ancien Ministre des Affaires Etrangöres, 
D6put6, Membre de la Cour permanente d' Arbitrage, D^l^gu^ Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. M. CARLOS RODRIGUEZ LARRETA, ancien Ministre des Affaires 
Etrangferes, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, D6l6gu6 P16nipotentiaire 

M. le G6n6ral FRANCISCO REYNOLDS, Attache miUtaire k Berlin, D6Ugxi6 
tecbnique ; 

M. le Capitaine de vaisseau JÜAN A. MARTIN, ancien Ministre de la Marine, 
Attache naval ä Londres, D^l^gu^ tecbnique. 

L'Autriche-Hongrrie: 

Son Exe. M. GAETAN M^REY DE KAP0S-M6rE, Conseiller intime de Sa 
Majest^ Imperiale et Royale Apostolique, Ambassadeur extraordinaire et pl^ni- 
potentiaire, premier D^l^gu6 Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. le Baron CHARLES DE MACCHIO, Envoy6 extraordinaire et 
Ministre pl^nipotentiaire ä Äthanes, second D6l6gu6 Pl^nipotentiaire; 

M. HENRI LAMMASCH, Professeur ä l'Universit^ de Vienne, ConseiUer 
aulique, Membre de la Cbambre des Seigneurs du Reichsrath autricbien, Membre 
de la Cour permanente d' Arbitrage, D6\6g\x6 scientifique ; 

M. ANTOINE HAUS, Contre-Amiral, D^%u6 naval; 

M. le Baron WLADIMIR GIESL DE GEESLINGEN, Major-G6n6ral, Pl6ni- 
potentiaire miUtaire ä TAmbassade Imperiale et Royale ä Constantinople et ä la 
Lögation Imp6riale et Royale ä Äthanes, D6\6ga6 miUtaire; 
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M. le Chevalier OTHON DE WEIL, Conseiller anUque et minist^riel au 
Ministöre de la Maison Imperiale et Royale et des Affaires Etrangöres, D^16gu6; 

M. JULES SZILASSY DE SZILAS ET PILIS, Conseiller de L^gation, 
D616gu6; 

M. EMILE KONEK DE NORWALL, Lieutenant de Vaisseau de premifere 
classe, D6l6gu6 adjoint. 

La Belgrique: 

Son Exe. M. A. BEERNAERT. Ministre d'Etat, Membre de la Chambre des 
Repr^sentants, Membre de Tlnstitut de France et des Acad^mies Royales de 
Belgique et de Roumanie, Membre d'honneur de Vlnstitut de Droit international, 
Membre de la Cour permanente d' Arbitrage, D6\6gxx6 Pl^nipotentiaire ; 

Son Exe. M. J. VAN DEN HEUVEL, Ministre d'Etat, ancien Ministre de la 
Justice, D^l^gu^ Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. le Baron GUILLAUME, Envoy6 extraordinaire et Ministre pl6nipo- 
tentiaire h La Haye, Membre de TAcad^mie Royale de Roumanie, D6\6gu6 P16ni- 
potentiaire. 

La Bolivie: 

Son Exe. M. CLAUDIO PINILLA, Ministre des Affaires Etrang^res, Membre 
de la Cour permanente d' Arbitrage, D6l6gu6 Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. M. FERNANDO E. GUACHALLA, Ministre pl6nipotentiaüe k 
Londres, D6l6gu6 Pl^nipotentiaire. 



Le Bresil: 

Son Exe. M. RÜY BARBOSA, Ambassadeur extraordinaire et pl^nipoten- 
tiaire, Vice-Pr6sident du S^nat, Membre de la Cour permamente d'Arbitrage, 
D6l6gu^ Plönipotentiaire; 

Son Exe. M. EDUARDO F. S. DOS SANTOS LISBOA, Envoy6 extra- 
ordinaire et Ministre pl^nipotentiaire ä La Haye, D6\6gxi& Pl^nipotentiaire; 

M. le Colonel ROBERTO TROMPOWSKY LEITAO DE ALMEIDA, Attach6 
militaire h La Haye, D6l6gu^ technique: 

M. le Capitaine de Fr^gate TANCREDO BURLAMAQUI DE MOURA, 
D6\6gxx& technique. 

La Bulgrarie: 

M. le G6n^ral-Major de TEtat-Major VRBAN VINAROFF, G^n^ral ä la Suite, 
Premier D6l6gu6 Pl^nipotentiaire; 

M. IVAN KARANDJOULOFF, Procureur G^n^ral de la Cour de Cassation, 
Second D6l6gu6 Pl6nipotentiaire ; 
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M. le Capitaine de Fr^gate S. DIMITRIEFF, Chef de TEtat-Major de la 
Flottille Bulgare, D^l^gu6. 

Le Chili: 

Son Exe. M. DOMINGO GANA, Envoy6 extraordinaire et Ministre pl^ni- 
potentiaire ä Londres, D^l^gu^ Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. M. AUGUSTO MATTE, Envoyö extiaordinaire et Ministre pl^ni- 
potentiaire h Berlin, l)^l^gu6 P16nipotentiaire; 

Son Exe. M. CARLOS CONCHA, ancien Ministre de la Guerre, ancien 
President de la Chambre des D6put6s, ancien Envoy^ exti-aordinaire et Ministre 
pl^nipotentiaire ä Buenos- Ayres, D6l^gu6 Pl^nipotentiaire. 

La Chine: 

Son Exe. M. LOU TSENG-TSLANG, Ambassadeur extraordinaire, D61^gu6 
Plönipotentiaire ; 

Son Exe. The Honourable JOHN W. FOSTER, ancien Secr6taire d'Etat 
au Departement des Affaires Etrang^res des Etats-Unis d'Am^rique, D6\6gu€ 
Pl^nipotentiaire ; 

Son Exe. M. TSIEN-SüN, Envoy6 extraordinaii-e et Ministre pl6nipotentiaire 
ä La Haye, Dei6gu6 Pl^nipotentiaire; 

M. le Colonel W. S. Y. TINGE, Chef du Bureau de Justice militaire au 
Ministöre de la Guerre, D6\6g\x6 militaire; 

M. TCHANG TCHING TONG, Secr^taire de L^gation, D^l^gu^ adjoint; 

M. TCHAO-HI-TCHIOU, ancien Secr^taire de la Mission, et de la L6gation 
Imperiale de Chine ä Paris et ä Rome, D^l^gu6 adjoint. 



La Colombie: 

■ 

M. le G^n^ral JORGE HOLGUIN, mUgxi^ Pl^nipotentiaire; 
M. SANTIAGO PEREZ TRIANA, D6l^.gu6 Pl^nipotentiaire ; 
Son Exe. le G^n^ral M. VARGAS, Envoy6 extraordinaire et Ministre pl^ni- 
potentiaire ä Paris, D6{6gu6 Pl^nipotentiaire. 

La Republique de Cuba: 

M. ANTONIO SANCHEZ DE BUSTAMANTE, Professeur de Droit Inter- 
national h rUniversit^ de la Havane, S^nateur de la E^.publique, D61^gu^ 
Pl^nipotentiaire ; 

Son Exe. M. GONZALO DE QUESADA Y ARÖSTEGÜI, Envoy^ extraordi- 
naire et Ministre pl6nipotentiaire k Washington, J)6l6g\x6 Pl^nipotentiaire ; 
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M. MANUEL SANGÜILY, ancien Directeur de Tlnstitut d'enseignement 
secondaire de la Havane, S6nateur de la R6publique, J)6\6g\i6 Pl^nipotentiaire. 

Le Danemark: 

Son Exe. M. C. BRUN, Envoy6 extraordinaire et Ministre pl6nipotentiaire ä 
Washington, premier D6l6g\x6 Pl6nipotentiaire; 

M. le Contre-Aniiral C. F. SCHELLER, Deuxifeme J)6Ug\i6 Pl^nipotentiaire ; 
M. A. VEDEL, Chambellan, Chef de Section au Ministöre Royal des Affaires 
Etrangöres, troisifeme D6l6gu6 Plönipotentiaire. 

La Republique Dominicaine: 

M. FRANCISCO HENRIQUEZ ICARVAJAL, ancien Ministre des Affaires 
Etrangöres, Membi'e de la Cour permanente d' Arbitrage, D61^gu6 Pl^nipotentiaire ; 

M. APOLINAR TEJERA, Recteur de Tlnstitut Professionel de Saint Domingue, 
Membre de la Cour permanente d' Arbitrage, J)6\6g\i6 Pl^nipotentiaire. 

La Republique de L'Equateur: 

Son Exe. M. VICTOR RENDÖN, Envoy6 extraordinaire et Ministre pl6ni- 
potentiaire h Paris et ä Madrid, D6l6gu6 P16nipotentiaire; 

M. ENRIQUE DORN Y DE ALSÜA, Chaig6 d' Affaires, D6l6gu6 Pl^nipotentiaire. 

L'Espagrne : 

Son Exe. M. W. R. DE VILLA -ÜRRUTIA, S^nateur, ancien Ministre des 
Affaires Etrang6res, Ambassadeur extraordinaire et pl6nipotentiaire ä Londres, 
premier D616gu6 Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. M. JOSt DE LA RICA Y CALVO, Envoyö extraordinaire et 
Ministre pl6nipotentiaire ä La Haye, D6\6g\x6 Pl^nipotentiaire; 

M. GABRIEL MAURA Y GAMAZO, COMTE DE LA MORTERA, D6put6 
aux Coi-tös, D616gu^ Pl^nipotentiaire; 

M. J. JOFRE MONTOJO, Colonel d'Etat Major, Aide de Camp du Ministre 
de la Guerre, D6l6gu^. adjoint militaire; 

M. le Capitaine de Vaisseau FRANCISCO CHACON, J)^\6gyx6 adjoint na^al. 

La France: 

Son Exe. M. LlSON BOURGEOIS, Ambassadeur extraordinaire, S^nateur, 
ancien President du Conseil, ancien Ministre des Affaires Etrang6res Membre de 
la Cour permanente d' Arbitrage, D616gu6, premier Plönipotentiaire ; 
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M. le Baron D'ESTO URNELLES DE CONSTANT, S^nateur, Ministre pl^ni- 
potentiaire de premiöre Classe, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, D616- 
gu6, deuxifeme P16nipotentiaire ; 

M. LOUIS RENAULT, Professeur ä la Facult6 de Droit de Paris, Ministre 
pl^nipotentiaire honoraire, Jurisconsulte du Ministöre des Affaires Etrangferes, 
Membre de Tlnstitut, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, D6l6gu6, 
troisifeme Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. M. MARCELLIN PELLET, Envoy6 extraordinaire et Ministre 
pMnipotentiaire ä La Haye, D^Ugu6^ quatrifeme Pl^nipotentiaire ; 

M. le G6n6ral de Division AMOUREL, D^l^gu^ militaire; 
M. le Contre-Amiral ARAGO, D^l^gu^ de la Marine; 

M. FROMAGEOT, Avocat k la Cour d'Appel de Paris, DÜ6gu6 technique; 
M. le Capitaine de Vaisseau LACAZE, deuxifeme D61^gu6 de la Marine; 
M. le Lieutenant-Colonel SIBEN, Attache militaire ä Bruxelles et k La Haye, 
deuxifeme D^.l^gu^ militaire. 



La Gran de- Bretagne: 

Son Exe. TheRightHonourable Sir EDWARD FRY, G. C. B., Membre duConseü 
priv6, Ambassadeur extraordinaire, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, 
D6l6g\i6 Pl6nipotentiaire; 

Son Exe. The Right Honourable Sir ERNEST MASON SATOW, G. C. M. 6. 
Membre du Conseil priv6, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, D6\6gu6 
Pl^nipotentiaire ; 

Son Exe. The Right Honourable Lord REAY, G. C. S. L, G. C. I. E., Membre du 
Conseil priv6, aneien President de l'Listitut de Droit international, D6l6gu6 Pl6ni- 
potentiaire; 

Son Exe. Sir HENRY HOWARD, K. C. M. G., C. B., Envoy6 extraordinaire 
et Ministre pl6nipotentiaire k la Haye, D^l6gu6 Pl^nipotentiaire ; 

M. le G^n^ral de Division Sil- Edmond R ELLES, G. C. L E., K. C. B., 
D6l6gu6 militaire; 

M.le'Capitaine de Vaisseau C.L. OTTLEY, M. V. 0., S. N., A.D. C, D^l^gu^ naval; 

M. EYRE CROWE, Conseiller d'Ambassade, D6l6gu6 technique, premier 
Secri^taire de la D(^l(5gation; 

M. CECIL HURST, Conseiller d'Ambassade, Döl^gu^ technique, Conseiller 
^gal de la D616gation; 

M. le Lieutenant-Colonel, The Honourable HENRY YARDE-BULLER, D. S. O., 
Attache militaire k La Haye, D^l^gu^ technique; 

M. le Capitaine de fr^gate J. R. SEGRAVE, R. N., D^16gu6 technique. 

M. le Commandant GEORGE K. COCKERILL, chef de section k l'Etat-Major 
de l'Arm^e, D6l6g\x6 technique. 
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La Grece: 

Son Exe. M. CLEON RTZO RANGABE, Envoy6 extraordinaire et Ministre 
pl^nipotentiaire ä Berlin, premier T)6l(^guö Plönipotentiaiie; 

M. GEORGES STREIT, Professeur de Droit International h ITIniversitö d' Ätha- 
nes, Membro de la Cour permanente d' Arbitrage, second D6\6g\i6 Pl^nipotentiaire ; 

M. le Colonel d'aitiUerie C. S APO ÜNTZ AKIS, Chef de TEtat-Major G6n6ral, 
D6l6g\i6 teclmique. 



Le Guatemala: 

M. JOSE TEBLE MACHADO, Charg6 d'aflfaires k La llaye et k Londres, 
Membre de la Cour ])ermanente d'Arhitrage, Döl6gu(^> PMnipotentiaire; 

M. ENRIQUE GOMEZ CARRILLO, Charge d' Affaires k Berlin, l)616gu6 Pl6ni- 
potentiaire. 

La Republique D'Haiti: • 

Son Exe. M. JEAN JOSEPH DALBEMAR, Envoy^ extraordinaire et Ministre 
pli^nipotentiaire k Paris, l)^legu6 Plönipotentiaire; 

Son Exe. M. J. N. LEGER, Envoy^ extraordinaire et Ministre plönipotentiaire 
k Washington, D<^l(^gu6 Pl(5nipotentiaire; 

M. PIERRE HUDI COURT, ancien professeur de Droit International Publie, 
Avocat du Barreau de Poi-t-au-Prinee, D6l6gu6 Pl6nipotenriaire. 



L'ltalie: 

Son Exe. le Comte JOSEPH TORNIELLT BRÜSATI DI VERGANO, Sönateur 
du Royaurae, Ambassadeur de Sa Majestc^ le Roi k Pans, Membre de la Cour 
peniianente d' Arbitrage, Prc^sident de la Delegation Italienne, Deiegu^^Pl^jupotentiaire: 

SonP]xe.M. GUIDO POMPILJ, D^putö auParlement, Sous-Secr6taire d'Etat au 
Ministfere Royal des Affaires Etrangeres, D6ie.gu6 PMnipotentiaire; 

M. GUIDO FUSINATO, ConseiUer d'Etat, Diiput^, au Parlement, ancien 
Ministre de ITnstruction, Dc^lögu^. Pl^jiipotentiaire; 

M. MARIUS NICOLIS DE ROBILANT, G6n6ral de Brigade, D616gu6technique; 

M, FRANgOlS COSTIGLLA, Capitaine de Vaissean, D(5l6gu6 technique. 



Le Japon: 

•Son Exe. M. KEIROKU TSUDZUKI, Ambassadeur extraordinaire et pl^ni- 
potentiaire, premier Del^guö Pl6nipotentiaire; 

Son Exe. M. AIMARO 8AT0, Envoy6 extraordinaire et Ministre pl6nipoten- 
tiaire k La Haye, second Dt4egu6 Pl^nipotentiaire; 
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M. HENRY WILLARD DENISON, Jurisconsulte du Ministfere Imperial des 
Affaires Etrangferes, Membre de laCour permanente d' Arbitrage, D6\€gu.6 technique; 

M. le Major-G6n6ral YOSIIIFURU AKIYAMA, Inspecteur de la Cavalerie, 
D616gu6 technique; 

M. le Contre-Amiral HAYAO SHIMAMURA, President deTEcolede la Marine 
ä Etajima, D6l6gu6 technique. 

Le Luxembourg: 

Son Exe. M. EYSCHEN, Ministre d'Etat, President du Gouvernement Grand- 
Ducal, J)6l6g\i6 Pl^nipotentiaire; 

M. le Comte DE VILLERS, Charg^. d' Affaires ä BerHn, D6l6gxi€ Pl6nipotentiaire. 



Le Mexique: 

Son Exe. M. GONZALO A. ESTEVA, Envoy^ extraordinaire et Ministre 
pl^nipotcmtiaire k Rome,-premier Del6gu6 P16nipotentiaire ; 

Son Exe. M. SEBASTIAN B. DE MIER, Envoy6 extraorcünaire et Ministre 
pl^nipotentiaire ä Paris, deuxiöme D616gu6 Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. M. FRANCISCO L. DE LA BARRA, Envoyö extraordinaire et 
Ministre pl^nipotentiaire a Bruxelles et äLa Ilaye, troisifeme D^l^guc'^ P16nipotentiaire. 



Le Montenegrro: 

Son Exe. M. NELIDOW, Conseiller Pnv6 Actuel, Ambassadeur de Russie ä 
Paris, D6l^g\x6 Pl6nipotentiaire ; 

Son Exe. M. DE MARTENS, Conseiller Priv6, Membre permanent du Conseil 
du Minis tere Imp(^>ral des Affaires Etrangferes de Russie, D6l6gu6 Pl6nipotentiaire; 

Son Exe. M. TCHARYKÜW, Conseiller d'Etat Actuel, ChambeUan, Envoy6 
extraordinaire et Ministre pl6nipotentiaire de Russie ä La Haye, D616gu6 P16ni- 
potentiaire. 

Le Nicaragrua: 

Son Exe. M. CRISANTO MEDINA, Envoy6 extraordinaire et Ministre pl^ni- 
potentiaire k Paris, D6\6g\x6 Pl6nipotentiaire. 

La Norvege: 

Son Exe. M. FRANCIS HAGERUP, ancien President du Conseil ancien 
ProfesseuL- de Droit, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, Envoyö extra- 
ordinaire et Ministre pl^nipotentiaire k La Haye et k Copenhague, D€l6gu6 
P16nipotentiaire ; 
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M. JOACHIM GRIEG, Aniiateur et D6put6, I)6\egu6. technique; 
M. CHRISTIAN LOUS LANGE, Secr^taire du Cornit^ Nc^bel du Stoiting 
Noi^vögien, D6\6gu.6 technique. 



Le Panama: 
M. BELISARIO PORRAS, l)6Ug\x6 Pl^nipotentiaire. 



Le Paraguay: 

Son Exe. EUSEBIO MACHAIN, Envoyö extraordinaire et Ministre pl^ni- 
potentiaire ä Paris, l)61ögu6 Plonipotentiaire. 



Les Pays-Bas: 

M. W. H. DE BE AU FORT, ancieii Ministre des Affaires Etrangeres, Membre 
de la Seconde Cliambre d(*s Etats-Gen(^raux, I)('46gu6 Pl^ni[>otentiaire; 

8on Exe. M. T. M. C. A8SER. Ministre d'Etat, Membre du Conseil d'Etat, 
Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, ])öl(^gu^ Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. le Jonkheer J. C. C. DEN BEER POORTIIGAEL, Lieutenant- 
G6n6ral en retraite, ancien Ministie de la Guerre, Membre du Conseil d'Etat, 
D^l^gu6 Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. le Jonkheer J. A ROELL, Aide de Camp de Sa Majestö la Reine 
en serviee extraordinaire, Yiee-Amiral en retraite, aneien Ministre de la Marine, 
l)^l^gu6 PI(^,nipotentiaire; 

M. J. A. LOEFF, ancien Ministre de la Justiee, Membre de la Seeonde 
Chambre des Etats- G6n6raux, l)el^.gu(^ Pl^nipotcntiaire; 

M. H. L. VAN OORDT, Lieutenant-Colonel d(^ TEtat-major, Professeur ä 
l'Eeole sup^rieure militaire, D^l^gu«^ teehni<iue; 

M. le Jonklieer W. J. M. VAN EYSINOA, Chef de la Direction politique au 
Minist6re des Affaires Etrangferes, D^l^gue adjoint: 

M, le Jonkheer TL A. VAN KARNEBEElv, Gentilhommc de la Chambi-e, 
Sous-Chef de Division au Minist^re des Colonies, I)(^l^gu6 adjoint; 

M. H. G. SURFE, Lieutenant de Vaisseau de[)remiere elasse, l)(^l(^guö teehnique. 



Le Perou: 

Son Exe. M. CARLOS G. CANDAMO, Envoyc^ (^xtiaordinaire et Ministre 
pl^nipotentiaire ^ Paris et a Londres, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, 
D616gu6 Plönipotentiaire; 

M. GUSTAVO DE LA FUENTE, Piemier Seer(^.taire de L(^.ffation h Paris, 
J)A6g\x6 adjoint. . 

5* 
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La Perse: 



Son Exe, SAMAD KHAN MOMTAS-ES-SALTANEH, Envoyö extraordinaire 
et Ministre pl^nlpotentiaire ä Paris, Membre de la Cour permanente d'Arbiti'age, 
D^l^gu^, promier Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. MIRZA AHMED KHAN SADIG UL MÜLK, Envoy6 extra- 
ordinaire et Ministre pl^nipotentiaire ä La Haye, D6\6gn6 P16nipotentiaire; 

M. HENNEBICQ, Jurisoonsulte du Ministcre des Affaires Etrangöres äT6h6ran, 
D6legu6 techni(|ue. 

Le Portugral: 

Son Exe. le Marquis de SO VERAL, Conseiller d'p]tat, Pair du Royaume, ancien 
Ministre dt^s Affaires Etrangores, Envoyt^ extraordinaire et Ministre pl^nipotentiaire 
i\ Londres, Ambassadeur extraordinaire etj^lönipotentiäire, D6l^gu(^ Plönipotentiaire; 

Son Exe. le Comte DE SELIR, Envoy^ extraordinaire et Ministre pl^nipoten* 
tiaire ä La Haye, Dölegu^ Pl^nipotentiaü-e ; 

Son Exe. M. ALBERTO D'OLIVEIRA, Envoy^. extraordinaire et Ministre 
plenipotentiaire h Beme, D^l^gni^ Pl6nipotentiaire; 

M.leLieutenant-Coloneld'Etat-MajorTHOMAZANTONTOGARCIAROSADO, 
D6l^gu6 technique; 

M. üül LHERME IVENS FERRAZ, Capitaine-Heutenant de la Marine, D6UgM6 
teelmiijue. 

La Roumanie: 

Son Exe. M. ALEXANDRE BELDIMAN, Envoy6 extraordinaire et Ministre 
pl<^ni]iotentiaire ä Berlin, preniier D61(fgu(^ Pl6nipotentiaire; 

Son Exe. M. EDGARD MAVR( )CORl)ATO, Envuyc^ extraordinaire et Ministre 
pl^nipotentiaire h La Haye, second Dc^logui'* Plönipotentiaire; 

M. le (lapitaine ALEXANDliE KFURDZA, du Grand Etat-major, D6l^gu^. 
technique. 

La Russie: 

Son Exe. M. NELIDOW, Conseiller Privö Actuel, Ambassadeur de Russie a 
Paris, D(^l(^gu(^ Pl('»ni])otentiaire; 

Son Exe. M. DE MARTENS, Conseiller Privr, Membre permanent du Conseil 
du Ministerc Imperial des Affain*« Etrangeres, M(»mbre de la Cour permanente 
d' A ibitrage, Döl^jJiue Plenipotentiaire; 

Son Exe. M. TCHARYKOW, Conseiller d'Etat Actuel, Cliambellan, Envoy^ 
extraordinaire et Ministre pl('»nij)otentiaire ä La Haye, Dc'degut'» Plönipotentiaire; 

M. l^ROZOR, Conseillei- d'p]tat Actuel, Chambellan, Ministre de Russie h Rio- 
Janeiro, D(51^gu^ technique; 



69 

M. le Major-G6n6ral YERMOLOW, Attache militaire ä Londres, D6Ugu6 
technique; 

M. le Colonel MICHELSON, Attachö militaire ä Berlin, D6l6gu6 technique; 

M. le Ca]>itaine de Vaisseau BEUR, Attache, naval k Londres, J)6\6gu6 technique; 

M. le Colonel de TAmiraut^ OVTCHINNIKOW, Professeur de Droit interna- 
tional ä TAcademie de la Marine, D6\6g\x6 technique. 



Le Salvador: 

M. PEDRO J. MATIIEU, Charge d' Affaires ä Paris, Merabre de la Cour 
permanente d' Arbitrage, T)6\6g}i6. Plönipotentiaire; 

M. SANTIAGO PEREZ TRIANA, Charg6 d'Affaires ä Londres, Membre de 
la Cour permanente d'Arbitrage, D6l^gu6 Pl6nipotentiaire. 



La Serbie: 

Son Exe. le G6n6rB\ SA VA GROUTTCH, President du Conseil d'Etat, D^l^gu^ 
Pl^.nipotentiaii-e ; 

Son Exe. M. MILOVAN MILOVANOVITCH, Envoy6 extraordinaire et Ministre 
pl^nipotentiaire ä Rome, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, D6l(^gu6 
P16nipotentiaire ; 

Son Exe. M. MICHEL Mn.TTCHEVITCH, Envoy6 extraordinaire et Ministre 
pl6mpotentiaire ä Londres et ä La Haye; D616gu6 Pl6ni2)otentiaire. 



Le Siam: 

M. le Major-G6n(^ral MOM CIIATIDEJ IJDOM, D616gu(^ Plönipotentiaire ; 
M. CORRAGIONI D'ORELLI, ConseiUer de L^gation h Paris, mUgu6 Plöni- 
potentiaire ; 

M.leCapitaine LUANG BHUVANARTH NARÜBAL,D616gu6P16nipotentiaire. 



LaSuede: 

Son Exe. M. KNUT HJALMAR LEONARD DE IIAMMARSKJÖLD, Envoy^. 
extraordinaire et Ministre pl<!^nipotentiaire k Copenhague, ancien Ministre d(* la 
Justice, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, premier D61^gu6 P16iii- 
potentiaire ; 

M. JOHANNES HELLNER, ancien Ministre sans Poi-tefeuille, ancien Membre 
de la Cour Supreme de Suede, Membre de la Cour permanente d'Arbitrage, second 
D6l6gn6 Plönipotentiaire; 

M. le Colonel DAVID HEDENGREN, Chef d'un r^giment d'artillerie, mUgu6 
technique; 



70 



M. GUSTAF DE KLINT, Capitaine de Frögate, Clief de Section k TEtat- 
major de la Marine Royale, I)6l6gu^ technique. 



LaSuisse: 

Son Exe. M. (tASTON CARLIN, Envoy6 extraordinaire etMinistre pl6nipoten- 
tiaire h Londres et k La Haye, D61^gu^ Pl^nipotentiaire; 

M.EUGENE BOREL, Colonel d'Etat-Major G(^n^ral, Professeur ä TUniversit^ 
de Genfeve, D6l6ga6 Pl^nipotentiaii-e; 

M. MAX HUBER, Professeur de Droit k TUniversit^ de Züricli, D6legu6 
Pl^nipotentiaire. 



La Turquie: 

Son Exe. TURKHAN PACHA, Ambassadeur extraordinaire, Ministre de 
TEvkaf, premier D^l6gu6 Pl^nipotentiaire; 

Son Exe. R^CHID BEY, Ambassadeur de Turquie k Rome, mUg\x6 P16ni- 
potentiaire; 

Son Exe. le Vice-Amiral MEHEMMED PACHA, T)6Ugu6 Pl^nipotentiaire; 

M. RAIF BEY, Conseiller l(^>giste de la Liste Civile, D^l%u6 adjoint; 

Le Colonel d'Etat-Major MEHEMMED SAID BEY, D6l^gu6 adjoint. 



L'Urugruay: 

M. JOSl^. BATLLE Y ORDONEZ, ancien Pr^.sident de la R^pubHque, Membre 
de la Cour permanente d' Arbitrage, premier J)6\6gu6 Pl6nipotentiaire; 

Son Exe. M. JUAN P. CASTRO, aneien President du S6nat, Envoy6 extra- 
ordinaire et Ministre Pl^nipotentiaire k Paris, Membre de la Cour j)ermanente 
d'Ai-bitrage, D6l6gu6 Pl^nipotentiaire; 

M. le Colonel SEBASITAN BUQUET, Premier Chef de r^.giment d'aitillerie 
de campagne, \)^l6gu6 technique. 



Les Etats-Unis Du Venezuela: 
M. JOSE GIL FORTOUL, Charge d'Affairesä Berlin, D(^16gu6 Pl^nipotentiaire. 



Dans une s^ne de rc'^imions, tenues du 15 juin au 18 octobre 1907, oü les 
D(!^l6gu6s pr('cit(5s ont 6t6 constamment anim^s du d^sir de r^aliser, dans la plus 
large mesure possible, les vues g6n6reuses de TAuguste Initiateur de la Conference 
et les intentions de leurs Gouvernements, la Confc^rence a arret6, pour gtre 
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soumis ä la Signatare des Pl^nipoteiitiaires, le texte des Conventions et de la 
D6claration 6num6r6es ci-aprfes et annex6es au präsent Acte: 

I. Convention pour le rfeglement pacifique des conflits intemationaux. 

Tl. Convention concemant la limitation de Temploi de la force pour le 
recouvrement de dettes contractuelles. 

m. Convention relative ä Touverture des hostilit^s. 

IV. Convention concemant les lois et coutumes de la guerre sur ten^e. 

V. Convention concemant les droits et les devoirs des Puissances et des 
personnes neutres en cas de guerre sur terre. 

VI. Convention relative au regime des navires de commej'ce ennemis au 
d^but des hostilit6s. 

Vn. Convention relative h la transformation des navires de commeice en 
bätiments de guerre. 

Vin. Convention relative ä la pose de mines sous-marines automatiques de 
contact. 

IX. Convention concemant le bombardement par des forces navales en 
temps de guerre. 

X. Convention pour l'adaptation k la gueiTC maritime des princi2)es de 
la Convention de Genfeve. 

XL Convention relative ä certaines restrictions ä Texei^eicc* du droit de 
capture dans la guerre maritime. 

Xn. Convention relative ä l'ötablissement d une Cour internationale des 
prises. 

Xni. Convention concemant l(»s droits et les devoirs des Puissances neutres 
en cas de guerre maritime. 

XrV. D^daration relative ä Tinterdiction de lancier des pi-ojcctiles et des 
explosifs du haut de ballons. 

Ces Conventions et cette D^claration foraieront autant d'actes s(5par<?s. Ces 
actes porteront la date d(* ce jour et pourront 6tre sign<?s jus(|u'au 30 juin 1908 
ä La Haye par les Pl^nipotentiaires des Puissances repr6sent(?es ä la Dcuxieme 
Conference de la Paix. 
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La Conförence, se conformant k Tesprit d'entente et de concessions r^cipro- 
ques qui est Tesprit mßme de ses dölib^^rations, a arret6 la d6claration saivante 
qui, tout en r6servant ä chacime des Puissances repr^sentöes le b^n6fice de ses 
votes, leur pennet k toutes d'affirmer les principes qu'EUes considferent comme 
unanimement reconnus: 

Elle est unanime, 

1**. A reconnaitre le principe de Tarbitrage obligatoire; 

2**. A d^clarer que ceii;ains diflf^rends, et qotamment ceux relatifs k l'inter- 
pi-^tation et äl'application des stipulations conventionnelles internationales, 
sont susceptibles d'etre soumis k Tarbitrage obligatoire sans aueune 
restriction. 



Elle est unanime enfin k proclamer que, s'il n'a pas 6t6 donn6 de conclure 
d^s maintenant une Convention en ce sens, les divergences d'opinion qui se sont 
manifest6es n'ont pas d^pass6 les limites d'une controverse juridique, et qu'en 
travaillant ici ensemble pendant (juatre mois, toutes les Puissances du monde, non 
seulement ont appris k se comprendre et k se rapprocher davantage, mais ont 
SU d^gager, au cours de cette longue collaboration, un sentiment tvhs 6\ey6 du 
bien commun de rhumanit^. 



En outre, la Conference a adopt<5 k Tunanimite la Resolution suivante: 

La Deuxiöme Conference de la Paix confirme la Resolution adoptee par la 
Conference de 1899 k l'egard de la limitation des charges militaires; et, vu que 
les charges militaires se sont considerablement accrues dans presque tous les pays 
depuis ladite annee, la Conference dedare qu'il est hautement desirable de voir 
les Gouvernements reprendre l'etude serieuse de cette (|uestion. 



Elle a, de plus, emis les Voeux suivants: 

1 *. La Conference recommande aux Puissances signataires V adoption du projet 
ci-annoxedetvonventionpour Tetablissement d'uneCour de Justice arbitrale, 
et sa mise en vigueur dös qu'un accord sera intervenu sur le choix des 
juges et la Constitution de la Cour. 

2*. La ( Conference emet lo voeu cju'en cas de guerre, les autorites competentes, 
civilcH ot militaires, se fassent un devoir tout special d'assurer et de 
protegoi' le maintien des rapports pacifiques et notamment des relations 
coinnKJicialos et industiielles entre les populations des Etats belligerants 
ot loM pays noutres. 
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3*. La Conference ömet le voeu que les Puissances reglent, par des Conventions 
particuliferes, la Situation, au point de vue des charges militaires, des 
(Strangers ^tablis sur leurs territoires. 

4*. La Conference ^met le voeu que F Elaboration d'un rfeglement relatif aux 
lois et couturaes de la guerre maritime figure au programme de la 
prochaine Conference et (jue, dans tous les cas, les Puissances a})pliquent, 
autant que possible, ä la guerre sur mer, les principes de la Convention 
relative aux lois et coutumes de la guerre sur terre. 

Enfin, la Conference recommande aux Puissancesla röunion d'une troisic>me Con- 
ference de la Paix cjui pourrait avoir Heu, dans une pEnode analogue k celle qui 
s'est ecouiee depuis la precedente Conference, ä une date ä fixer d'un commun 
accord entre les Puissances, et eile appelle leur attention sui- la necessite de preparer 
les travaux de cette troisiöme Conference assez longtemps k Tavance pour que 
ses deiiberations se poursuivent avec Vautorite et la rapidite indispensables. 

Pour atteindre h, ce but, la Conference estime qu'il serait tri^s desirable que 
environ deux ans avant l'epoque propable de la reunion, un Comite preparatoire 
föt Charge par les Gouvernements de recueillir les diverses pi-opositions ä soumettre 
k la Conference, de rechercher les matiferes susceptibles d'un prochain rftglement 
international et de preparer un programme que les Gouvernements arreteraient 
assez tot pour qu il püt etre serieusement etudie dans chacjue pays. Ce Comite 
serait, en outre, Charge, de proposer un mode d'organisation et de procedure pour 
la Conference elle-meme. 



En foi de quoi, les Pienipotentiaires ont signe le present acte et y ont 
appose leurs cachets. 

Fait ä la Haye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplaire 
qui sera depose dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont les copies, 
certifiees confomies, seront deiivrees k toutes les Puissances represcntees k la 
Conference. 
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Beilage 4. 



CONVENTION 



ponr le 



Reglement pacifique des conflits internationaux. 
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SA MAJESTE L'EMPEREUR D'ALLEMAONE, ROI DE PRUSSE; LE 
PRESroENT DES ^:TATS-UNIS D'AMERTQUE; LE PRESIDEOT DE LA 
REPUBLIQUE ARGENTINE; SA MAJESTP: L'EMPEREUR D'AUTRICHE, 
ROI DE BOHÄME ETC., ET ROI APOSTOLIQUE DE HONGRIE; SA 
MAJESTIi; LE ROI DES BELGES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
DE BOLIVIE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DES ETATS-LTNIS 
DU BRI^.SIL; SON ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE BULGARIE; LE 
PRItlSIDENT DE LA REPUBLIQUE DE CHILI; SAMAJESl^ L'EMPEREUR 
DE CHINE; LE PRESIDENT^ DE LA REPUBLIQUE DE COLOMBffi; 
LE GOUVERNEUR PROVISOIRE DE LA REPUBLIQUE DE CUBA; SA 
MAJESTE LE ROI DE DANEMARK; LE PRlSsiDENT DE LA REPUBLIQUE 
DOMINICAINE: LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE L'EQUATEÜR; 
SA MAJESTE LE ROI D'ESPAGNE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
FRAN^AISE; SA MAJESTE LE ROI DU ROYAUME-UNI DE GRANDE 
BRETAGNE ET D'IRLANDE ET DES TERRITOIRES BRWANNIQUES AU 
DELÄ DES MERS, EMPEREUR DES INDES; SA MAJESTE LE ROI DES 
HELLftNES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE GUATEMALA; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE D'HAITI; SA MAJESTE LE ROI 
D'ITALIE; SA MAJESTE L'EMPEREUR DU JAPON; SON ALTESSE 
ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, DUC DE NASSAU; LE 
PRESIDENT DES ETATS-UNIS MEXICAINS; SON ALTESSE ROYALE 
LE PRINCE DE MONTENEGRO; LE PRKSIDEN^P DE LA RKPUBLIQUE 
DE NICARAGUA; SA MAJESTE LE ROI DE NORVftGE; LE PRESIDENT^ 
DE LA REPUBLIQUE DE PANAMA: LE PRESIDENT DE LA REPU- 
BLIQUE DV PARAGUAY; SA MAJESTE LA REINE DES PAYS-BAS; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU PEROU; SA MAJP:STE IMPERIALE 
LE SCHAH DE PERSE; SA MAJESTE LE ROI DE PORTUGAL ET DES 
ALGARVES, ETC.; SA MAJESTE LE ROI DE ROUMANIE; SA MAJESTE 
L'EMPEREUR DE TOUTES LES RUSSIES; LE PRESIDENT DE LA 
RtojBLIQUE DU SALVADOR; SA MAJf:STE LE ROI DE SERBIE; SA 
MAJESTE LE ROI DE SIAM: SA MAJESTE LE ROI DE SUt:DE: LE 
CONSEIL FEDERAL SUISSE; SA MAJESTE I/EMPEREI'R DES (/ITO- 
MANS; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE ORIENTALE DE L' URU- 
GUAY; LE PRESIDENT DES ETATS- UNIS DE VENEZUELA: 



78 

Anim6s de la ferme volonte de concourir au maintien de la paix g6ii6rale ; 

K(5solus a favoriser de tous leufs effoii;s le rfeglement amiable des conflits 
internationaux; 

Recoimaissant la solidarit6 qui unit les membres de la soci6t6 des nations 
civilis^es; 

Voulant 6tendre Tempire du droit et fortifier le sentiment de la justice 
internationale ; 

Convaincus que Tinstitution permanente d'une juridiction arbitrale accessible 
k tous, au sein des Puissances ind^pendantes, peut contnbuer eflicacement ä ce 
r6sultat; 

Consid6rant les avantages d'une Organisation gön^rale et r^gulifere de la 
proc^dure arbitrale; 

Estimant avec TAuguste Initiateur de la Conference internationale de la 
Paix qu'il importe de consacrer dans un accord international les principes 
d'6quit6 et de droit sur lesquels reposent la s6cui-it6 des Etats et le bien-etre 
des peuples; 

D^sireux, dans ce but, de mieux assurer le fonctionnenient pratique des 
Commissions d'enquete et des tribunaux d'arbitrage et de faciliter le recours 
ä la justice arbitrale lorsqu'il s'agit de litiges de nature ä comporter une pro- 
c6dure sommaire; 

Ont jug6 n^cessaire de reviser sur cei*tains points et de compl6ter Toeuvre 
de la Premiöre Conförence de la Paix pour le rfeglement pacifique des conflits 
internationaux; 

Les Hautes Parties contractantes ont r6solu de conclure une nouvelle Con- 
vention ä cet eflfet et ont nomm6 pour Leurs Pl^nipotentiaires, savoir: 



( Desigiintion des Plenipoientiaires.) 
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Lesquels, aprfes avoir d6po86 leurs pleiiis pouvoirs, trouv^s en bonne et due 
forme, sont convenus de ce qui suit: 



Titre 1. Du maintien de la paix grenerale. 

Article l•^ 

En vue de pr6venir autant que possible le recours ä la force dans les rappoiis 
entre les Etats, les Puissances coiitractantes conviennent d'employer tous leurs 
efFoi^ts pour assui'er le rfeglement pacifique des difföiends inteniationaux. 

Titre II. Des bons Offices et de la mediation. 

Article 2. 

En cas de dissentinient grave ou de conflit, avant d*en appeler aux annes, 
les Puissances contractantes conviennent d'avoir recours, en tant que les circons- 
tances le permettront, aux bonß offices ou k la mediation d'une ou de plusieurs 
Puissances amies. 

Article 3. 

Ind6pendamment de ce recours, les Puissances contractantes jugent utile et 
d^sirable qu'une ou plusieurs Puissances ötrangferes au conflit offrent de leur propre 
initiative, en tant (jue les circonstances s'y pretent, leurs bons offices ou leur 
m6diation aux Etats en conflit. 

Le droit d'offrir les bons oftices ou la mediation appartient aux Puissances 
6trang6res au conflit, möme pendant le cours des bostilitc^s. 

L'exercice de ce di'oit ne peut jamais etre consid6r6 par l'unc ou l'autre des 
Parties en litige comme un acte peu amical. 

Article 4. 

Le rftle du m^diatour consiste ä concili(*r los pr6tentions oppos6es et ä apaiser 
les ressentiments qui peuvent s'etre produits entre les Etats en conflit. 
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Articie 5. 

!>-* fonctioois du m^diat#-ur cessent da moment oii il est constate. soit par 
Tun*' de* I'arrie» en lirige. »oit par le mediateur lui-meme, i|ue les moyens de con- 
ciliation projKiSi^s par lui ne ^mt pas acceptes. 

Articie 6. 

Les briDB Offices et la m<fdiarion, soit sur le recours des Parties en conflit, soit 
»ar riniriarive de.«« Puissances 6tranircres aa conflit, ont exclusivement le earactfere 
de con.seil et nont jamais force obligatoire. 

Articie 7. 

L'a^:ceptation de la m<^*diarion ne peat avoir poar efFet sauf Convention con- 
traire, d'interrompre, de retarder ou d'entraver la mobilisation et autres mesores 
pr^fiaratoires ä la gueiTC. 

Si eile inter\ient apres IVjuvei-ture des hostilit^s, eile n'interrompt pas, sauf 
Convention contraire, les op^rarions militaires en cours. 

Articie 8. 

1^8 Puissances contractantes sont d'accord pour recommander Tapplication, 
dans les circonstances qui le pennettent, d'une m<^diarion speciale sous la forme 
suivante. 

En cas de difFörend grave compromettant la paix, les Etats en conflit choisis- 
sent respectivement une Puissance ä laquelle ils confient la nrission d'entrer en 
rapport direct avec la Puissance choisie d'autre part, ä l'effet de pr^venir la rupture 
des n^lations pacifi<|ues. 

Pendant la duröe de ce mandat dont le terme, sauf stipulation contraire, ne 
peut exci^'der trente jours, les Etats en litige cessent tout rapport direct au sujet 
du conflit, leijuel est consid^r^ comme d(^f(^r(5 exclusivement aux Puissances media- 
trices. Celles-ci doivent applicpier tous leurs effoi-ts ä regier le differend. 

En cas de rupture effective des relations pacificjues, cos Puissances demeurent 
cliarg^es de la mission commune de profiter de toute occasion pour r^tablir la paix. 



Titre Hl. Des Commissions internationales d'enquete. 

Articie 9. 

Dans les litiges d'ordre international n'engageant ni Fhonneur ni des int6rets 
essentiels et provenant d'une divergence d'appri'^ciation sur des points de fait, les 
Puissances contractantes jugent utile et d6sirable que les Parties qui n'auraient pu 
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se mettre d'accord par les voies diplomatiques instituent, en tant que les circons- 
tances le permettront, une Commission internationale d'enquete cliargee de faciliter 
la Solution de ces litiges en ^claircissant, par un examon imjjartial et consciencieux, 
les questions de fait. 

Article 10. 

Les C'ommissions internationales d'enquete sont constituees par Convention 
speciale entre les Pailies en litige. 

La Convention d'enquete pröcise les faits h examiner; eile d^termirie le mode 
et le d6lai de formation de la Commission et Tetendue des pouvoirs des com- 
missaires. 

Elle d^termine (^galement, s'il y a Ifeu, le si6ge de la Commission et la facultö 
de se d^2)lacer, la langue dont la Commission fera usage et Celles dont Temploi 
sera autorise devant eile, ainsi que la date ä laquelle cliaque Paiiie devra dcposer 
son expos6 des faits, et g6n6ralement toutes les conditions dont les Parties sont 
convenues. 

Si les Pai-ties jugent n6cessaire de nommer des assesseurs, la Convention 
d'enquete dctermine le mode de leur designation et Tetendue de leurs pouvoirs. 

Article 11. 

Si la Convention d'enquete n'a j)as d^signe le sifege de la Commission, celle-ci 
si^gera ä La Haye. 

Le siege une fois fix6 ne peut etre cliange par la Commission qu avec Tassen- 
timent des Parties. 

Si la Convention d'enquete n'a pas d6teniiin6 les langues h employer, il en 
est d6cid6 par la Commission. 

Article 12. 

Sauf stipulation contraire, les Commissions d'enquete sont form^es de la 
mani^re d6termin6e par les ai*ticles 45 et 57 de la präsente Convention. 

Article 13. 

En cas de döces, de d^mission ou d'empechement, j)()ur quelque cause que 
ce soit, de Tun des commissaires, ou ^ventuellement de Tun des assesseurs, il est 
pourvu k son remplacement selon le mode fix6 pour sa nomination. 

Article 14. 

Les Parties ont le droit de nommer aupres de la Commission d'enquete des 
agents sp^ciaux avec la mission de Les repr(5senter et de servir d'interm^diaires 
entre Elles et la Commission. 

6 
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Elles sont, en outre, autorisöes ä charger des conseils ou avocats nommt^s par 
elles, d'exposer et de soutenir leurs intörßts devant la Commission. 

Article 15. 

Le Bureau International de la Cour pei-manente d'arbitrage sert de greffe aux 
Commissions qui si^gent ä La Haye, et mettra ses locaux et son Organisation ä 
la disposition des Puissances conti'actantes pour le fonctionnement de la Commission 
d'enquete. 

Article 16. 

Si la Commission sifege ailleurs qu'ä La Haye, eile nomme un Secrötaire 
G6n6ral dont le bureau lui sert de greffe. 

Le greffe est cliarg6, sous rautorit6 du President, de Torganisation materielle 
des s6ances de la Commission, de la r^daction des procfes-verbaux et, pendant le 
temps de Fenquöte. de la garde des arcbives qui seront ensuite vers6es au Bureau 
International de La Haye. 

Article 17. 

En vue de faciliter Tinstitution et le fonctionnement des Commissions d'enqußte, 
les Puissances contractantes recommandent les rfegles suivantes qui seront appli- 
cables ä la proc6dure d'enquete en tant que les Parties n'adopteront pas d'autres 
rfegles. 

Article 18. 

La Commission rfeglera les d^tails de la proc6dure non pr6vus dans la Con- 
vention speciale d'enquete ou dans la pr6sente Convention, et procfedera ä toutes 
les formalit^s que comporte Tadministration des preuves. 

Article 19. 

L'enquete a lieu contradictoirement. 

Aux dates pr6vues, chaque Paiiie communiquc a la Commission et k Fautre 
Partie les expos6s des faits, s'il y a lieu, ct., dans tous les cas, les actes, pifeces et 
documents qu'Elle juge utiles h la d6couveii;e de la v^iit^, ainsi que la liste des 
tömoins et des expeii;s qu'ello d6sire faire entendre. 

Article 20. 

La Commission a la facult(^, avoc Tassentiment des Parties, de se transporter 
momentaii(5ment sur los lieux oü eile juge utile de recourir ä ce moyen d'infonnation 
ou d'y dc'^li^guer un ou plusicurs de ses membres. L'autorisation de TEtat sur le 
territuiro (lu([uel il doit etre proc6d6 k cette information devra etre obtenue. 
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Article 21. 

Toutes constatations materielles, er toutes visites des Heux doivent 6tre faites 
en pr^sence des agents et conseils des Parties ou eux düment appel6s. 

Article 22. 

La Commission a le droit de soUiciter de Tune ou l'autre Partie telles expli- 
cations ou informations qu'elle juge utiles. 

Article 23. 

Les Parties s'engagent ä foumir ä la Commission d'enquete, dans la plus large 
mesure qu'Elles jugeront possible, tous les moyens et toutes les facilitös nöcessaires 
pour la connaissance compl^te et rappr^ciation exacte des faits en question. 

Elles s'engagent ä user des moyens dont EUes disposent d'aprfes leur 16gislation 
int6rieure, pour assurer la comparution des t^moins ou des experts se trouvant sur 
leur territoire et cit6s devant la Commission. 

Si ceux-ci ne peuvent comparaitre devant la Commission, Elles feront proc6der 
ä leur audition devant leurs autorit6s comp6tentes. 

Article 24. 

Pour toutes les notifications que la Commission aurait ä faire sur le territoire 
d'une tierce Puissance contractante, la Commission s'adressera directement au 
Gouvernement de cette Puissance. II en sera de meme s'il s'agit de faire proc6der 
sur place k T^tablissement de tous moyens de preuve. 

Les requetes adress^es ä cet eiffet seront ex6cut6es suivant les moyens dont 
la Puissance requise dispose d'aprfes Sa l6gislation intferieure. Elles ne peuvent etre 
refus6es que si cette Puissance les juge de nature ä porter atteinte ä Sa souverainet6 
ou ä Sa s6curit6. 

La Commission aura aussi toujours la facultö de recourir ä Tinterm^diaire de 
la Puissance sur le territoire de laquelle eile a son siege. 

Article 25. 

Les t6moins et les experts sont appel^s ä la requete des Parties ou d'office par 
la Commission, et, dans tous les cas, par Tinterm^diaire du Gouvernement de TEtat 
sur le territoire duquel ils se trouvent. 

Les tömoins sont entendus, suocessivement et s^par^ment, en presence des 
agents et des conseüs et dans un ordre ä fixer par la Commission. 

Article 26. 

L'inteiTogatoir(5 des temoins est conduit par le President. 
Les membres de la Commission peuvent n^anmoins poser a chaque t6moin 
les questions qu'ils croient convenables pour ^claircir ou compl6ter sa d^position, 

6* 
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Oll poiir se renseigner sur tout ce qui concerne le t^moin dans les limites n^ces- 
saires 5i la manifestation de la v^rit^. 

l^es afjents et les conseils des Parties ne peuvent inteiTompre le temoin dans 
8a deposition, ni lui faire aucune interpellation directe, mais peuvent demander au 
President de poser au temoin telles questions compl^mentaires qu'ils jugent utiles. 

Article 27. 

Le temoin doit deposer sans qu'il lui seit permis de lire aucun projet ecrit. 
Toutetois. ii peut etre autorise par le President ä s'aider de notes ou documents 
si la nature des faits rapport^s en n^cessite rempioi. 

Article 28. 

Proct!^s- verbal de la dt'^position du temoin est dress6 seanee tenante et lecture 
en est donnee au temoin. Le temoin peut y faire tels ehangements et additions 
que bon lui semble et qui seront consignes k la suite de sa deposition. 

Lecture faite au temoin de Tensemble de sa deposition, le temoin est requis 



de signer. 



Article 29. 



Les agents sont autorist^s, au eours ou a la tin de Tenquete, ä präsenter par 
ecrit a la Commission et a lautre Partie tels dires, requisitions ou resum^s de fjiit, 
qu ils jugent utiles h la decouverte de la v^ritc^. 

Article 30. 

Les deliberatii»ns de la Commissi^m ont Heu a liuis clos et restent secr^tes. 
Tome decision Cv-^t prise ä la majorite des membres de la Commission. 
Le refus dun membre de prendre part au vote doit etre constat^ dans le 
proees-verbal. 

Article 31. 

Le> seanees de la Commission ne sont publit[ues et les pn>ces verbaux et 
documents de Tenquete ne sont rendus publica qu'en vertu dune decision de la 
Commission, prise avee Tassentiment des Parties. 

Article 32. 

Lt^s Parties ayant präsente lous les eelaireissements et preuves, tous les 
T' nioins ayant ete entendus, le President pn^nonee la eloture de Tenqu^te et la 
Commission s ajoume pour deliberer et r^diger son rap[K)rt, 
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Article 33. 

Le rapport est sign^ par tous les m(*mbres de la Commission. 
Si un des menibres refuse de signer, meiition en est faite; le rappoii; reste 
n^anmoins valable. 

Article 34. 

Le rapport de la Commission est lu en sc^ance publique, les agents et les 
conseils des Pai-ties prösents ou düment appel(^s. 

Un exemplaire du rapport est remis ä chaque Partie. 

Article 35. 

Le rappoii; de la Commission, limit^ ä la constatation des faits, n'a nuUement 
le caractfere d'une sentence arbitrale. II laisse aux Parties une enti^re libert6 pour 
la suite ä donner ä cette constatation. 

Article 36. 

Chaque Partie suppoi-te ses propres frais et une paii; 6gale des frais de la 
Commission. 



Titre IV. De l'arbltragre international. 

CHAPITRE L 

T)e la Justice arbitrale. 

Article 37. 

L'arbitrage international a pour objetle rfeglement de litiges entre les Etats par 
des juges de leur cboix et sur la base du respect du droit. 

Le recours ä l'arbitrage implique Tengagement de se soumettre de bonne foi 
ä la sentence. 

Article 38. 

Dans les questions d'ordre juridique, et en premier lieu, dans les questions 
d'interpr^tation ou d'application des Conventions internationales, l'arbitrage est 
reconnu par les Puissances contractantes comme le moyen le plus efficace et en 
mcme temps le plus 6quitable de r6gler les litiges (jui n'ont pas 6te rösolus par 
les voies diplomatiques. 

En cons6quence, il serait dösirable que, dans les litiges sur les questions 
susmentionn^es, les Puissances contractantes eussent, le cas ('*ch6ant, recours ä 
l'arbitrage, en tant que les circonstances le permettraient. 
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Article 39. 

La Convention d'arbitrage est conclue pour des contestadons d^jä n^es ou 
pour des contestadons Eventuelles. 

Elle peut concemer tout litige ou seulenient les litiores d'une rat^gorie 
d^termin^e. 

Article 40. 

lnd<^pendamment des Traites g^n^raux ou particuliers qui stipulent actuelle- 
ment Tobligation du recours ä l'arbitrage pour les Puissances contractantes, ces 
Puissances se r^servent de conclure des accords nouveaux. g^n^raux ou parti- 
culiers, en vue d'etendre l'arbi trage obligatoire ä tous les cas qu*£lles jugeront 
possible de lui soumettre. 



CHAPITKE n. 
De la Cour permanente cTarbitrage. 

Article 41. 

Dans le but de faciliter le recours imm^diat k Tarbitrage pour les diff6rends 
intemationaux qui n'ont pu etre rEgl6s par la voie diplomatique, les Puissances 
contractantes s'engagent ä maintenir, teile qu'elle a 6t6 6tablie par la Premiere 
Conference de la Paix, la Cour permanente d'arbitrage, accessible en tout temps 
et fonctionnant, sauf stipulation contraire des Parties, conform^ment aux r^gles 
de proc6dure ins6r6es dans la präsente Convention. 

Article 42. 

La Cour peimanente est comp^tente pour tous les cas d'arbitrage, k moins 
quHl n'y ait entente entre les Parties pour T^tablissement d'une juridiction speciale. 

Article 43. 

La cour permanente a son si^ge ä La Haye. 

(In Bureau International sei-t de greffe ä la Cour; il est rintei-m^diaire des 
Communications relatives aux r^unions de celle-ci; il a la garde des archives et 
la gestion de toutes les affaires administratives. 

Los Puissances contractantes s'engagent ä communiquer au Bureau, aussitot 
(\\ie possible, une copie certifi^e conforme de toute stipulatien d'arbitrage intervenue 
entre Ell es vi de toute sentence arbitrale Les concemant et rendue par des juri- 
di<*.ti()n8 spdcialos. 
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Elle s'engagent ä communiquer de m6me au Bureau les lois, rftglements et 
documents constatant 6ventuellement rex6cution des sentences reiidues par la Cotu\ 

Article 44. 

Chaque Puissance contractante d^signe quatre personnes au plus, d'une com- 
p^tence reconnue dans les questions de droit international, jouissant de la pbis 
haute consid6ration morale et dispos6es k accepter les fonctions d'arbitre. 

Les personnes ainsi d6sign6es sont inscrites, au titre de Membres de la Cour, 
sur une liste qui sera notifi^e k toutes les Puissances contractantes par les soiiis 
du Bureau. 

Toute modification ä la liste des arbitres est port6e, par les soins du Bureau, 
ä la connaissance des Puissanees contractantes. 

Deux ou plusieurs Puissances peuvent s'entendre pour la dösignation en commun 
d'un ou de plusieurs Membres. 

La meme personne peut 6tre d6sign6e par des Puissances diff6rentes. 

Les Membres de la Cour sont nomm^s pour un terme de six ans. Leur mandat 
peut 6tre renouvel6. 

En cas de d6cfes ou de retraite d'un Membre de la Cour, ils est pourvu h 
son remplacement selon le mode fix6 pour sa nomination, et pour une nouvelle 
Periode de six ans. 

Article 45. 

Lorsque les Puissances contractantes veulent s'adresser ä la Cour permanente 
pour Ic rfeglement d'un difförend survenu entre Elles, le choix des arbitres appel^s 
ä foimer le Tribunal comp^tent pour statuer sur ce diflf6rend, doit 6tre fait dans 
la liste g6n6rale des Membres de la Cour. 

A d6faut de Constitution du Tribunal arbitral par Taccord des Parties, il est 
proc^d6 de la maniöre suivante : 

Cbaque Partie nomme deux arbitres, dont un seulement jjcut etre son national 
ou cboisi parmi ceux qui ont 6t6 d^signös par Elle comme Membres de la Cour 
permanente. Ces arbitres choisissent ensemble un surarbitre. 

En cas de partage des voix, le choix du surarbitre est confi6 a une Puissance 
tierce, d6sign6e de commun accord par les Parties. 

Si Faccord ne s'6tablit pas h ce sujet, chaque Paitie d^signe une Puissance 
diff^rente et le choix du surarbitre est fait de concert par les Puissances ainsi 
design^es. 

Si, dans un d^lai de deux mois, ces deux Puissances n'ont pu tomber d'accord, 
chacune d'EUes präsente deux candidats pris sur la liste des Membres de la Cour 
permanente, en dehors des Membres d6sign6s par les Parties et n'6tant les 
nationaux d'aucune d'Elles. Le sort dötermine lequel des candidats ainsi pr6sent6s 
sera le surarbitre. 
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Article 46. 

Des rjue le Tribimal est compMjse. les Parties notitient aa Bureau leur d^eision 
de «'adresser ä la Cour, le texte de leur compromis. *^t \es noms iles arbitres. 

Le Bureau communi^ue .«ans delai ä ehaque arbitre le compn>mis et les noms 
des autres Membres du TribunaL 

Le Tribunal se r^unit ä la date fixee par les Partie». Le Bureau |K)urvoit 
a son installarion. 

Les Membres du TribunaL dans Texercice de leurs fonctions et en debors de 
leur pavs. jouissent des privileges et immunites diplomatique^. 

Article 47. 

Le Bureau est autorise ä mettre ses locaux et son Organisation a la disposition 
des Puissances contractantes pour le fonctiunnement de toute juridiction speciale 

d'arbitrage. 

La juridiction de la Cour permanente peut etre ^tendue, dans les eonditions 
[)rescrite8 par les r^glements, aux litiges existant entre des Puissances non contrac- 
tantes ou entre des Puissances contractantes et des Puissances nun conti-actantes. 
si les Parties sont convenues de recourir ä cette juridiction. 

Article 48. 

Le Puissances contractantes considferent conmie un devoir. dans le cas oü un 
conflit aigu menacerait d'^clater entre deux ou plusieurs d'entre EUes, de rappeler 
ä celles-ci que la Cour permanente leur est ouverte. 

En cons^quence, Elles d^larent que le fait de rappeler aux Parties en conflit 
les dispositions de la präsente Convention, et le conseil donn^, dans Tint^ret 
sup^rieur de la paix, de sadresser ä la Cour permanente, ne peuvent etre con- 
sid^r^s que comme actes de bons ollfices. 

En cas de conflit entre deux Puissances, Tune d'EUes pourra toujours adresser 
au Bureau International une note contenant sa d^claration qu'EUe serait disposöe 
k soumettre le differend ä un arbitrage. 

Le Bureau devra porter aussitöt la declaration ä la connaissance de Tautre 
Puissance. 

Article 49. 

Le Conseil administratif permanent, compose des Repr^sentants diplomaticjues 
des Puissances contractantes accrt^dit^s ü La Have et du Ministre des Affaires 
Etrangcres des Pays-Bas, qui remplit les fonctions de President, a la direction 
et le controle du Bureau International. 

Le Conseil ai'rete son r^gleraent d'ordre ainsi que tous autres r^glements 
necessaires. 
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n döcide toutes les questions administratives qui ])ourraient surgir touchant 
le fonctionnement de la Cour. 

II a tout pouvoir quant ä la nomination, la Suspension ou la r^vocation 
des fonetionnaires et employös du Bureau. 

n fixe les traitements et salaires, et controle la depensc* gc^n^rale. 

La pr6sence de neuf membres dans les r<5unions düment convoqu6es suffit 
pour peimettre au Conseil de delib^rer valablement. Les döcisions sont prises k 
la majoritö des voix. 

Le Conseil communique sans d6lai aux Puissances contractantes les reglements 
adopti^s par lui. 11 Leur präsente cbaque ann^e un rappoii; sur les travaux de 
la Cour, sur le fonctionnement des serviees administratifs et sur les d^penses. 
Le rappoii; contient (^galement un r6sum6 du contenu essentiel des documents 
communiques au Bureau par les Puissances en vertu de Taiiicle 43 alin^as 3 et 4. 

Article 50. 

Les frais du Bureau seront suppoii;6s par les Puissances contractantes dans 
la Proportion ^»tablie pour le Bureau international de TUnion postale universelle. 

Les frais a la charge des Puissances adhörentes seront compt^s k paiiir du 
jour oü leur adh^sion produit ses effets. 



CHAPniuE m. 

De la procedure arhitrale. 

Article 51. 

En vue de favoriser le d^veloppement de Tarbitrage, les Puissances con- 
tractantes ont arret6 les rögles suivantes qui sont apj^licables ä la proc6dure arbitrale, 
en tant que les Parties ne sont pas convenues d'autres rfegles. 

Article 52. 

Les Puissances qui recourent a Tarbitrage signent un compromis dans lequel 
sont d^termin^s Tobjet du litige, le d^lai de nomination des arbitres, la forme, l'ordre 
et les d6lais dans lesquels la commimication vis6e par l'article 63 devra etre faite, 

et le montant de la sommc que cbaque Partie aura ä d6poser ä titre d'avance pour 
les frais. 

Le compromis d^termine ögalement, s'il y a lieu, le mode de nomination 
des arbitres, tous pouvoirs sp^ciaux 6ventuels du Tribunal, son siöge, la langue 
dont il fera usage et Celles dont Temploi sera autoris(^ devant lui, et gt^.n^ralement 
toutes les conditions dont les Parties sont convenues. 
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Article 53. 

La C<our ji^ermanente est comp^eDte j^oar retablissement da eompromis. si les 
Parties mnx d a^xoi^ pour sen remettre a eUe. 

Elle est egaiement eomp^ente. meme si la demande est faite seolement [lar 
Tune des Parties, apres qa'nn accord par La voi<' diplomatiqae a ^e Tainement 
essaye. quand il s'agit: 

1*. d'an differend rentrant dans an Trait^ d*arbitrage g^n^ral concla oa 
renouvel^ ajires la mise en vigaear de cette Convention et qui prf voit pour chaqne 
diff<6rend un compromis et n'exclut poor T^tablissement de ce demier ni expli- 
cit^ment ni implieitement la comfi^tence de la Coar. Toutefois. le recoars ä la 
Coor n'a pas lien si Taatre Partie d^lare qa'ä son avis le diflEfrend n'appartient 
|»as ä la cat^gorie des diff^rends ä soomettre ä an arbitrage obligatoire, ä moins 
qae le Trait^ d'arbitrage ne conftre au Tribanal arbitral le pouvoir de d^ider cette 
qaestion pr^alable: 

2*. d'nn diffi^rend provenant de dettes contractuelles rfclam^es ä ane Puissance 
par une antre Paissance comme dues ä ses nationaux. et poor la Solution daqael 
Toffre d'arbitrage a ^t^ accept^e. Cette disposition n'est pas applicable si Taccep- 
tation a ^t^ subordonn^e ä la condition qae le compromis soit etabli selon an autre 
mode. 

Article 54. 

Dans les cas pr^vus par Tarticle pr^c^dent, le compromis sera Etabli paa* ane« 
commission compos^e de cinq membres d^sign^s de la maniere pr^vae ä Tarticle 
45 alin^as 3 k 6. 

Le cinqui^me membre est de droit President de la commission. 

Article 55. 

Les fonctions arbitrales peuvent etre conffr^es ä an arbitre onique ou ä 
plusieurs arbitres d^sign^s par les Parties ä leur gr^, ou choisis par Elles parmi 
les Membres de la Cour permanente d'arbitrage ^tablie par la präsente Convention. 

A d(^faut de Constitution du Tribimal par l'accord des Parties, il est proeed^ 
de la maniere indiqu^e ä Taiticle 45 alin^as 3 ä 6. 

Article 56. 

Loi-squ'un Souverain ou un Chef d'Etat est choisi pour arbitre. la proe6dure 
arbitrale est r6gl^e par Lui. 

Article 57. 

Le surarbitre est de droit Pr<^sident du Tribunal. 

Lorsque le Tribunal ne comprend pas de surarbiti'e, il nomme lui-m^rae 
son President. 
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Article 58. 

En oas d'^tablissement du compromis par une commission, teile qu'elle est 
vis^e a Tai-ticle 54, et sauf stipulation contraire, la commission eile meme formera 
le Tribunal d'arbitrage. 

Article 59. 

En cas de d(^ces, de demission ou d'emj)echement, jxnir quelque cause que ce 
soit, de Tun des arbitres, il est pourvu h son remplacement selon le mode üx6 
pour sa nomination. 

Article 60. 

A d^faut de dösignation par les Pai*ties, le Tribunal sifege ä La Ilaye. 

Le Tribunal ne peut si6ger sur le territoire d'une tierce Puissance qu'avec 
l'assentiment de celle-ci. 

Le sifege une fois fix6 ne peut etre chang6 par le Tribunal qu'avec l'assenti- 
ment des Parties. 

Article 61. 

Si le compromis n'a pas d6tennin6 les langues ä employer, il en est d6cid6 
par le Tribunal. 

Article 62. 

Les Parties ont le droit de nommer auprfes du Tribunal des agents sp6ciaux, 
avec la mission de servir d'interm6diaires entre EUes et le Tribunal. 

Elles sont en outre autoris^es ä cbarger de la d6fense de leurs di'oits et 
int^rßts devant le Tribunal, des conseils ou avocats nomm6s par Elles ä cet effet. 

Les Membres de la Cour permanente ne peuventexercer les fonctionsd' agents, 
conseils ou avocats, qu'en faveur de la Puissance qui les a nomm^s Membres de 
la Cour. 

Article 63. 

La proc^dure arbitrale comprend en rfegle g6n6rale deux pliases distinctes: 
rinstruction 6crite et les döbats. 

L'instruction ^crite consiste dans la communication faite par les agents 
respectifs, aux membres du Tribunal et ä la Partie adverse, des mömoires, des 
contre-m6moires et, au besoin, des r6pliques ; les Parties y joignent toutes pifeces 
et documents invoqu^s dans la cause. Cette communication aura lieu, directement 
ou par rintermddiaire du Bureau International, dans Fordre et dans les d6lais 
d^.terminös par le compromis. 
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Les d6lais fix6s par le compromis pourront 6tre prolong6s de commun accord 
par les Parties, ou par le Tribunal quand il le juge n^cessaire pour arriver h une 
d<5cision juste. 

Les d^bats consistent dans le d^veloppement oral des moyeus des Pai-ties 
devant le Tribunal. 

Article 64. 

Toute pieco produite par lune des Parties doit etre communiqu(^>e, eii copie 
certifi^e conforme, ä Tautre Partie. 

Article 65. 

A moins de circonstances speciales, le Tribunal ne se r^unit qu'apr^s la 
clöture de Tinstruetion. 

Article 66. 

Les d^.bats sont dirig^s par le Pr(^sident. 

Ils ne sont publics qu'en vei-tu d'une d^cision du Tribunal, prise avec 
Tassentiment des Parties. 

Tis sont consign^s dans des procfes-verbaux r^dig^s par des secr6taires que 
nomme le President. Ces procös-verbaux sont signes par le President et par un 
des secr^taires; ils ont seuls caract^re autbentique. 

Article 67. 

L'instruction ^tant close, le Tribunal a le droit d'6carter du d6bat tous actes 
ou documents nouveaux qu'une des Parties voudrait lui soumettre sans le con- 
sentement de Tautre. 

A rticle 68. 

Le Tribunal demeure libre de prendre en consid^ration les actes ou docu- 
ments nouveaux sur lesquels les agents ou conseils des Pai-ties appelleraicnt son 
attention. 

En ce cas, le Tribunal a le droit de requ<^rir la production de ces actes ou 
documents, sauf Tobligation d'en donner connaissance ä la Partie adverse. 

Article 69. 

Le Tribunal peut, en outre, requörir des agents des Parties la ])roduction de 
tous actes et demander toutes explications n^cessaires. En cas de refus, le Tribunal 
en prend acte. 
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Article 70. 

Les agents et les con«eils des Parties sont autorisös ä presenter oralement au 
Tribunal tous les moyens qu'ils jugent utiles ä la dt^feusc de Icmr cause. 

Article 71. 

Ils ont le droit de soulever des exceptions et des incidents. Les döcisioiis du 
Tribunal sur ces 2)oints sont definitives et ne peuv(»nt doimer li(*u a aucune 
discussion ult^rieure. 

Article 72. 

Les membres du Tribunal ont le droit de poser des questions aux agents 
et aux conseils des Parties et de leur dcmander des (^claircissements sur les points 
douteux. 

Ni les questions 2)os6es, ni les observations faites par les membres du Tribunal 
pendant le cours des d^bats ne peuvent etre regard6es comme Texpression des 
opinions du Tribunal en g6n6ral ou de ses membres en particulier. 

Article 73. 

Le Tribunal est autoris6 h d^terminer sa competence en interprc^.tant le 
compromis ainsi que les autres Trait6s qni peuvent etre invocjuös dans la matiere. 
et en appliquant les principes du droit. 

Article 74. 

Le Tribunal a le droit de rendre des ordonnances de proc6dure poui* la 
direction du proces, de d6terminer les formes, Tordre et les d^lais dans lesquels 
cliaque Paiiie devra j)rondre ses conclusions finales, et de proc<^der ä toutes l(\s 
fonnalit6s que compoi'te Tadministration des preuves. 

Article 75. 

Les Parties s'engagent ä fourair au Tribunal, dans la jdus large mesure 
(jaElles jugeront possible, tous les moyens necessaires pour la ddcision du litige. 

Article 76. 

Pour toutes les notifications que le Tribunal aurait ä faire sur le territoire 
d'une tierce Puissance contractante, le Tribunal s'adressera directement au Gouver- 
nement de cette Puissance. II en sera de meme s'il s'agit de faire procöder sur 
place ä r^tablissement de tous moyens d(*/ preuve. 

Les requetes adressees ä cet effet seront ex(H^ut6es suivant les moyens dont 
la Puissance requise dispose d'a23r6s sa Ic^gislation interieure. Elles ne peuvent 
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etre refus^es que si cette Piiissance les juge de nature h porter atteinte ä sa 
souverainetö ou ä sa s6curit6. 

Le Tribunal aura aussi toujours la facultö de recourir ä rintermödiaire de 
la Puissance sur le tenitoire de laquelle il a son sifege. 

Article 77. 

Les agents et les conseils des Parties ayant pr6sent^ tous les ^claircissements 
et preuves a Tappui de leur cause, le President prononcc la cloture des d(!^^bats. 

Article 78. 

^es döliberations du Tribunal ont lieu ä huis clos et rcvstent sccrötes. 
Toute dt5cision est prise ii la majorit6 de ses membres. 

Article 79. 

La sentence arbitrale est motiv6e. Elle mentionne les noms des arbitres; eile 
est signöe par le President et par le greffier ou le secr6taire faisant fonctions de 
greftier. 

Article 80. 

La sentence est lue en s6ance publique, les agents et les conseils des Paities 
pr^sents ou düraent appel^s. 

Article 81. 

La sentence, dument pronoiic6e et notifiöe aux agents des Parties, d6cide 
d6finitivement et sans appcl la contestation. 

Article 82. 

Tout difft^.rend qui pourrait surgir entn* les Parties, concernant Tinterprotation 
et Tex^cution de la sentence, sera, sauf stipulation eontraire, soumis au jugeraent 
du Tribunal qui Ta rendue. 

Article 83. 

Les Parties peuvent se r6server dans le compromis de demander la revision 
de la sentence arbitrale. 

Dans ce cas, et sauf stijmlation eontraire, la dt*mande doit etre adressöe au 
Tribunal qui a rendu la sentence. Elle ne peut etre motivöe que jiar la d^couverte 
d'un fait nouveau qui eöt 6t6 de nature ä exercer une inHuence döcisive sur la 
sentence et qui, lors de la cloture des d6bats, 6tait inconnu du Tribunal lui-meme 
et de la Partie qui a.demand6 la r6vision. 
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La procedura de r^vision ne peut ctre ouverte que par une d6cision du Tribunal 
constatant express6ment Texistence du fait nouveau, lui reconnaissant les caracteros 
pr^vus par le paragraphe pr6c6dent et d6clarant ä ce titre la demande recevable. 

Le compromis d6termine le d^lai dans lequel la demande de r^vision doit 
etre formte. 

Article 84. 

La sentence arbitrale n'est obligatoire que pour les Parties en litige. 

Lorsqu'il s'agit de l'interpr^tation d'une Convention k laquelle ont partici]i<5 
d'autres Puissances que les Parties en litige, celles-ci avertissent en temi)s utile 
toutes les Puissances signataires. Chacune de ces Puissances a le droit d'intervenir 
au proces. Si une ou plusieurs d'entre EUes ont profitc de cette facultö, Finter- 
pr^tation contenue dans la sentence est ögalement obligatoire ä leur 6gard. 

Article 85. 
Chaque Partie Supporte ses propres frais et une part 6gale des frais du Tribunal. 



CHAPITRE IV. 



De la procedure sommaire dJarbitrdge. 

Article 86. 

En vue de facilitcr le fonctionnement de la j ustice arbitrale, lorsqu'il s'agit 
de litiges de nature ä comporter une proc6dure sommaire, les Puissances contractantes 
arrßtent les rfegles ci-aprös qui seront suivies en Tabsence de stipulations diflF6rentes, 
et sous r6sei*ve, le cas 6ch6ant, de l'application des dispositions du chapitre III 
qui ne seraient pas contraires. 

Article 87. 

Chacune des Parties en litige nomme un arbitre. Les deux arbitres ainsi 
d6sign6s choisissent un surarbitre. S'ils ne tombent pas d'accord ä ce sujet, chacun 
prösente deux candidats pris sur la liste gi^nörale des Membres do la Cour permanente, 
en dehors des Membres indiquös j)ar chacune des Parties Elles-memes et n'6tant 
les nationaux d'aucune d'Elles ; le soit dötermine lequel des candidats ainsi pr^sent^s 
sera le surarbitre. 

Le surarbitre pr^side le Tnbunal, ([ui rend ses döcisions ä la majorit6 des voix. 



96 



Article 88. 



A d^faut d'accord pr^alable, le Tribunal fixe, dös qu'il est constituö, le d^lai 
dans lequel les deux Parties devront lui soumettre leurs m^moires respectifs. 

Article 89. 

Chaque Partie est repr6sent<5e devant le Tribunal par un agent qui sert 
d'interm6diaire entre lo Tribunal et le Gouvernement qui Ta d6sign6. 

Article 90. 

La proc^>dure a Heu exclusivement par 6cnt Toutefois, chaque Partie a le 
droit de demander la comparution de t6moins et d'experts. Le Tribunal a, de son 
cötö, la facult6 de demander des explications orales aux agents des deux Parties, 
ainsi qu'aux experts et aux t^moins dont il juge la comparution utile. 



TItre V. Dispositions finales. 

Article 91. 

La präsente Convention düment ratifiöe remplacera, dans les rappoj-ts entre 
les Puissances contractantes, la Convention pour le röglement j)acifique des con- 
flits intemationaux du 29 juillet 1899. 

Article 92. 

La präsente Convention sera ratifi^e aussitot que ])ossible. 

Les ratifications seront d6pos6es a La Haye. 

Le premier d6p6t de ratifications sera constat6 par un proces-verbal sign^ 
par les repr^sentants des Puissances qui y prennent part et par le Ministre des 
Affaires Etrangöres des Pays-Bas. 

Les d^pots ult(5rieurs de ratifications se feront au moyen dune notification 
ecrite, adressöe au Gouvernement des Pays-Bas et accompagnt^e de l'instrument 
de ratitication. 

Copie certifice conforme du procfes-verbal relatif au premier d^pot de ratifi- 
cations, des notifications mentionnöes k Talinea pi-öcodent, ainsi que des instruments 
de ratification, sera immediatement remise, par les soins du Gouvernement des 
Pays-Bas et par la voie diplomatique aux Puissances conviees a la Deuxi^me 
Conference de la Paix, ainsi qu'aux autres Puissances qui auront adhere h la 
Convention. Dans les cas vises par Talinöa prec(5dent, ledit Gouvernement Leur 
fera connaitre en meme temps la date ä laquelle il a re9u la notification. 
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Article 93. 

Les Puissances non signataires qui ont et6 convi6es ä la Deuxieme Conference 
de la Paix pourront adli^rer ä la präsente Convention. 

La Puissance qui dösire adh^rer notiiie par ^crit son intention au Gouver- 
nement des Pays-Bas en lui transmettant Tacte d'adh^sion qui sera d6pos6 dans 
les archives dudit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra imm^diatement ä toutes les autres Puissances 
convi6es h la Deuxieme Confc'^rence de la Paix copie certifi^e conforme de la 
notitication ainsi que de Facte d'adh6sion, en indiquant la date ä laquelle il a re(;u 
la notification. 

Article 94. 

Les conditions auxquelles les Puissances qui n'ont pas 6t^ conviees ä la 
Deuxifeme Conference de la Paix, pourront adh^rer k la präsente Convention 
formeront Tobjet d'une entente ult6rieure entre les Puissances contractantes. 

Article 95. 

La presente Convention produira effet, pour les Puissances qui auront 2)articipe 
au premier d6p6t de ratifications, soixante jours apres la date du proces-verbal 
de ce depöt et, pour les Puissances qui ratifieront ult^rieurement ou qui adh^reront, 
soixante jours aprfes que la notification de leur ratification ou de leur adhösion 
aura 6t6 re9ue par 1(* Gouvernement des Pays-Pas. 

Article 96. 

S'il arrivait qu'une des Puissances contractantes voulut denoncer la präsente 
Convention, la dc^nonciation sera notifi^e par ecrit au Gouvernement des Pays-Bas 
([ui communiquera imm^diatement copie certifi^e confonne de la notification ä 
toutes les autres Puissances en leur faisant savoir la date a la(|uelle il Ta re^ue. 

La d^nonciation ne produira ses effets qu'ä Tegard de la Puissance qui Taura 
notifiee et un an apres cjue la notification en sera parvenue au Gouvernement 
des Pays-Bas. 

Article 97. 

Un registre tenu par le Ministfere des Affaires p]tiangeres des Pays-Bas 
indiquera la date du depöt de ratifications effectue en vertu de Tarticle 92 alineas 
o et 4, ainsi que la date ä laquelle auront ete rerues les notifications d'adhesion 
(article 93 alinea 2) ou de denonciation (article 96 alinöa 1). 

Chaque Puissance contractante est admisc h prendre connaissance de ce 
registre et ä en demander des extraits certifi^s confonnes. 
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En foi de quoi, les Plenipotentiaires ont revetu la preseiite Convention de 
lours signatures. 



Fait ä La Haye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplaire 
qui restera d6pos6 dans les aichives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies certifi^es conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
contractantes. 
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Beilage 5. 



CONVENTION 



conceraant 



la limitation de Temploi de laforce pour le recouvrement de 

dettes contractuelleSo 



7* 
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SA MAJEST^ L'EMPEREIJR D'ALLEMAGNE, ROI DE PßüSSE; LE 
PRl^SIDENT DES ETATS-UNIS D'AMEEIQÜE; LE PRESIDENT DE LAREPü- 
BLIQUE ARGENTINE; SA MAJEST^ L'EMPEREUR D'AUTRICHE, ROI DE 
BOnteME ETC., ET ROI APOSTOLIQUE DE HONGRIE; SA MA.JESTE I.E 
ROI DES BELGES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE BOLIVIE; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DES l^TATS-UNIS DU BRASIL; SON 
ALTESSE ROYALE LE PRTNCE DE BULGAREE; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DE CHILI; SA MAJESTE L'EMPEREUR DE CHINE; LE PRESI- 
DENTDE LAREpUBLIQUEDE COLOMBIE; LE GOUVERNEUR PRO VISOIRE 
DE LA REPUBLIQUE DE CUBA; SA MAJESTE LE ROI DE DANEMARK: 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DOMINICATNE; LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE DE L'EQUATEUR; SA MAJESTE- LE ROI D'ESPAGNE; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANgAISE; SA MAJESTE LE ROI 
DU ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE ET D7RLANDE ET DES 
TERRITOIRES BRITANNIQUES AU DELA DES MERS, EMPEREUR DES 
INDES; SA MAJESTE LE ROI DES HELLENES; LE PRESIDENT DE LA 
REpUBLIQUE de GUATEMALA; LE PRESIDENT DE LA REpUBLIQUE 
D'HAÜTI; SA MAJESTE LE ROI D'ITALIE; SA MAJESTE L'EMPEREUR 
DU JAPON; SON ALTESSE ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
DUC DE NASSAU; LE PRESIDENT DES EtATS-UNIS MEXICAINS; SON 
ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE MONTEnEGRO; LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE DE NICARAGUA; SA MA.JESTE LE ROI DE NORVEGE; 
LE PRESIDENT DE LA rEpUBLIQUE DE PANAMA; LE PRESIDENT DE 
LA REpUBLIQUE du PARAGUAY; SA MAJESTE LA REINE DES PAYS-BAS; 
LE PRESIDENT DE LAREPUBLIQUE DUPEROU; SAMAJESlE IMPERIALE 
LE SCHAH DE PERSE; SA MAJESTE LE ROI DE PORTUGAL ET DES 
ALGARVES, ETC.; SA MAJESTE LE ROI DE ROUMANIE; SA MAJESlE 
L'EMPEREUR DE TOUTES LES RUSSIES: LE PRESIDENT' DE LA rEpU- 
BLIQUE DU SALVADOR; SA MAJESTE LE ROI DE SERBIE; SA MAJESTE 
LE ROI DE SLAM; SA MAJESTE LE ROI SUEDE; LE CONSEIL fEdERAL 
SUISSE; SA MAJESTE L'EMPEREUR DES OTTOMANS; LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE ORIENTALE DE L'URUGUAY; LE PRESIDENT DES 
ETATS-UNIS DE vEN^ZUELA: 
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D6sireux d/6viter entre l(\s nations des coniiits aiin6s d'une origine pecu- 
niaire, prOv'Qnant de dettes contractiielles, r<5clam6es au Gouvernement d'un pays 
par le Gaüvernement d'un autre pays comme dues Jt ses nationaux, 

*v Ont rösolu de conclur(*> une Convention k cet effet et ont nommö pour Leurs 
,^ . iT^eriipotentiaire, savoir : 






• • 



( Designat ion des P/^nipoteiit faires.) 



103 



Lesquels, aprfes avoir d6pos6 leurs pleins pouvoirs trouv6s oii bonne ot due 
foime, sont convenus des dispositions suivantes: 

Article premier, 

Les Puissances contractantes sont convenues de ne pas avoir fecours h la 
force ami6e pour le recouvrement de dettes contractuelles rc^clamoes au Gouver- 
nement d'un pays par le Gouvernement d\in autre pays comme dues ä ses 
nationaux. 

Toutefois, cette stipulation ne pourra 6tre appliqu6e quand l'Etat d^biteur 
j-efuse ou laisse sans r^ponse une offre d'arbitrage, ou, en cas d'acceptation, rend 
impossible V^tablissement du compromis, ou, aprfes l'ai-bitrage, manque de se 
conformer h la sentence rendue. 

Article 2. 

Tl est de plus convenu que Tarbitrage, mentionnö dans l'alin^a 2 de Tarticle 
j)r(^c(^dent, sera soumis- a la proc6diire pr6vue par le titre IV chapitre 3 de la 
Convention de La Haye pour le rfeglement pacifique des conflits internationaux. 
Le jugement arbitral d^iermine, sauf les arrangements particuliers des Parties, le 
bienfond^ de la r^clamation, le montant de la dette, le temps et le mode de 
paiement. 

Article 3. 

La präsente Convention sera ratifi(^.e aussitAt que possible. 

Les ratifications seront d6pos6es a La Haye. 

Le premier d(^.p6t de ratifications sera constato par un procfes-verbal sign6 
par les repr^sentants des Puissances qui y prennent part et par le Ministre des 
Affaires Etrangferes des Pays- Bas. 

Les d^.p6ts ult6rieurs de ratifications se feront au moyen d'une notification 
6crite, adress6e au Gouvernement des Pays-Bas et accompagn(^e de TinstJument 
de ratification. 

Copie certifi^e confoime du procfes- verbal relatif au premier d^pot de ratifi- 
cations, des notifications mentionn^es k Talinf^a pr6c6dent, ainsi que des Instruments 
de ratification, sera immc'^diatement remise, par les soins du Gouvernement des 
Pays-Bas et par la voie diplomatique, aux Puissances convi(^es ä la Deuxifeme 
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Conference de la Paix, ainsi qu aux autres Puissances qui auront adh^rc' ä la Con- 
vention. Dans les cas vis6s par lalin^a pr6c6dent, ledit Gouvernement leur fera 
connaitre en mene temps la date h laquelle il a re9u la notification. 



Article 4. 

JjCs Puissances non signataires sont admises k adh6rer ä la präsente Convention. 

La Puissance qui d6sire adhörer notifie par 6crit son intention au Gouver- 
nement des Pays-Bas en lui transmettant Tacte d'adli6sion qui sera d^pose dans 
les archives dudit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra imm^diatement k toutes les autres Puissances 
convi^es k la Deuxiöme Conference de la Paix copie certifiee conforme de la 
notification ainsi que de l'acte d'adh^sion, en indiquant la date k laquelle il a 
rec^'u la notification. 

Article 5. 

La präsente Convention produira effet pour les Puissances qui auront particip^ 
au premier d6pöt de ratifications, soixante jours aprfes la date du proces-verbal 
de ce d6p6t, pour les Puissances qui ratifieront ult<5rieurement ou qui adhereront, 
soixante jours apres que la notification de leur ratification ou de leur adh^sion 
aura 6t6 re9ue par le Gouvernement des Pays-Bas. 



Article 6. 

S'il arrivait qu'une des Puissances contractantes voulüt d6noncer la präsente 
Convention, la d^nonciation sera notifi^e par ecrit au Gouvernement des Pays-Bas 
(jui communiquera immddiatement copie certifi^e conforme de la notification k 
toutes les autres Puissances en leur faisant savoir la date k laquelle il Fa re9ue. 

La d^noncation ne produira ses effets qu*ä T^gard de la Puissance qui Taura 
notifi6e et un an apres que la notification en sera parvenue au Gouvernement 
des Pays-Bas. 

Article 7. 

rin registi'o tenu par le Ministöre des Affaires Etrangeres des Pays-Bas 
indicjuera la date du d^pot de ratifications effectu^ en vej-tu de Tarticle 3 alin^as 
3 et 4, ainsi que la date k laquelle auront 6t6 re^ues les notifications d'adh^sion 
(article 4 alin6a 2) ou de d^nonciation (article 6 alin6a 1). 

Chaque Puissance contractante est admise k prendre connaissance de ce 
reiristro et k en demander des exti^aits certifi(5s conformes. 
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En foi de quoi, les Pl('nipotentiaii-es out revetu la prösente Convention de 
leurs signatures. 

FaitäLaHaye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplaire qui 
restera d6pos6 dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies certifi6es oonfonnes seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
contraetantes. 
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Beilage 6. 



CONVENTION 



relative ä 



l'Ouverture des Hostilites 
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SA MAJESl^ L'EMPEREUR D'ALLEMAGNE, ROI DE PRUSSE ; LE 
PRESIDENT DES ^TATS-UNIS D'AMERIQUE; LE PRJ^SIDENT DE LA 
REPUBLIQUE ARGENTINE; SA MAJESTJfi L'EMPEREUR D'AUTRICHE. 
ROI DE BOHEME ETC., ET ROI APOSTOLIQUE DE HONGRIE; SA 
MAJESTELEROIDESBELGES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
DE BOLIVIE; LE PRl^SIDENT DE LA REPUBLIQUE DES ETATS-UNIS DU 
BRASIL; SON ALTESSE ROYALE LE PRTNCE DE BULGARIE; LE PRESI- 
DENT DE LA REPUBLIQUE DE CHILI; SA MAJESTE L'EMPEREUR DE 
CHINE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE COLOMBIE; LE GOU- 
VERNEUR PROVISOIRE DE LA REPUBLIQUE DE CUBA: SA MAJESI^E 
LE ROI DE DANEMARK; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DOMINI- 
CAINE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE L'EQUATEUR; SA 
MAJESTE LE ROI D'ESPAGNE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
FRANgAISE; SA MAJESTE LE ROI DU ROYAUME-ITNI DE GRANDE- 
BRETAGNE ET D'IRLANDE ET DES TERRITOIRES BRITANNIQUES AV 
DELÄ DES MERS, EMPEREUR DES INDES; SA MAJESTE LE ROI DES 
HELlilNES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE GUATEMALA; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DHAITI; SA MAJESTE LE ROI 
D'ITALIE; SA MAJESTE L'EMPEREUR DU JAPON ; SON ALTESSE ROYALE 
LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, DHC DE NASSAU; LE PRESIDENT 
DES ETATS-UNIS MEXICAINS; SON ALTESSE ROY ALE LE PRINCE DE 
MONTENEGRO; LE PRESIDEOT^ DE LA REPUBLIQUE DE NICARAGUA: 
SA MATTESTE LE ROI DE NORVEGE: LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
DE PANAMA; LE PRESIDENT DE LA rEpUBLIQUE DU PARAGUAY: 
SA MAJESTE LA REINE DES PAYS-BAS; LE PRESIDENT DE LA REPL- 
BLIQUE du PEROU; SA MAJESTE IMPERIALE LE SCHAH DE PERSE; 
SA MAJESTE LE ROI DE PORTUGAL ET DES ALGARVES, ETC.; SA 
MAJESl^ LE ROI DE ROUMAXIE; SA MAJESTE L'EMPEREUR DE 
TOUTES LES RUSSIES; LE PRESIDENT DE LA REPT^BLIQUE DU SAL- 
VADOR; SA MAJESTE LE ROI DE 8ERBIE: 8A MAJESTE LE ROI DE 
SIAM; SA MAJESTE LE ROI DE SÜEDE: LE C(.)NSEIL fEdERAL SUISSE: 
SA MAJESTE L'EMPEREUR DES OTroMANS: LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE ORIENl^ALE DE LURl GUAY; LE PRESIDENT DES ETATS- 
UNIS DE VENEZUELA: 



110 

Consid^rant que, pour la s6curit6 des relations pacifiques, il Importe que les 
hostilit6s ne commencent pas saris un aveitissement prealable; 

Qu'il impoi-te, de mcme, que T^tat de gnerre soit notifi6 sans retard aux 
Puissances neutres: 

Desirant conclure une Convention ii cet eiFet, ont nomniö pour Leurs P16ni- 
potentiaires, savoir: 



(Dvsirination des Plf'nlpofentiaires.) 
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Lesiiuels, aprfes avoir d6pos6 leurs pleins pouvoirs, trouvös en boniie et due 
forme, sont corivenus des dispositions suivantes: 

Article premier. 

Les Puissances contractantes reconnaissent que les hostilitös entre elles ne 
(loivent pas commencer sans un avertissement pr6alable et non ^quivoque, qui aura, 
soit la foraie d'une d^claration de guen-e motiv6e, soit celle d'iin Ultimatum avec 
d^claration de guerre conditionelle. 

Article 2. 

L'^tat de guerre devra etre notifi^ sans retard aux Puissances neutres et ne 
produira effet ä leur ^gard qu'aprös reception d'une notification qui pourra etre 
faite meme par voie t^l^graphique. Toutefois les Puissances neutres ne pounaient 
invoquer Fabsence de notification, s'il 6tait ^tabli d'une maniere non douteuse 
qu'en fait elles connaissaient T^tat de guerre. 

Article 3. 

L'aiticle 1 de la präsente Convention produira effet en cas de guerre entre 
deux ou plusieurs des Puissances contractantes. 

L'article 2 est obligatoire dans les rappoi-ts entre un belligörant contractant 
et les Puissances neutres ^galement contractantes. 



Article 4. 

La präsente Convention sera ratifi(^e aussitöt que possible. 

Les ratifications seront d6pos6es a La Haye. 

Le premier depöt de ratifications sera constate par un proces-verbal signe 
par les reprc^sentants d(»s Puissances (pii y prennent part et ])ar le Ministre des 
Affaires Etrangöres des Pays-Bas. 

Les d6p6ts ult^rieurs de ratifications se feront au moyen d'une notification 
6crite adress^e au Gouvernement des Pays-Pas et accom[»agn^e de Tinstrument de 
ratification. 



112 

Copie ceiiifi^e conforme du procös-verbal relatif au premier d6p6t de ratifi- 
cations, des notifications mentionnöes ä Talin^a pr6c6dent ainsi que des instruments 
de ratification, sera imin^diatement remise par les soins du Gouvernement des 
Pays-Pas et par la voie diplomatique aux Puissances convi^es ä la Deuxifeme 
Conference de la Paix, ainsi qu'aux autres Puissances qui auront adli(5r6 ä la Con- 
vention. Dans les cas vis^s par Talin^a pr^c^dent, ledit Gouvernement leur fera 
connaitre en mßme temps la date ä laquelle il a re9u la notification. 

Article 5. 

Les Puissances non signataires sont admises ä adli6rer a la presente 
Convention. 

La Puissance qui ddsire adh6rer notifie par 6crit son intention au Gouverne- 
ment des Pays-Pas en lui transmettant Tacte d'adhesion qui sera depose dans les 
archives dudit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra imm6diatement ä toutes les autres Puissances 
copie certifi^e conforme de la notification ainsi que de Tacte d'adhösion, en indi- 
quant la date a laquelle il a re9u la notification. 

Article 6. 

La präsente Convention produira effet, pour les Puissances qui auront participe 
au premier d^pot de ratifications, soixante jours aprfes la date du proces-verbal de 
ce d(5p6t, et, pour les Puissances qui ratifieront ult^rieurement ou (j[ui adhereront, 
soixante jours aprfes (|ue la notification de leur ratification ou de leur adhesion 
aura ote re^ue par le Gouvernement des Pays-ßas. 

Article 7. 

Sil arrivait (|u'une des Ilautes Parties contractantes voulut dc^noncer la 
]>resentc Convention, la dönonciation .sera notifice par ecrit au Gouvernement des 
Pays-Bas qui communiquera immediatement copie certifi^e conforme de la notifi- 
cation ä toutes les autres IMissances en leur faisant savoir la date a laquelle il 
Ta re(;ne. 

La drnonciation ne produira ses effets qu'ä Tegard de la Puissance qui 
Taura notifiee et un an apres que la notification en sera parvenue au Gouverne- 
ment des Pays-Bas. 

Article 8. 

Un registre tenu par le Ministere des Affaires Etraniiferes des Pays-Bas 
indi([uera la date du d6p6t de ratifications effectue en vertu de Farticle 4 alin^as 
3 et 4j ainsi que la date ä laquelle auront 6t6 re9ues les notifications d'adh^sion 
(article 5 alinöa 2) ou de dönonciation (aiticle 7 alin^a 1). 
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Chaque Puissance contractante est admise ä prendre eonnaissance de ce 
registie et ä en demander des extraits certifi^s conformes. 

En foi de quoi, les Pli^nipotentiaires ont revetu la präsente Convention de 
leurs signatures. 

Fait k La Haye, le dlx-huit octobre mil neiif cent sept, en un seul exemplaire 
qui restera d^posö dans les arcliives du Gouveinement des Pays-lJas et dont des 
copies, ceitifi^es conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
qui ont 6t6 convi6es a la Ueuxiemc Conf(5rence de la Paix. 
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Beilage 7. 



CONVENTION 



concernant 



les lois et coutumes de la guerre sur terre. 



8* 
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SA MAJESTE L'EMPEREUß D'ALLEMAGNE, ROI DE PRUSSE; LE 
PRESIDENT DES l^TATS-UNIS D'AMERIQUE; LE PRESIDENT DE LA 
REPÜBLIQE ARGENTINE; SA MAJESTE L'EMPEREUR D'AÜTRICHE, ROI 
DE BOHEME ETC., ET ROI APOSTOLTQUE DE HONGRIE; SA ^lAJESTE LE 
ROI DESBELGES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE BOLIVIE; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DES ETATS-UNIS DU BRESIL; SON 
ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE BULGARIE; LE PRESIDENT DE LA 
RlfePUBLIQUE DE CHILI; SA MAJESTE L'EMPEREUR DE CHINE; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE COLOMBIE; LE GOUVERNEUR 
PROVISOIRE DE LA REPUBLIQUE DE CUBA; SA MAJESTE LE ROI DE 
DÄNEMARK; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DOMINICAINE; LE 
PRESIDENT^ DE LA REPUBLIQUE DE L'EQUATEUR; SA MAJESTE LE 
ROI D'ESPAGNE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANQAISE; SA 
MAJESTE LE ROI DU ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE ET 
D'IRLANDE ET DES TERRITOIRES BRITANNIQUES AU DELÄ DES MERS, 
EMPEREUR DES INDES; SA MAJESTE LE ROI DES HELL:feNES; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE GUATEMALA ; LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE D'HAITI; SA MAJESTE LE ROI DTTALIE; SA MAJESTE 
L'EMPEREUR DU JAPON; SON ALTESSE ROYALE LE GRAND-DUC DE 
LUXEMBOURG, DUO DE NASSAU; LE PRESIDENT DES ETATS-UNIS 
MEXICAINS; SON ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE MONTENEGRO; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE NICARAGUA; SA MAJESTE LE 
ROI DE NORVfeGE; LE PRESIDEM^ DE LA REPUBLIQUE DE PANAMA; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU PARAGUAY; SA MAJESTE LA 
REINE DES PAYS-BAS; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU PEROU; 
SA MAJESTE IMPERIALE LE SC^HAII DE PERSE; SA MAJESTE LE ROI 
DE PORTUGAL p]T DES ALGARVES, ETC.; SA MAJESTE LE ROI DE 
ROUMANIE; SA MAJESTE L'EMPEREUR DE TOUTES LES RUSSIES; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DI,^ SALVADOR; SAMAJESTO LE ROI 
DE SERBIE; SA MAJESTE LE ROI DE SIAM; SA MAJESTE LE ROI DE 
SUI:DE; LE CONSEIL FKDERAL SUISSE; SA MAJESTE L'EMPEREUR 
DES OTTOMANS; LE PRESIDEN^P DE LA REPUBLIQUE ORIENTALE DE 
L'URUGUAY; LE PRESIDENT DES ETATS-UNIS DE VENEZU^XA: 
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Consid6rant que, tout en recherchant les moyens de sauvegarder la paix et de 
pr6venir les conflits anii^s entre les nations, il importe de se pr^occuper ^galement 
du cas oü Tappel aux armes serait amen6 par des 6vönements que leur sollicitude 
n'aurait pu d^toumer; 

Animos du d^sir de servir encore, dans cette hypothfese extreme les int^rßts de 
rhumanit6 et les exigences toujours progressives de la civilisation; 

Estimant qu'il importe, ä cette fin, de r6viser les lois et coutumes g6n6rales 
de la guerre, soit dans le but de les d^finir avec plus de pr^cision, soit afin d'y 
tracer certeines limites destin6es ä en restreindre autant que possible les rigueurs; 

Ont jug6 n6cessaire de compl^ter et de pr6ciser sur certains points Tceuvre 
de la Premiere Conference de la Paix qui, s'inspirant, h. la suite de la Conf6rence 
de Bruxelles de 1874, de ces id6es recommand6es par une sage et g^n^reuse 
pr6voyance, a adopt6 des dispositions ayant pour objet de d^finir et de regier les 
usages de la guerre sur terre. 

Selon les vues des Hautes Parties contractantes, ces dispositions, dont la 
r6daction a 6t6 inspir^e par le d6sir de diminuer les maux de la guerre, autant 
que les n6cessit6s militaires le permettent, sont destin^es ä servir de rhgle g^n^rale 
de conduite aux belUg^rants, dans leurs rapports entre eux et avec les populations. 

II n'a pas 6t6 possible toutefois de concerter dös maintenant des stipulations 
s'ötendant ä toutes les circonstances qui se prösentent dans la pratique; 

D'autre part, il ne pouvait entrer dans les intentions des Hautes Parties 
contractantes que les cas non pr^vus fussent, faute de stipulation 6crite, laissös 
ä Tappr^ciation arbitraii'e de ceux qui dirigent les arm^es. 

En attendant qu'un Code plus complet des lois de la guerre puisse 6tre 
6dict6, les Hautes Parties contractantes jugent opportun de constater que, dans les 
cas non compris dans les dispositions r^glementaires adopt6es par Elles, les 
populations et les bellig^rants restent sous la sauvegarde et sous Tempire des 
principes du droit des gens, tels qu'ils r6sultent des usages 6tablis entre nations 
civilis^es, des lois de Thumanit^ et des exigences de la conscience publique. 

Elles d6clarent que c'est dans ce sens que doivent s'entendre notamment les 
articles 1 et 2 du Eöglement adopt6. 

Les Hautes Parties contractantes, d^sirant conclure une nouvelle Convention 
ä cet effet, ont nomm6 pour Leurs Pl6nipotentiaires, savoir: 



(D^signation des Plmipotentiaires.) 
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Lesquels, aprfes avoir d6pos6 leurs pleins pouvoirs, trouv^s en bonne et due 
forme, sont convenus de ce qui suit: 

Article premier. 

Les Puissances contractantes donneront ä leurs forces arm^es de terre des 
instructions qui seront conforaies au Reglement concemant les lois et coutumes 
de la guerre sur terre, annex6 ä la prösente Convention. 

Article 2. 

Les dispositions contenues dans le Reglement vis6 ä Tai-ticle 1" ainsi que 
dans la prösente Convention, ne sont applicables qu'entre les Puissances contrac- 
tantes et seulement si les bellig^rants sont tous parties ä la Convention. 

Article 3. 

La Partie bellig6rante qui violerait les dispositions dudit Reglement sera 
tenue ä indenmit6, s'il y a lieu. Elle sera responsable de tous actes commis par 
les personnes faisant pai-tie de sa force arm6e. 

Article 4. 

La präsente Convention düment ratifi^e remplacera, dans les rapports entre 
les Puissances contractantes, la Convention du 29 juillet 1899 concernant les lois 
et coutumes de la gueiTC sur terre. 

La Convention de 1899 reste en vigueur dans les rapports entre les Puissances 
qui Tont signöe et qui ne ratifieraient pas ^galement la präsente Convention. 

Article 5. 

La präsente Convention sera ratifi^e aussitot que possible. 

Les ratifications seront d6pos6es ä La Haye. 

Le premier d6p6t de ratifications sera con8tat6 par un procös-verbal signö 
par les repr6sentants des Puissances qui y prennent part et par le Ministre des 
Affaires Etrangferes des Pays-Bas. 
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Les döpöts ultörieurs de ratifications sc fei'ont au moyen d'une notificatiou 
<5crite adressöe au Gouvernement des Pays-Bas et aceompagn^e de Tinstrument 
de ratification. 

Copie certifi6 conforme du ])roccis- verbal relatif au premier d^pot de ratifi- 
cations, des notifications mentionnöes ä l'alinöa pr6c6dent ainsi que des instroments 
de ratification, sera immödiatement remise par les soins du Gouvernement des 
Pays-Bas et par la voie diplomatique aux Puissances convi^es ä la Deuxi^me 
Conförence de la Paix, ainsi qu'autres Puissances qui auront adh6r6 ä la Convention. 
Dans les cas vis^s par Valin^a pr6c6dent, ledit Gouvernement leur fera connaftre 
en meme tcmps la date a laquelle il a recu la notilication. 

Articlc 6. 

JjCS Puissances non signataires sont admises a adhörer a la präsente 
Convention. 

La Puissance qui dc^sire adli('»rer notifie par <5cnt son intention au Gouverne- 
ment des Pays-Bas en lui transmettant Facto d'adh^sion qui sera d6pos6 dans 
les arcliives dudit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra immcdiatement ä toutes les autres Puissances 
copie certifi6e conforme de la notilication ainsi que de Tacte d'adh^sion, en in- 
diquant la date ä laquelle il a reyu la notilication. 

Article 7. 

La ])resente Convention produira effet, pour les Puissances qui auront 
participö au premier döpot de ratifications, soixante jours aprös la date du procfes- 
vc^bal d(* ce d^pot et, pour les Puissances qui ratifieront ultörieurement ou qui 
adhereront, soixante jours apr^s que la notilication de leur ratification ou de leur 
adliösion aura 6t6 re9ue par le Gouvernement des Pays-Bas. 

Article 8. 

iS'il ai'nvait qu'une des Puissances contractantes voulAt d^noncer la präsente 
Convention, la dc'nonciation sera notifi6e par öcrit au Gouvernement des Pays- 
Bas qui communiquera immödiatement copie certifi^e conforme de la notificatiou 
a toutes les autres Puissances en leur faisant savoir la date ä laquelle il Ta re<^*ue. 

La d(^nonciation ne produini ses efiets qu'a Tc^gard de la Puissance qui Taura 
notitioc et un an apr('\s cjue la notilication en sera parvenue au Gouvernement 
des Pays-Bas. 

Article 9. 

ün registre tenu par le Ministers des Aftaires Etrangerea des Pays-Bas 
indiquera la date du döpot d(; ratifications eft'(^ctu6 cn vertu de Tarticle 5 alineas 3 
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et 4 ainsi qu(» la date ä laqucUe auront 6i6 re^ues les notifications d'adh^siou 
(aiticle 6 aUn6a 2) ou de d6nonciation (article 8 alini^a 1). 

Chaque Puissancc contractante est admise h prendre connaissance de ce 
registre et ä en demander des extraits'^certifi^s conformes. 

En foi de quoi, les Pl(5nipotentiaires ont revetu la präsente Convention d(*. 
leurs signatures. 

Fait ä La Haye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplairc 
qui restera d^post^ dans les archivt^s du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies, certifi^es conformes, seront remises par la voie diplomaticjue aux 
Puissances qui ont 6t6 convi6es ä la Deuxiemc Conförence de la Paix. 
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ANNEXE A LA CONVENTION. 



Reglement concernant les lois et coutumes de la guerre sur 

terre. 

SECTION L — DES BELLIGERANTS. 
CHAPITRE I. - De la qualite de belligerant. 

Article 1. 

Les lois, les droits et les devoirs de la guerre ne s'appliquent pas seulement 
k rannte, mais encore aux miHces et aux corps de volontaires röunissant les 
conditioDS suivantes: 

1^ d'avoir ä leur töte une personne responsable pour ses subordonnös; 

2^ d'avoir un signe distinctif fixe et reconnaissable ä distance; 

3^ de porter les armes ouvertement et 

4^ de se conformer dans leurs Operations aux lois et coutumes de la guerre. 

Dans les pays oü les milices ou des corps de volontaires constituent Tarmöe 
QU en fönt partie, ils sont compris sous la dönomination i'arviee. 

Article 2. 

La population d'un territoire non occup6 qui, ä. l'apjii-oclie de Tennemi, prend 
spontan6ment les armes pour combattre les troupes d'invasion sans avoir eu le 
temps de s'organiser conform^ment ä Tarticle premier, sera consid6r6e comme 
bellig6rante si eile porte les armes ouvertement et si eile respecte les lois et 
coutumes de la guerre. 

Article 3. 

Les forces arm^es des parties belligörantes peuvent se composer de com- 
battants et de noii-combattants. En cas de capture par l'ennemi, les uns et les 
autres ont droit au traitement des prisonniers de guerre. 

CHAPITRE I!. — Des prisonniers de guerre. 

Article 4. 

Les prisonniers de guerre sont au pouvoir du Gouvemem(*nt ennemi, mais 
non des individus ou des corps qui les ont captur^s. 
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LLs duivent etre trait^s avec humanit^. 

Tout ce qui lear appartient personnellement excepte les armes, les chevaux 
et les papiers militaires, reste lenr propri^t^. 

Article 5. 

Les prisoimiers de guerrt* peuvent 6tre assujettis ä rintemement dans une 
ville, forteresse, camp ou localit^ quelconqae, avec Obligation de ne pas s'en öloigner 
au delä de certaines limites det^miin^es: mais ils ne peuvent etre enfermös que 
par mesure de süret^ indispensable, et seulement pendant la dur^e des circon- 
stances qui n^cessitent cette mesure. 

Article 6. 

L'Etat peut employer, comme travailleurs, les prisonniers de gueiTe, selon 
leur grade et leurs a[)titudeSj ä Texception des officiers. Ces travaux ne seront pas 
excessiis et n'auront aucun rapport avec les Operations de la guerre. 

Les prisonniers peuvent etre autorisös h travailler pour le compte d'admini- 
strations publiques ou de particuliers, ou pour leur propre compte, 

Les travaux faits pour l'Etat sont pay^s d'aprfes les tarifs en vigueur pour 
les militaires de Tarm^^e nationale ex^cutant les memes travaux, ou, s'il n'en 
existe pas, d'apr^s un taiif en rapport avec les travaux ex^cutc^s. 

Lorsque les travaux ont lieu pour le compte d'autres administrations ]>ubli- 
ques ou pour des particuliers. les conditions en sont ri^gl^es d'accord avec Tautorite 
militaire. 

Le salaire des prisonniers contribuera ä adoucir leur position, et le surplus 
leur sera comptö au moment de leur lib(5ration, sauf döfalcation des frais d'entretien. 

Article 7. 

Le Gouvernement au pouvoir duquel se trouvent les prisonniei*s de gueire 
est charg6 de leur entreti(*n, 

A d(?faut d une entente sp(^ciale entre les bellig^rants, les prisonniers de guerre 
seront traitös [>our la nourriture, le eouehage et riiabillement. sur le meme pied 
(jue les troupes du Gouvernement cjui les aura captur^s. 

Article 8. 

Les prisonniers de «guerre seront souniis aux lois, reglements et ordres en 
vi^^ueur dans Tarmee de THtat au pouvoir duijuel ils se trouvt^nt. Tout acte d'in- 
siibordinatioii autorise, a leur egard, les mesures de rigueur nt'cessaires. 

T^es |)ris(>nniers 6va<les, qui seraient repris avant d'avoir pu rejoindrt* leur 
armee ou avant de quitter le territoire occupi^ par laiTn^t^ cjui les aura captures, 
sont passibles de jx^nes diseiplinaires. 

Les |)risoiiniers (jui, a|)res avoir rt^ussi a s'övader, sont de nouveau faits 
prisonniers, iw sont passibles d'aucune ptune pour la fuite antöii(*ure. 
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Article 9. 

Chaque prisonnier de guerre est tenu de döclarer, s'il est interrog6 k w. sujet, 
ses v6ritables noms et grade et, dans le cas oü il i^nfreindrait cette rfegle, il 
s'exposerait ä uno restriction des avantages accord^s aiix prisonni(u\s de f^^ucrre 
de sa cat(^gorio. 

Article 10. 

Les prisonniers de guerre |)euvent etre mis en liberte sur |)ar()le, si les lois 
de leur pays les y autorisent, et, en pareil cas, ils sont oblig^s, sous la garantie 
de leur honneur personnel, de remplir scru])uleusement, tant vis-ä-vis de leur propre 
Gouvernement que vis-a-vis de celui (|ni les a faits prisonniers, les engagements 
qu'ils auraient contract(5s. 

Dans le meme cas, leur propre Gouvernement est tenu de n'exiger ni accepter 
d'eux aucun serviee contrairo ä la pande dt)nn6e. 

Article 11. 

Un prisonnier de guerre ne peut etre contraint d'accepter sa libert6 sur parole ; 
de meme le Gouvernement ennemi n'est pas obligt^ d'aeciMer h la demande du 
prisonnier reclamant sa mise en libert^. sur parole. 

Article 12. 

Tout prisonnier de guerre, libörö sur [)arole et repris portant les armes contre 
le Gouvernement envers lequel il s'etait engag(^ d'honneur, ou contre les alli6s de 
celui-ci, perd le droit au ti-aitement des prisonniers de gueiTC et peut etre traduii 
devant les tribunaux. 

Article 13. 

Les individus qui suivent une arm6e sans en faire directement partie, tels 
que les correspondants et les reporters de journaux, les vivandiers, les fournisseurs, 
qui tombent au pouvoir de Tennemi et que celui-ci juge utile de detenir, ont droit 
au traitement des prisonniers de guerre, h conditit)n qu'ils soient raunis dune 
l^gitimation de Tautorite militaire de Tannee qu'ils accomjiagnaient. 

Article 14. 

II est constitue, des le d^but des liostiliti^s, daus chacun des Etats belligerants, 
et, le cas ^cbeant, dans les pays neutres qui auront recueilli des belligerants sur 
leur territoire, un bureau di* renseignc^ments sur les prisonniers de gueiTe. Ce 
bureau, cliargö de r^pondi^e a toutes les demandes qui les concement, reeoit des 
divers Services competents toutes les indicatioiis relatives aux internements et 
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aux mutations, aux mises en libert^ sur parole, aux Behanges, aux ^vasions, aux 
entr^es dans les hopitaux, aux d^ces, ainsi que les autres renseignements n6ces- 
saires pour ^tablir et tenir ä jour iine fiche individuelle pour chaque prisonnier 
de guerre. Le bureau devra porter sur cette fiche le num^ro matricule, les nom 
et pr^nom, Tage, le lieu d'origine. le grade, le Corps de troupe, les blessures, 
la dato et le lieu de la capture, de rinternement des blessures et de la mort, ainsi 
que toutes les observations particulieres. La fiche individuelle sera remise au 
Gouvernement de Tautre bellig^rant apres la conclusion de la paix. 

Le bureau de renseignements est ^galement charge de recueillir et de cen- 
traliser tous les objets dun usage personneL valeurs, lettres etc., qui seront 
trouv^s sur les champs de bataille ou d^laiss^s par des prisonniers lib^r^s sur 
parole, ^chang^s, ^vad^s ou dec^d^s dans les hopitaux et ambulances. et de les 
transmettre aux int^ress^. 

Article 15. 

Les soci^t^s de secours pour les prisonniers de gueri^e, r^gulierement constituöes 
Selon la loi de leur pays et ayant pour objet d'etre les intermödiaires de Taction 
charitable. recevront de la part des bellig^rants, pour elles et pour leurs agents 
düment accredites, toute facilite, dans les limites trac^es par les n^cessit^s 
militaires et les r^gles administratives, pour accomplir efficacement leur täche 
d'humanit^. Les d^l^gu^s de ces soci^t^s pourront etre admis k distribuer des 
secours dans les d^pots d'internemeht ainsi qu'aux lieux d'^tape des prisonniers 
rapatri^s, moyennant une permission personnelle d^livr^e par Fautorit^ militaire, 
et en prenant Fengagement par 6crit de se soumettre k toutes les mesures d'ordre 
et de police que celle-ci prescrirait 

Article 16. 

Les bureaux de renseignements jouissent de la franchise de port. Les letti'es, 
mandats et articles d'argent, ainsi que les colis postaux destinös aux prisonniers 
de guerre ou exp^^dife par eux, seront affranchis de toutes les taxes postales, aussi 
bien dans les pays d'origine et de destination que dans les pays interm^diaires. 

Les dons et secours en nature destin^s aux prisonniers de guerre seront admis 
en franchise de tous droits dVntr^e et autres, ainsi que des taxes de transport 
sur les cheniins de fer exploitt^s par FEtat. 



Article 17, 

FjOs offuMOi^ prisonniei^s recevront la solde ä laquelle ont droit les officiers 
(h^ nuMUt^ gnulo du pays ofi ils sont retenus, k charge de remboursement par 
lour (lonvtM'nomeiit. 
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Article 18. 

Toute latitude est laiss6e aux prisonniers de guerre pour rexercice de leur 
religion, y compris Fassistance aux offices de leur culte, k la seule condition de 
se conformer aux mesures d'ordre et de police prescrites par Tautoritö militaire. 

Article 19. 

Les testaments des prisonniers de guerre sont re9us ou dress6s dans les 
mßmes conditions que pour les militaires de rannte nationale. 

On suivra ^galement les memes rfegles en ce qui conceme les piöces relatives 
ä la constatation des d6cös, ainsi que pour Tinhumation des prisonniers de guerre, 
en tenant compte de leur grade et de leur rang. 

Article 20. 

Aprfes la conclusion de la paix, le rapatriement des prisonniers de guerre 
s'eflfectuera dans le plus bref d61ai possible. 



CHAPITRE III. — Des malades et des blesses. 

Article 21. 

Les obligations des- bellig^rants concemant le Service des malades et des 
bless6s sont r6gies par la Convention de Genfeve. 



SECTION n. — DES HOSTILTTJ^S. 



CHAPITRE I. — Des moyens de nuire ä l'ennemi, des Sieges et des 

bombardements. 

Article 22. 

Les bellig6rants n'ont pas un droit illimit^. quant au choix des moyens de 
nuire ä l'ennemi. 

Article 23. 

Outre les prohibitions ^tablies par des Conventions speciales, il est notamment 
interdit: 

a) d'employer du poison ou des armes empoisonn^es; 

b) de tuer ou de blesser par trahison des individus appai-tenant ä la nation ou k 
Tarm^e ennemie; 
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c) de tuer ou de blesser un ennemi qui, ayant mis bas les armes ou n'ayant plus 
les moyens de se dofendre, s'est rendu k discr^tion; 

d) de d^clarer qu'il ne sera pas fait de quai-tier; 

e) d'employer des armes, des projectiles ou des mati^res propres ä causer des 
maux superflus; 

f) d'user indüment du pavillon parlementaire, du pavillon national ou des 
insignes militaires et de Tuniforme de Tennemi, ainsi que des signes distinctifs 
de la Convention de Gen^ve; 

g) de dt?truire ou de saisir des propnöt^s ennemies, sauf les cas oü ces 
destructions ou ces saisies seraient impi^^ieusement command<?es par les 
n^cessit^s de la guerre; 

h) de d^clarer ^teints, suspendus ou non recevables en justice, les droits et 
actions des nationaux de la Partie adverse. 

Tl est ^galement interdit i\ un bellig^rant de forcer les nationaux de la Paiiie 
adverse h, prendre part aux Operations de guerre dirigees contre leur pays, meme 
dans le cas oü ils auraient ^.t^ ä son sei-vice avant le commencement de la guerre. 

Article 24. 

Les ruses de guerre et Temploi des moyens n^cessaires pour se procurer des 
renseitmements sur Tennemi et sur le terrain sont considt^r^s comme licites. 

Article 25. 

n est interdit d'attaquer ou de bombarder, par quelque moyen que ce soit 
des Ndlles, villages, habitations ou bätiments qui ne sont pas d^fendus. 

Article 26. 

Le commandant des troupes assaillantes, avant d'entreprendre le bombarde- 
ment, et sauf le cas d'attaque de vive force, devra faire tout ce qui dopend de lui 
pour en avertir les autorit^s. 

Article 27. 

Dans les si^ges et bombardements, toutt^s les mesures n^cessaires doivent etre 
prises pour epargner, autant qut* possible, les ^ditices consacrös aux cultes, aux 
arts, aux sciences et a la bienfaisance, les nionuments historiques, les hopitaux et 
les lieux de rassemblement de malades et de bless(5s, ii condition quils ne soient 
|)as employes en mome tenips i\ un but militaire. 

Le dovoir dos assioj»vs est do dosigner ces i^ditices ou lieux de rassemblement 
par des sij^fiuvs visibh»s spcciaux (lul seront notities d'avance a Tassiegeänt. 

Article 28. 
II <vst int(»r(lit do livrtM' au |ullaj»o uno villo lUi looalite m^me priso dassaut. 



129 



Chapitre II. — Des espions. 

Article 29. 

Ne peut ^tre consid6r6 comme espion que Tindividu qui, agissant clandesti- 
nement ou sous de faux pr^textes, i-ecueille ou cherclie h lecueillir des infonnations 
dans la z6ne d'op^rations d'un bellig^rant, avec rintention de les communiquei' 
ä la pai-tie adverse. 

Ainsi les militaires non d6guis^s qui ont p6n6tr6 dans la zone d'op^rations 
de rannte ennemie, ä Teflfet de recueiUir des inforaiations, ne sont pas consid^r^s 
comme espions. De mSme, ne sont pas consid6r^s comme espions: les militaires 
et les non militaires, accomplissant ouveii;ement leur mission, charg^s de trans- 
mettre des d6p6clies destin^es, soit ä leur propre arai^e, soit ä Tann^e ennemie. 
A cette cat^gorie appartiennent ^galement les individus envoy^s en ballon pour 
transmettre les d^pßches, et, en g^n^ral, pour entretenir les Communications entre 
les diverses parties d'une armöe ou d'un territoire. 

Article 30. 
L'espion pris sur le fait ne pourra ^.tre puni sans jugement pr^alable. 

Article 31. 

L'espion qui, ayant rejoint l'arm^e a laquelle il appartient, est captur6 plus 
tard par Vennemi, est trait^ comme prisonnier de guerre et n'encourt aucune 
responsabilit^ pour ses actes d'espionnage ant^iieurs. 



Chapitre III. — Des parlementaires. 

Article 32. 

Est consid^r^. comme parlementaire Tindividu autoris^ par Tun des bellig^rants 
ä entrer en poui-parlers avec Tautre et se pr^sentant avec le drapeau blanc. II a 
droit ä rinviolabilit^. ainsi que le trompette, clairon ou tambour, le porte-dra|)eau 
et rinterpröte qui l'accompagneraient. 

Article 33. 

Le chef auquel un parlementaire est exp6di6 n'est [)as oblig6 de le i'ecevoir 
en toutes circonstances. 

n peut prendre toutes les mesures n^cessaires afin d'emp^clier le parlemen- 
taire de profiter de sa mission pour se renseigner. 

II a le droit, en cas d'abus, de retenir temporairement le parlementaire. 

9 
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Article 34. 



Le parlemeDtaire f>erd ses droits d'inviolabilit^, s'il est pronv^, d'one manifere 
positive et irr^osable. qu'il a profit^ de sa position privilegi^e poar provoquer 
ou commettre on acte de trahison. 



Chapitre IV. — Des capitulations. 

Article 35. 

Les capitulations arret^es entre les parties contractantes doivent tenir compte 
des regles de rhonnear militaire. 

Une fois fix^es. elles doivent ^tre scnipuleusement observ^es par les deux 
parties. 

Chapitre V. - De rarmistice. 

Article 36. 

Uaimistice suspeud les op^i-ations de gaerre par un accord mutuel des parties 
bellig^rantes. Si la dur^e n en est pas d^termin^e, les parties bellig^rantes penvent 
reprendre en tout temps les Operations, pourvu toutefois qae Tennenii soit aveiti 
en temps convenu, conform^ment aux conditions de Tannistice. 

Article 37. 

L'armistice peut etre gen^ral ou local. Le premier suspend pai-tout les Ope- 
rations de guerre des Etats belüge rants; le second, seulement entre ceiiaines 
fractions des armees belligerantes et dans un rayon determrne. 

Article 38. 

L'armistice doit etre notilie officiellement et en temps utile aux antorit^s 
competentes et aux troupes. Les hostilit^s sont suspendues immediatement apr^s 
la notification ou au teiine fixe. 

Article 39. 

II depend des parties contractantes de fixer, dans les clauses de l'armistice, 
les rapports qui pourraient avoir lieu, sur le theatre de la guerre, avec les popu- 
lations et entre elles. 

Article 40. 

Toute violation grave de ramiistice, par Tune des parties, donne ä Tautre le 
droit de le denoncer et meme, en cas d'urgence, de reprendre inmiediatement les 
hostilites. 
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Article 41. 

La violation des clauses de Tannistice, par des particuliers agissant de leur 
propre initiative, doiine droit seulement ä r^clamer la punition des coupables et, 
s'il y a lieu, une indemnit^ pour les pertes 6prouv6es. 

SECTION UI. — DE L'AÜTORIT^ MILITAIRE SUR LE TEKRTTOIRE DE 

L'JÖTAT ENNEMI. 

Article 42. 

ün territoire est consid6r6 comme occup6 lorsqu'il se trouve plac6 de fait sous 
l'autorit^ de Tarm^e ennemie. 

L'occupation ne sVtend qu'aux territoires oü cette autorit6 est 6tablie et en 
mesure de s'exercer. 

Article 43. 

L'autorit^ du pouvoir l^gal ayant pass^ de fait entre les mains de Toccupant, 
celui-ci prendra toutes les mesures qui d^pendent de lui en vue de r^tablir et 
d'assurer, autant qu'il est possible, Tordre et la vie publics en respectant, sauf 
empechement absolu, les lois en vigueur dans le pays. 

Article 44. 

II est interdit k un bellig^rant de forcer la population d'un territoire occup6 
ä donner des renseignements sur Farm^e de Tautre bellig^rant ou sur ses raoyens 
de defense. 

Article 45. 

II est interdit de contraindre la population d'un territoire occup6 ä preter 
seiment ä la Puissance ennemie. 

Article 46. 

L'honneur et les droits de la famille, la vie des individus et la propri6t6 priv6e, 
ainsi que les convictions religieusos et Texercice des cultes, doivent ^tre respect^s. 
La propri6t6 priv6e ne peut pas 6tre contisqu6e. 

Article 47. 
Le pillage est formellement interdit. 

Article 48. 

Si Foceupant pr6l6ve, dans le territoire occup6, les impöts, droits et p6ages 
6tablis au profit de l'Etat, il le ferra, autant que possible, d'aprfes les r^gles de 
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l'assiette et de la r^partition en vigueur, et il en r6sultera pour lui Tobligation 
de pourvoir aux frais de radministration du territoire occup6 dans la mesure oü 
le Gouvernement 16gal y ^tait tenu. 

Article 49. 

Si, en dehors des impots vis^s k l'article pr6c^dent, roceupant pr6l6ve d'autres 
contributions en argent dans le territoire occup6, ce ne pouri-a 6tre que pour les 
besoins de Tarm^e ou de Fadministration de ce territoire. 

Article 50. 

Aucune peine coUective, p^cuniaire ou autre, ne pourra etre ^dict^e contre 
les j^opulations ä raison de faits individuels dont elles ne pouiTaient etre consi- 
d<^r6es comme solidairement responsables. 

Article 51. 

Aucune contribution ne sera per^ue qu'en vertu d'un ordre 6crit et sous la 
responsabilit6 d'un g^n^ral en chef. 

II ne sera proc^d^, autant que possible, ä cette perception que d'aprfes les 
rfegles de l'assiette et de la r^partition des impots en vigueur. 

Pour toute contribution, un re^u sera d^iivr6 aux contribuables. 

Article 52. 

Des r^quisitions en nature et des Services ne pourront 6tre r^clam^s des com- 
munes ou des habitants, que pour les besoins de l'arm^e d'occupation. Ils seront 
en rapport avec les ressources du ])ays et de teile nature qu'ils n'impliquent pas 
pour les })opulations Tobligation de prendre pait aux Operations de la guerre contre 
leur patrie. 

Ces r6quisitions et ces Services ne seront r^clam^s qu'avec rautorisation du 
commandant dans la localit6 occup^e. 

Les prestations en nature seront, autant que possible, pay^es au comptant; 
sinon, elles seront constat^es par des re^us, et le paiement des sommes dues sera 
eflfectu6 le plus tot possible. 

Article 53. 

L'arm^e qui occupe un territoire ne pouiTa saisir que le numöraire, les fonds 
et les valeurs exigibles a])pai1;enant en propre k TEtat, les d^pöts d'armes, moyens 
de transpoil;, magasins et approvisionnem(*nts et, en g^n^ral, toute propri6t6 
mobilifere de l'Etat de nature ä servir aux Operations de la guerre. 

Tous les moyens affect^s sur teiTC, sur mer et dans les airs k la transmission 
des nouvelles, au transport des personnes ou des choses, en dehors des cas r^gis 
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par le droit maritime, les d^pots d'annes et, en g^n^ral, toute esp^.ce de munitions 
de guerre, peuvent etre salsis, meme s'ils appartiennent ä des personnes priv6es, 
mais devront 6tre restitu^s et les indemnit^s seront regl6es ä la paix. 

Article 54. 

Les cäbles sous-marins reliant un territoire occup6 ä un territoire neutre ne 
seront saisis ou d6truits que dans le cas d'une n6cessit6 absolue. Tis devront 6gale- 
ment etre restitu^s et les indemnit^s seront r^gl6es ä la paix. 

Article 55. 

L'Etat oceupant ne se consid^.rera que comme administrateur et usufruitier 
des 6difices publics, immeubles, forets et exploitations agricoles appartenant ä TEtat 
ennemi et se ti'ouvant dans le pays occup^. II devra sauvegarder le fonds de ces 
propri6t^s et les administrer conform6ment aux r^gles de Tusufruit. 

Article 56. 

Les biens des communes, ceux des Etablissements consacrös aux cultes, k la 
Charit^ et ä Tinstruction, aux aiis et aux sciences, meme appartenant k TEtat seront 
trait^s comme la propi6t6 priv6e. 

Toute saisie, destruction ou d^gradation intentionnelle de serablables Etablis- 
sements, de monuments historiques, d'oeuvres d'art et de science, est interdite et 
doit etre poursuivie. 
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Beilage 8. 



CONVENTION 



concernant 



les Droits et les Devoirs des Puissances et des personnes 

neutres en cas de guerre sur terre. 
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SA MAJES'rf; L'EMPEREUE D'ALLEMAGNE, ROI DE PRUSSE; LE 
PRESIDENT DES ^TATS-UNIS D'AMERIQUE; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE ARGENTINE; SA MAJESTE L'EMPEREÜR • D'AUTRICHE, 
ROI DE BOHEME ETC., ET ROI APOSTOLIQUE DE HONGRIE; SA 
MAJESTE; LE ROI DES BELGES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
DE BOLTVIE; LE PRlilSIDENT DE LA REPUBLIQUE DES KTATS-UNTS 
DU BRASIL; SON ALTESSK ROYALE LE PRTNCE DE BULGARIE; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE CHILI; SA MAJESTE L'EMPEREÜR 
DE CHINE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE COLOMBIE; LE 
GOUVERNEUR PROVISOIRE DE LA REPUBLIQUE DE CUBA; SA 
MAJESTE LE ROI DE DANEMARK; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
DOMINICAINE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE L'EQUATEUR; 
SA MAJEST6 LE ROI D'ESPAGNE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
FRANQAISE; SA MAJESTß LE ROI DU ROYAUME-UNI DE GRANDE 
BRETAGNE ET D'IRLANDE ET DES TERRITOIRES BRITANNIQUES AU 
DELÄ DES MERS, EMPEREUR DES INDES; SA MAJESTE LE ROI DES 
HELLfeNES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE GUATEMALA; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE D'HAITI; SA MAJESTE LE ROI 
DTTALIE; SA MAJESTE L'EMPEREÜR DU JAPON; SON ALTESSE 
ROY ALE LE GRAND -DUO DE LUXEMBOIIRG, DUC DE NASSAU; LE 
PRESIDENT DES ETATS-LTNnS MEXICAINS; SON ALTESSE ROY ALE 
LE PRINCE DE MONTENEGRO; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
DE NICARAGUA; SA MAJESTE LE ROI DE NORVllGE; LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE DE PANAMA; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
DU PARAGUAY; SA MAJESTE LA REINE DES PAYS-BAS; LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE DU PEROU; SA MAJESTE IMPJ^RIALE LE SCHAH 
DE PERSE; SA MAJESTE LE ROI DE PORTUGAL ET DES ALGARVES, 
ETC.; SA MAJESTE LE ROI DE ROUMANIE: SA MAJESTE L'EMPEREÜR 
DE TOUTES LES Rl'SSTES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU 
SALVADOR; SA MAJESTE LE ROI DE SERBIE; SA MAJESTE LE ROI 
DE SLAM; SA MAJESTE LE ROI DE SUEdE; LE CONSEIL FEDER AL 
SUISSE; SA MAJESTE L'EMPEREÜR DES OITOMANS; LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE ORIENTALE DE L'URUGUAY; LE PRESIDENT 
DES ETATS-UNIS DE VENTEZUElA: 
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Ein vne de mieux preciser les droits et les devoirs des Puissances neutres en 
eas de guerre sur terre et de i-egler la simadon des belligerants r^fugi^s en terri- 
toire neutre: 

Desirant egalement detinir la qualite de neatre en attendant qa il soit possible 
de regier dans son ensemble la Situation des particuliers neatres dans lenrs rapports 
aveo ies belliirerants: 

Out resolu de eonelure une Convention ä cet effet et onU en cons^nence, 
nonime jH^ur Leurs PlemjH>tentiaii-es savoir. 



(Dt'iignation des Plenipotentiairesj 
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Lesquels, aprfes avoir döpos^ leurs pleins pouvoirs trouv6s en bonne et due 
forme, sont convenus des dispositions suivante»: 



CHAPITRE L 
Des Droits et des Devoirs des Puissances neutres. 

Article premier. 
Le territöire des Puissances neutres est inviolable. 

Article 2. 

II est interdit aux beUig^rants de faire passer ä travers le territöire d'une 
Puissance neutre des troupes ou des convois, soit de munitions, soit d'approvi- 
sionnements. 

Article 3. 

II est 6galement interdit aux bellig^rants: 

a) d'installer sur le territöire d'une Puissance neutre une Station radio- 
t^l6graphique ou tout appareil destin6 k servir comme moyen de com- 
munication avec des forces bellig^rantes sur terre ou sur mer; 

b) d'utüiser toute installation de ce genre 6tablie par eux avant la guerre 
sur le territöire de la Puissance neutre dans un but exclusivement 
militaire, et qui na pas 6t6 ouverte au service de la correspondance 
publique. 

Article 4. 

Des Corps de combattants ne peuvent etre form^s, ni des bureaux d'enrölement 
ouverts, sur le territöire dWe Puissance neutre au profit des bellig^rants. 

Article 5. 

Une Puissance neutre ne doit tolörer sur son territöire aucun des actes vis6s 
par les articles 2 ä 4. 

Elle n'est tenue de punir des actes contraires h la neutralit6 que si ces actes 
ont 6t6 commis sur son propre territöire. 
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Article 6. 

La responsabilit^ d'une Puissance neutre n'est pas engag^e par le fait que 
des indi^-idus passent isol^ment la fronlifere pour se mettre au service de Tun des 
bellig^rants. 

Article 7. 

Une PuLssaoee neutre n'est pas tenne d'empecher Texportation ou le ti'ansit^ 
pour le compte de Fun ou de lautre des bellig^ranls, d'armes. de munitions, et 
en g^n^ral, de tout ce qui peut etre utile ä une arm^e ou ä une flotte. 

Article 8. 

Ine Puissance neutre n'est pas tenue d'interdire ou de restreindre l'usage, 
pour IfS bellig^rants, des cäbles t^l^graphiques ou t^lephoniques, ainsi que des 
appareils de t^l^gra[ihie saus fil, qui sont, soit sa propri^te, soit celle de com- 
pagnies ou de particuliers. 

Article 9. 

Toutes mesures restrictives ou prohibitives prises par une Puissance neutre 
ä IVgard des matieres vis^es par les articles 7 et 8 devront etre uniform6ment 
appliqu^es par eile aux belHg^rants. 

La Puissance nentre veillera au respect de la meme Obligation par les com- 
pagnies ou particuliers propri^taires de cables t^l^graphiques ou i6l6phoniques 
ou d'appareils de t^l^graphie «ans fil. 

Article 10. 

Ne peut etre consid^r^ comme nn acte hostile le fait par une Puissance 
neutre, de repousser, meme par la force, les atteintes ä sa neutralite. 



CHAPITRE n. 
Des belligerants internes et des blesses soigne's ciiez les netUres. 

Article 11. 

La Puissance neutre qui re(;oit sur son territorre des troupes appartenant 
aux arm6es bellig^rantes, les intemera, autant que possibie, loin du th^ätre de 
la guerre. 

Elle pourra les garder dans des camps, et meme les enfermer dans des 
forteresses ou dans des lieux appropri^s ä cet effet 
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Elle d^cidera si les officiers peuvent etre laiss^s libres en prenant Tengagement 
sur parole de ne pas quitter le territoire neutre sans autorisation. 

Article 12. 

A d^faut de Convention speciale, la Puissance neutre founiira aux internus 
les vi\Tes, les habillements et les secours command6« par Thumanite. 

Bonification sera faite, k la paix, des frais occasionn^>s par rinternement. 

Article 13. 

La Puissance neutre qui renoit des prisonniers de guerre 6vad^s les laissera 
en libert^.. Si eile tol6re leur sdjour sur son territoire, eile j)eut leur assigner une 
r^sidence. 

La meme disposition est applicable aux prisonniers de guerre amen^s par 
des troupes se r^fugiant sur le territoire de la Puissance neutre. 

Article 14. 

Une Puissance neutre pourra autoriser le passage sur son territoire des bless^s 
ou malades appartenant aux armöes bellig6rantes, sous la r^serve que les trains 
qui les amÖneront ne transporteront ni personnel, ni mat^riel de guerre. En pareil 
cas, la Puissance neutre est tenue d(* prendre les mesures de söret6 et de contröle 
n^cessaires ä C(*t effet. 

Les blessös ou malades amen6s dans ces conditions sur le territoire neutre 
par un des bellig^rants, et qui appaitlendraient h la partie adverse, devront etre 
gard6s par la Puissance neutre de manifere qu'ils ne puissent de nouveau prendre 
part aux Operations de la guerre. Cette Puissance aura les memes devoirs quant 
aux bless^s ou malades de Tautre arai^e qui lui seraient confi^s. 

Article 15. 

La Convention de Gen&ve s'applique aux malades et aux bless^s internus sur 
temtoire neutre. 

CHAPITRE IIL 
Des personnes neutres. 

Article 16. 

Sont consid^r^s comme neutres les nationaux d'un Etat qui ne prend pas part 
ä la guerre. 



\ 
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Article 17. 

Un neutre ne peut pas se pr^valoir de sa neutralit6: 

a) s'il commet des actes hostiles contre un bellig^rant; 

h) s'il commet des actes en faveur d'mi belligörant, notamment s'il prend 
volontairement dn service dans les rangs de la force arm^e de l'nne 
des Parties. 

En pareil cas, le neutre ne sera pas trait6 plus rigoureusement par le belli- 
g^rant contre lequel il s'est d^parti de la neutralit6 que ne pourrait l'ßtre, ä raison 
du meme fait, un national de l'autre Etat bellig^rant. 



Article 18. 

Ne seront pas consid^r^s comme actes commis en faveur d'un des bellig^rants, 
dans le sens de l'article 17, lettre 6: 

a) les foumitures faites ou les emprunts consentis ä Tun des bellig^rants, 
pourvu que le fournisseur ou le prßteur n'habite ni le territoire de l'autre 
Paiiie, ni le territoire occup6 par eile, et que les fournitures ne pro- 
viennent pas de ces territoires; 

b) les Services rendus en mati^re de police ou d'administration civile. 



CHAPrCRE IV. 



ThA mat4riel des chemins de fer. 



Article 19. 

Le mat^riel des chemins de fer provenant du territoire de Puissances neutres, 
qu'il appartienne ä ces Puissances ou ä des soci6t6s ou personnes priv^es, et recon- 
naisable comme tel, ne pourra ßtre r6quisitionn6 et utilis6 par un bellig^rant que 
dans le cas et la mesure oü l'exige une imp6rieuse n6cessit6. II sera renvoy6 
aussitot que possible dans le pays d'origine. 

La Puissance neutre pourra de mßme, en cas de n6cessit6, retenir et utiliser, 
jusqu'ä due concurrence, le mat^riel provenant du territoire de la Puissance 
bellig6rante. 

Une indemnit6 sera pay6e de part et d'autre, en proportion du mat^riel utilis6 
et de la dur6e de Tutilisation. 
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CHAPITRE V. 

Dispositions finales. 

Article 20. 

Les dispositions de la präsente Convention ne sont applicables qu'entre les 
Puissances contractantes et seulement si les bellig6rants sont tous parties ä la 
Convention. 

Article 21. 

La präsente Convention sera ratifitJe aussitöt que possible. 

Les ratifications seront d6pos6es h La Haye. 

Le premier d6p6t de ratifications sera constat^ par un proces-verbal signtJ par 
les repr^sentants des Puissances qui y prennent paii; et par le Ministre des Affaires 
Etrang^res des Pays-Bas. 

Les d^pots ult^rieurs de ratifications se feront au moyen d'une notification 
6crite, adress6e au Gouvernement des Pays-Bas et accompagnöe de Tinstrament de 
ratification. 

Copie certifi^e conforme du procös-verbal relatif au premier d6p6t de ratifi- 
cations, des notifications mentionnöes h Talinöa pr6c6dent, ainsi que des insti-uments 
de ratification sera imm^diatement remise par les soins du Gouvernement des 
Pays-Bas et par la voie diplomatique aux Puissances convi^es ä la Deuxifeme 
Conference de la Paix, ainsi qu'aux autres Puissances qui auront adh6r6 ä la 
Convention. Dans les cas vis^s par l'alin^a pr6c6dent, ledit Gouvernement leur 
fera oonnaitre en memo temps la date k laquelle il a re9U la notification. 

Article 22. 

Les Puissances non signataires sont admises ä adh^rer h la präsente Convention. 

La Puissance qui d^sire adh^rer notifie par 6crit son intention au Gouver- 
nement des Pays-Bas en lui transmettant Tacte d^adh^sion qui sera d6pos6 dans 
les archives dudit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra immödiatement k toutes les autres Puissances 
copie certifi^e conforme de la notification ainsi que de Tacte d'adli6sion, en indi- 
quant la date ä laquelle il a re9u la notification. 

Article 23. 

La präsente Convention produira effet, pour les Puissances qui auront particip^ 
au premier d6pot de ratifications, soixante jours apres la date du procös-verbal 
de ce d6p6t et, pour les Puissances qui ratifieront ult^rieurement ou qui adhfereront, 
soixante jours apres que la notification de leur ratification ou de leur adh^sion 
aura 6t6 re9ue par le Gouvernement des Pays-Bas. 
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Article 24. 

S'il arrivait qu'une des Puissances contractantes voulüt d^noncer la präsente 
Convention, la d^nonciation sera notifi^e par 6crit au Gouvernement des Pays-Bas 
qui communiquera imm^diatement copie certifi^e conforme de la notification 
ä toutes les autres Puissances, en leur faisant savoir la date k laquelle il l'a re^ue. 

La d^nonciation ne produira ses effets qu'ä T^gard de la Puissance qui Taura 
notiii6e et un an apr^s que la notification en sera parvenue au Gouvernement des 
Pays-Bas. 

Article 25. 

Un registre tenu par le Minist&re des Affaires Etrang^res des Pays-Bas 
Indiquera la date du d6p6t des ratifications effectu6 en vertu de Tarticle 21 alin^as 
3 et 4, ainsi que la date ä laquelle auront 6t6 re9ues les notifications d'adhösion 
(article 22 alin^a 2) ou de d^nonciation (article 24 alin^a 1). 

Chaque Puissance contractante est admise ä prendre connaissance de ce 
registre et ä en demander des extraits certifi6s conformes. 

En foi de quoi, les P16nipotentiaires ont revßtu la präsente Convention de 
leurs signatures. 

Fait k La Haye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplaire 
qui restera d6pos6 dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies, certifi6es conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
qui ont 6t6 convi6es ä la Deuxi^me Conference de la Paix. 
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Beilage 9. 



CONVENTION 



relative an 

regime des navires de commerce ennemis au debut des 

hostilites. 



10 
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SA MAJESTE L'EMPEREUR D'ALLEMAGNE, ROI DE PRUSSE: LE 
PRESIDENT DES ^TATS- UNIS D'AMERIQUE: LE PRESIDENT DE LA RlilPü- 
BLIQUE ARGENTINE; SA MAJESTE L'EMPEREUR D'AUTRICHE. ROT DE 
BOHEME ETC., ET ROI APOSTOLIQÜE DE HONGRIE; SA MAJESTE LE 
ROI DES BELGES: LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE BOLIVIE; LE 
PRESIDENl^ DE LA REPUBLIQUE DES ETATS-UNIS DU BRESIL; SON 
AUreSSE ROYALE LE PRINCE DE BULGARIE; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DE CHILI: SA MAJESTE L'EMPEREUR DE CHINE: LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE COLOMBIE: LE GOUVERNEUR 
PROVISOIRE DE LA REPUBLIQUE DE CI:BA; SA MAJESTE LE ROI DE 
DANEMARK: LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DOMINICAINE; LE 
PRESIDENT DE LA REPI;BLIQUE DE L'EQUATEUR; SA MAJESTE LE 
ROI D'ESPAGNE ; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRAN^AISE ; SA 
MAJESTE LE R(Jl DU ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE ET D'IR- 
LANDE ET DES TERRITOIRES BRITANNIQUES AU DELÄ DES MERS, 
EMPEREUR DES INDES ; SA MAJESTE LE ROI DES HELL^NES : LE PRE- 
SIDENT DE LA REPUBLIQUE DE GUATEMALA; LE PRESn)ENT DE LA 
REPUBLIQUE D'HAITI; SA MAJESTE LE ROI D'ITALIE; SA MAJESTE 
L'EMPEREUR DU JAPON ; SON ALTESSE ROYALE LE GRAND DUC DE 
LUXEMBOIIRG, DUC DE NASSAU; LE PRESIDENT DES ETATS-UNIS 
MEXICAINS; SON ALTESSE ROYALE LE PRTNCE DE MONT^ENEGRO; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE NICARAGUA ; SA MAJESTE LE 
ROI DE NORVEGE: LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE PANAMA; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU PARAGUAY ; SA MAJESTE LA 
REINE DES PA YS-BAS ; LE PRESIDENT DE LA rEpUBLTQT ' E DU PEROU ; 
SA MAJES11E IMPERIALE LE SCHAH DE PERSE ; SA MAJESTE LE ROI DE 
PORTUGAL ET DES ALGARVES, ETC. ; SA MAJESTO LE ROI DE ROU- 
MANIE; SA MAJESTE L'EMPEREUR DE TOUTES LES RUSSIES; LE PRE- 
SIDENT DE LA l^EPUBLIQUE DU SALVADOR; SA MAJESTE LE ROI DE 
SERBIE; SA MAJESTE LE ROI ^)^ SL'^M; SA MAJESTE LE ROI DE SUEDE; 
LE CONSEIL FEDERAL SUISSE ; SA MAJESTE L'EMPEREUR DES OTTO- 
MANS: LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUTE ORIENTALE DE L'ÜRU- 
GÜA Y ; LE PREsH)ENT DES ETATS DE VEnEzUELA : 
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D6sireux de garantir la s6curit6 du commerce international contra les surprises 
de la guerre et voulant, conform^ment k la pratique moderne, autant que possible 
les Operations engag^s de bonne foi et en cours d'ex^cution avant le d6but des 
hostilit(6s ; 

Ont r^solu de conclm-e une Convention ä cet effet et ont nomm6 pom* Leurs 
Pl6nipotentiaires, savoir: 



(D^signation des PUnipotentiaires.) 
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Lesquels, aprfes avoir d^pos^ leurs pleins pouvoirs trouv6s en bonne et due 
forme, sont convenus des dispositions suivantes : 

Article premier. 

Lorsqu'un navire de commerce relevant d'une des Puissances bellig6rantes se 
trouve, au d6but des hostilit^s, dans un port ennemi, il est d^sirable qu'il lui soit 
permis de soilir librement, imm^diatement ou aprfes un d^lai de faveur süffisant, 
et de gagner directement, apr^s avoir 6t6 muni d'un laissez-passer, sont port de 
destination ou tel autre poii; qui lui sera d6sign6. 

n en est de mßme du navire ayant quitt6 son dernier port de d^part avant 

le commencement de la guerre et entrant dans im port ennemi sans connaitre les 

hostilit6s. 

Article 2. 

Le navire de commerce qui, par suite de circonstances de force majeure 
n'aurait pu quitter le port ennemi pendant le dölai vis6 ä Tarticle pr6c6dent, ou 
auquel la sortie n'aurait pas ^t^. accord^e, ne peut 6tre confisqu6. 

Le bellig6rant peut seulement le saisir moyennant Tobligation de le restituer 
aprfes la guerre sans indemnit^, ou le r6quisitionner moyennant indemnit^. 

Article 3. 

Les navires de commerce ennemis, qui ont quitt6 leur dernier port de d6part, 
avant le commencement da la guerre et qui sont rencontr^s en mer ignorants des 
hostilit6s, ne peuvent 6tre confisqu6s. 11s sont seulement sujets ä 6tre saisis, moyen- 
nant Tobligation de les restituer aprfes la guerre sans indemnit^, ou ä etre r6qui- 
sitionn^s, ou mßme h etre d^truits, ä Charge d'indemnit6 et sous Tobligation d(* 
pourvoir ä la s6cmit6 des personnes ainsi qu'ä la conservation des papiers de bord. 

Aprfes avoir touch^ ä un port de leur pays ou ä im port neutre, ces navires 
sont soumis aux lois et coutumes de la guerre maritime. 

Article 4. 

Les marchandises ennemies se trouvant k bord des navires vis6s aux articles 1 
et 2 sont 6galement sujettes h etre saisies et restitu^es apr^s la guerre sans 
indemnit6, ou ä 6tre röquisitionn^es moyennant indemnit^, conjointement avec le 
navire ou 86par6ment, 
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Tl en est de mSme des marchandises se trouvant ä bord des navires vis^s ä 
Tarticle 3. 

Article 5. 

La präsente Convention ne vise pas les navires de commerce dont la cons- 
truction indique qu'ils sont destin^s ä 6tre transform^s en bätiments de guerre. 

Article 6. 

Les dispositions de la präsente Convention ne sont applicables qu'entre les 
Puissances contractantes et seulement si les bellig^rants sont tous parties ä la 
Convention. 

Article 7. 

La präsente Convention sera ratifi^e aussitöt que possible. 

Les ratifications seront d6pos6es ä La Haye. 

Le premier d^pot de ratifications sera constat6 par un proc6s-verbal signö par 
les repr^sentants des Puissances qui y prennent part et par le Ministre des Affaires 
Etrangferes des Pays-Bas. 

Les d6p6ts ult^rieurs de ratifications se feront au moyen d'une notification 
^crite, adress6e au Gouvernement des Pays-Bas et accompagn^e de Tinstrument de 
ratification. 

Copie certifi6e conforaie du procfes-verbal relatif au premier d6p6t de ratifi- 
cations, des notifications mentionndes ä Talin^a pr6c(5dent, ainsi que des instru- 
ments de ratifications, sera imm^diatement remise par les soins du Gouvernement 
des Pays-Bas et par la voie diplomatique aux Puissances convi^es ä la Deuxifeme 
(^\)nf6rence de la Paix, ainsi qu'aux autres Puissances qui auront adli6r6 k la 
Convention. Dans les cas vis6s par Talin^a pr^cödent, ledit Gouvernement leur 
fera connaitre en meme temps la date ä laquelle il a re9u la notification. 

Article 8. 

Les Puissances non signataires sont admises k adh(^rer ä la präsente Con- 
vention. 

La Puissance qui d6sire adh^rer notifie pai- 6crit son Intention au Gouver- 
nement des Pais-Bas en lui transmettant Tacte d'adh^sion qui sera d^pos6 dans les 
archives dadit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra imm6diatement ä toutes les autres Puissances 
co])ie certifi^e conforme de la notification ainsi que de Vacte d'adli^sion, en indi- 
quant la date k laquelle il a re9u la notification. 

Article 9. 

La präsente Convention produira effet, poui* les Puissances qui auront parti- 
cip6 au premier döpot de ratifications, soixante jours aprfes la date du proc6s-verbal 
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de ce (I6p6t et, pour les Puissances qui ratifieront ult^rieurement ou qui adh^reront, 
soixante jours aprfes que la notification de leur ratification ou de leur adh^sion aura 
6t6 re9ue par le Gouvernement des Pays-Bas. 

Article 10. 

S'il arrivait qu'une des Puissances contractantes voulüt d^noncer la präsente 
Convention, la d^nonciation sera notifi^e par 6crit au Gouvernement des Pays-Bas 
qui communiquera immödiatement copie certifi6e conforme de la notification ä 
toutes les autres Puissances en leur faisant savoir la date ä laquelle il Ta re^ue. 

La d^nonciation ne produira ses effets qu'ä T^gard de la Puissance qui Taura 
notifi^e et un apr^s que la notification en sera parvenue au Gouvernement des 
Pays-Bas. 

Article 11. 

ün registre tenu par le Minist^re de Affaires Etrangöres des Pays-Bas 
indiquera la date du d6p6t de ratifieations effectu6 en vertu de Tarticle 7 alinöas 
3 et 4, ainsi que la date ä laquelle auront H6 re^ues les notifications d'adh^sion 
(article 8 alinöa 2) ou de d^nonciation (article 10 alin6a 1). 

Chaque Puissance contractante est admise ä prendre connaissance de ce registre 
et ä en demander des extraits certifi^s conformes. 

En foi de quoi, les P16nipotentiaires ont revetu la präsente Convention de 
leurs signatures. 

Fait k La Haye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplaire 
qui restera d6pos6 dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies, certifi^s, conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
qui ont 6t6 convi^es ä la Deuxi^me Conference de la Paix. 
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Beilage 10. 



CONVENTION 



relative 



ä la transformation des navires de commerce en bätiments de 

guerre. 
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SA MAJEST6 L'EMPEREÜR D'ALLEMAGNE, ROT DE PRÜSSE; LE 
PRESIDENT DES ETATS-UNIS D'AMERIQFE; LE PRESIDENT DE LA REPU- 
BLIQUE ARGENTTNE; SA MAJESTE L'EMPEREÜR D'ALTRICHE, ROI DE 
BOHEME ETC., ET ROI APOSTOLIQUE DE HONGRIE; SA MAJEST^ LE 
ROI DES BELGES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE BOLIVIE; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DES ETATS-UNIS DU BRESIL; SON 
ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE BULGAEIE: LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DE CHILI; SA MAJEST EL'EMPEREUR DE CHINE; LE PRESI- 
DENT DE LA REPUBLIQUE DE (X)LOMBIE: LEGOÜVERNEURPROVISOIRE 
DE LA REPUBLIQUE DE CUBA ; SA MAJESTE LE ROI DE DANEMARK; 
LE PRESIDENT J)E LA REPUBLIQUE DOMINICAINE: LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE DE L'EQUATEUR; SA MAJESTE LE ROI D'ESPAGNE; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANgAISE; SA MAJESTE LE ROI 
DU ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE ET D'IRLANDE ET DES 
TERRITOIRES BRITANNIQUES AU DELA DES MERS, EMPEREÜR DES 
INDES; SA MAJESTE LE ROI DES HELLENES; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DE GUATEMALA; LE PRESIDENl^ DE LA REPUBLIQUE 
D'HAITI; SA MAJESTO LE ROI DTTALIE; SA MAJESTE L'EMPEREÜR 
DU JAPON: SON ALTESSE ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
DUC DE NASSAU; LE PRESIDENT DES ETATS-UNIS MEXICAINS; SON 
ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE MONTENEGRO: LE PRESIDENT DE 
LA rEPUBLIQUE de NICARAGUA; SA MAJESTE LE ROI DE NORVEGE 
LE PRESIDENT DE LA rEPUBLIQUE DE PANAMA; LE PRESIDENT DE 
LA rEPUBLIQUE DU PARAGUAY; SA MAJESTEi>A REINE DES PA YS-B AS; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU PErOU; SA MAJESTE IMPERIALE 
LE SCHAH DE PERSE: SA MAJESTE LE ROI DE PORTUGAL ET DES 
ALGARVES, ETC.; SA MAJESTE LE ROI DE ROUMANIE; SA MAJESTE 
L'EMPEREÜR DE TOUTES LES RUSSIES: LE PRESIDENT DE LA rEPU- 
BLIQUE DU SALVADOR; SA MAJESTE LE ROI J)E SERBIE; SA MAJESTE 
LE ROI DE SIAM: SA MAJESTE LE ROI DE SUEDE; LE CONSEIL fEdErAL 
SUISSE; SA MAJESTE LEMPEREUR DES OTTOMANS; LE PRESIDENT DE 
LA REpUBLIQUE ORIENTALE DE L'URUGUAY; LE PRESIDENT DES 

Etats-unis de vEnEzuEla: 
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Gonsid^rant qu'en vue de rincorporation en temps de guerre de navires de 
la marine marchande dans les flottes de combat, il est d6sirable de d6finir les 
conditions dans lesquelles cette Operation pourra 6tre eflFectu6e; 

Que, toutefois, les Puissances contractantes n'ayant pu se mettre d'accord 
sur la question de savoir si la transformation d'nn navire de commerce en 
bätiment de guerre peut avoir lieu en pleine mer, il est entendu que la question 
du lieu de transformation reste hors de cause et n'est nullement vis^e par les 
r^les d-dessous; 

D^sirant conclure une Convention k cet effet, ont nomm^ pour Leurs Pl6ni- 
potentiaires, savoir: 



(Designation des Plenipotentimres.) 
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Lesquels, aprfes avoir d6pos6 leurs pleins pouvoirs, trouv^s en bonne 6t due 
forme, sont convenus des dispositions snivantes: 



Article premier. 

Aucun navire de commerce transform^ en bätiment de guerre ne peut avoir 
les droits et les obligations attach6s ä cette qualitö, s'il n'est plac6 sous Tautorit^ 
directe, le contröle imm^diat et la re8ponsabilit6 de la Puissance dont il porte le 
pavillon. 

Article 2. 

Les navires de commerce transform^s en bätiments de guerre doivent porter 
les signes ext^rieurs distinctifs des bätiments de guerre de leur nationalit6. 

Article 3. 

Le commandant doit 6tre au service de TEtat et düment commissionn6 par 
les autorit68 comp^tentes. Son nom doit figurer sur la liste des officiers de la 
flotte militaire. 

Article 4. 
L'6quipage doit Stre soumis aux rögles de la discipline militaire. 



Article 5. 

Tout navire de commerce transform6 en bätiment de guerre est tenu d'observer 
dans ses Operations, les lois et coutumes de la guerre. 



Article 6. 

Lefbellig6rant, qui transforme un navire de commerce en bätiment de guerre, 
doit, le plus tot possible, mentionner cette transformation sur la liste des bätiments 
de sa flotte militaire. 
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Article 7. 

Les dispositions de la präsente Convention ne sont applicables qu'entre le« 
Puissances contractantes et seulement si les bellig^rants sont tous parties ä la 
Convention. 

Article 8. 

La präsente Convention sera ratifi^e aussitot que possible. 

Les ratifications seront d^pos^es ä La Haye. 

Le premier d^pöt de ratifications sera constat^ par un proces-verbal sign^ 
par les repr^sentants des Puissances qui y prennent part et par le Ministre des 
Affaires Etrang^res des Pays-ßas. 

Les d^pots ult^rieurs de ratifications se feront au moyen d'une notification 
<5crite, adress^e au Gouvernement des Pays-Bas et accompagn^e de Tinstrument de 
ratification. 

Copie certifi^e conforme du proces-verbal relatif au premier d^pot de ratifi- 
cations, des notifications mentionn^es ä Valinöa pr^c<5dent, ainsi que des instruments 
de ratification, sera imm^diatement remise. par les soins du Gouvernement des 
Pays-Bas, et par la voie diplomatique, aux Puissances convi^es k la Deuxifeme 
Conference de la Paix. ainsi qu'aux autres Puissances qui auront adh^r^ ä la 
Convention. Dans les cas vis^s pai* l'alin^a pr^c^dent. ledit Gouvernement leur fera 
connaitre en m^me temps la date k laquelle il a revu la notification. 

Article 9. 

Les Puissances non signataires sont admises k adh^rer k la präsente Convention. 

La Puissance qui d^sire adh^rer notifie par ^crit son intention au Gouver- 
nement des Pays-Bas en lui transmettant Tacte d'adh^sion qui sera d^pos^ dans 
les archives dudit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra imm^diatement k toutes les autres Puissances 
copie certifi6e conforme de la notification ainsi que de Tacte d'adh^sion, en indi- 
quant la date k laquelle il a re9u la notification. 

Article 10. 

La präsente Convention produira effet, pour les Puissances qui auront paiiicip^ 
au premier döpot de ratifications, soixante jonrs aprös la date du procfes-verbal 
de ce döpot, et pour les Puissances qui ratifieront ult^rieurement ou qui adhfereront 
soixante jours aprfes que la notification de leur latification ou de leur adh^sion 
aura 6t6 re(}\xe par le Gouvernement des Pays-Bas. 

Article 11. 

S'il arrivait qu'une des Puissances contractantes voulüt d^noncer la pr6- 
sente Convention, la d^nonciation sera notifi^e par ^crit au Gouvernement des 
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Pays-Bas qui communiquera imm^diatement copie certifi^e conforme de la notifi- 
cation ä toutes les autres Puissances en leur faisant savoir la date ä laquelle il 
Ta re9ue. 

La d^nonciation ne produira ses eflfets qu'ä l'^gard de la Puissance qui Taura 
notifi6e et un an apr6s que la notificatdon en sera parvenue au Gouvernement 
des Pays-Bas. 

Article 12. 

Un registre tenu par le Ministfere des Affaires Etrangferes des Pays-Bas 
indiquera la date du döpot de ratifications effectu^ en vertu de Tarticle 8 alin^as 
3 et 4, ainsi que la date k laquelle auront 6t6 re^ues les notifications d'adh^sion 
(article 9 alin^a 2) ou dt* d^nonciation (article 11 alin^a 1). 

Chaque Puissance contractante est admise ä prendre connaissance de ce 
registre et ä en demander des extraits certifi^s conformes. 

En foi de quoi, des Pl^nipotentiaires ont revetu la präsente Convention de 
leurs signatures. 

Fait ä La Haye, le dix-huit octobre milneuf cent sept, en un seul exemplaire qui 
restera d6pos6 dans les arcliives du Gouvernement des Pays-Bas, et dont des 
copies, certifi6es conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
qui ont 6t6 convi^es k la Deuxi^me Conference de la Paix. 
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Beilage 11. 



CONVENTION 



relative k 



la pose de mines sous-marines automatiques de contact 



11 
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SA MAJEST6 L'EMPEREUR D' ALLEM AGNE, ROI DE PRUSSE; LE 
PRESIDENT DES ^TATS- UNIS D'AM^RIQUE; LE PRESIDENT DE LA REIPU- 
BLIQUE ARGENTINE; SA MAJESTlil L'EMPEREUR D'AUTRICHE, ROI DE 
BOED&ME ETC., ET ROI APOSTOLIQIJE DE HONGRIE; SA MAJESTE LE 
ROI DES BELGES; LE PRl&SIDENT DE LA REPUBLIQÜE DE BOLIVIE; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQÜE DES ETATS-UNIS DU BRESIL; SON 
ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE BULGARIE; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQÜE DE CHILI; SA MAJESTE L'EMPERE üR DE CHINE; LE PRESI- 
DENT DE LA REPUBLIQÜE DE COLOMBIE; LE GOUVERNEUR PRO VISOIRE 
DE LA REpUBLIQUE DE CUBA; SA MAJESTE LE ROI DE DANEMARK; 
LE PRESIDENT DE LA REPÜBLIQUE DOMINICAINE; LE PRESIDENT DE 
LA REpUBLIQUE de L'EqUATEÜR; SA MAJESTE LE ROI D'ESPAGNE; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANC AISE; SA MAJESTE LE ROI 
DU ROYAüME-UNI DE GRANDE BRETAGNE ET D'IRLANDE ET DES 
TERRITOIRES BRITANNIQUES AU DELÄ DES MERS, EMPEREUR DES 
INDES; SA MAJESTE LE ROI DES HELLENES; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBnQUE DE GUATEMALA; LE PRESIDENT DE LA REpUBLIQUE 
D'HAiTI; SA MAJESTE LE ROI DTTALIE; SA MAJESTE L'EMPEREUR 
DU JAPON; SON ALTESSE ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
DUC DE NASSAU; LE PRESIDENT DES ETATS-UN^S MEXICAINS; SON 
ALTESSE ROY ALE LE PRINCE DE MONTEnEGRO; LE PRESIDENT DE 
LA REpüBLIQUE de NICARAGUA; SA MAJESTE LE ROI DE NORVEGE; 
LE PRESIDENT DE LA REpUBLIQUE DE PANAMA; LE PRESIDENT DE 
LA REpUBLIQUE du PARAGUAY; SA MAJESTE LA REINE DES PAYS-BAS; 
LE PRESIDENT DE LA rEPUBLIQUE DU PErOU; SA MAJESTE IMPERIALE 
LE SCHAH DE PERSE; SA MAJESTE LE ROI DE PORTUGAL ET DES 
ALGARVES, ETC.; SA MAJESTE LE ROI DE ROÜMANIE; SA MAJESTE 
L'EMPEREUR DE TOUTES LES RUSSIES; LE PRESIDENT DE LA REpü- 
BLIQUE du SALVADOR; SA MAJESTE LE ROI DE SERBIE; SA MAJESTE 
LE ROI DE SIAM; SA MAJESTE LE ROY DE SUEDE; LE CONSEIL FEdERAL 
SUISSE; SA MAJESTE L'EMPEREUR DES OTTOMANS; LE PRESIDENT DE 
LA REpUBLIQUE ORIENTALE DE L'URUGUAY; LE PRESIDENT DES 
ETATS-UNIS de VENEZUELA: 
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S'inspirant du principe de la libeii:6 des voies maritimes, ouvertes ä toutes 
les nations; 

Consid^rant que, si dans l'^tat actuel des choses, on ne peut interdire l'emploi 
de mines sous-marines automatiques de contact, il importe d'en limiter et r^gle- 
meriter Tusage, afin de restreindre les rigueurs de la guerre et de donner, autant 
que faire se peut, k la navigation pacifique la s^curit^ ä laquelle eile a droit de 
pr^tendre, malgr6 Texistence d une guerre; 

En attendant qu'il seit possible de regier la matiöre d'une fa^on qui donne 
aux int^rets eiigagös toutes les garanties dcisirables; 

Ont r^solu de conclure une Convention ä cet efFet et ont nomm6 pour Leurs 
Plönipotentiaires, savoir: 



(Designation des Plenipotentiaires,) 
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Lesquels, apr6s avoir d^pos^. leurs pleins pouvoirs trouv^s en bonne et due 
forme, sont conveaus des dispositions suivantes: 

Article premier. 

II est interdit: 

V. de placer des mines automatiques de contact non amarr^es, ä moins 
qu'elles ne soient construites de mani^re k devenir inoflfensives une heure au maximum 
apr^s que celui qui les a plac6es en aura perdu le contröle; 

2^. de placer des mines automatiques de contact amarr^es, (jui ne deviennent 
pas inoflfensives d6s qu'elles auront rompu leurs amarres; 

y, d'employer des toi-pilles, qui ne deviennent pas inoflfensives lorsqu'elles 
auront manqu6 leur but. 

Article 2. 

II est interdit de placer des mines automatiques de contact devant los c6tes et 
les ports de Tadversaire, dans le seul but d'inter^ epter la na\dgation de commerce. 

Article 3. 

Lorsque les mines automatiques de contact amaiT^es sont employc^.es, toutes 
les pröcautions possibles doivent 6tre prises pourlas^curit^delanavigation pacifique. 

Les bellig^rants s'engagent ä pourvoir, dans la mesure du possible, ä ce que 
ces mines deviennent inöflfensives aprfes un laps de temps limit^, et, dans le cas 
oü elles cesseraient d'ßtre surveill^es, ä signaler les r^gions dangereuses, aussitot 
que les exigences militaires le permettront, par un avis k la navigation, (|ui devra 
6tre aussi communiqu^. aux Gouvernements par la voie diplomatique. 

Article 4. 

Toute Puissance neutre qui place des mines automatiques de contact devant 
ses cötes, doit observer les mßmes rfegles et prendre les memes pr^cautions que 
Celles qui sont impos6es aux bellig^rants. 

La Puissance neutre doit faire connaitre k la navigation, par un avis pr^alable, 
les r6gions oü seront mouill^es des mines automatiques de contact. Cet avis devra 
6tre communiqu6 d'urgence aux Gouvernements par voie diplomatique. 
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Article 5. 



A la fin de la guerre, les Puissances contractantes s'engagent ä faire tout 
ce qui dopend d'elles pour enlever, chacune de son c6t6, les mines qu'elles ont 
plac^es. 

Quant aux mines automatiques de contact amarr^es, que Tun des belligörants 
aurait pos^es le long des cotes de Tautre, Templacement en sera notifi^ ä Tautre 
paitie par la Puissance qui les a pos^es et chaque Puissance devra proc6der 
dans le plus bref dölai ä Tenl^vement des mines qui se trouvent dans ses eaux. 



Article 6. 

Les Puissances contractantes, qui ne disposent pas encore de mines peif ectionn^es 
telles qu'elles sont pr6vues dans la pr^seüte Convention, et qui, par cons^quent, ne 
saui'aient actuellement se conformer aux r^gles ötablies dans les articles 1 et 3, 
s'engagent h transformer, aussitot que possible, ieur mat^riel de mines. afin qu'il 
r^ponde aux prescriptions susmentionn6es. 



Article 7. 

Les dispositions de la präsente Convention ne sont applicables qu'entre les 
Puissances contractantes et seulement si les bellig^rants sont tous parties ä la 
Convention. 

Article 8. 

La präsente Convention sera ratifi^e aussitot que possible. 

Les ratifications seront d6pos6es h La Haye. 

Le premier döpot de ratifications sera constat^ par un proc&s-verbal sign^, 
par les reprösentants des Puissances qui y prennent paii; et par le Ministre des 
Affaires Etrangferes des Pays-Bas. 

Les d6p6ts ult^rieurs de ratifications se feront au moyen d'une notification 
6crite, adress^e au Gouvernement des Pays-Bas et accompagn^e de Tinstrument 
de ratification. 

Copie certifi^e conforme du proc^s-verbal relatif au premier d^pot de ratifi- 
cations, des notifications mentionn^es ä Talin^a pr^c^dent, ainsi que des Instruments 
de ratification, sera imm^diatement remise, par les soins du Gouvernement des 
Pays-Bas et par la voie diplomatique, aux Puissances convi^es ä la Deuxifeme 
Conference de la Paix, ainsi qu'aux autres Puissances qui auront adhör^ ä la Con- 
vention. Dans les cas vis^s par Talin^a pr^cödent, ledit Gouvernement Ieur fera 
connaitre en mßme temps la date k laquelle il a regu la notification. 
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Article 9. 

Los Paissances non sigiiataires sont admises ä adh^rer ä la präsente Convention. 

La Puissance qni d6sire adh6rer notifie par 6crit son Intention au Gouver- 
nement des Pays-Bas en lui transmettant Tacte d'adh6sion qui sera d6pos^ dans 
les archives dudit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra imm6diatement ä toutes les autres Puissances 
copie certifi6e conforme de la notification alnsi que de Tacte d'adli6sion, en indiquant 
la date k laquelle il a re<;u la notification. 

Article 10. 

La präsente Convention produira effet pour les Puissances qui auront particip^ 
au premier döpot de ratifications, soixante jours aprfes la date du proc&s-verbal 
de ce d^pot, et pour les Puissances qui ratifieront ultörieurement ou qui adhöreront, 
soixante jours aprfes que la notification de leur ratification ou de leur adh^sion 
aura 6t6 repue par le Gouvernement des Pays-Bas. 

Article 11. 

La präsente Convention aura une dur6e de sept ans ä partir du soixantifeme 
jour apr^s la date du premier d6p6t de ratifications. 

Sauf d^nonciation, eile continuera d'etre en vigueur apr^s Texpiration de ce d^lai. 

La d^nonciation sera notifiöe par 6crit au Gouvernement des Pays-Bas qui 
communiquera imm^diatement copie certifi^e conforme de la notification ä toutes 
les Puissances, en leur faisant savoir la date ä laquelle il Ta re9ue. 

La d6nonciation ne produii-a ses- effets qu'ä l'^gard de la Puissance qui Taura 
notifi^e et six mois aprfes que la notification en sera parvenue au Gouvernement 
des Pays-Bas. 

Article 12. 

Les Puissances contractantes s'engagent k reprendre la question de Temploi 
des mines automatiques de contact six mois avant Texpiration du terme pr6vu 
par Talin^a premier de Tarticle pr^c^dent, au cas oü eile n'aurait pas 6t6 reprise 
et r^solue k une date ant^rieure par la troisifeme Conference de la Paix. 

Si les Puissances contractantes concluent une nouvelle Convention relative 
k Temploi des mines, d6s son entr^e en vigueur, la pr6sente Convention cessera 
d'ßtre applicable. 

Article 13. 

Un registre tenu par le Minist&re des Affaires Etrang^res des Pays-Bas 
indiquera la date du d6pot de ratifications effectu^ en vertu de Tarticle 8 alin^as 
3 et 4, ainsi que la date k laquelle auront 6t(^ re9ues les notifications d'adh^sion 
(article 9 alin6a 2) ou de d^nonciation (article 11 alin^a 3). 
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Chaque Puissance contractante est admise k prendre connaissaDce de ce 
registre et ä en demander des extraits certifi^s conformes. 

En foi de quoi, les Pl^nipotentiaires ont revßtu la präsente Convention de 
leurs signatures. 

Fait ä La Haye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en iin senl exemplaire qui 
restera d6pos^ dans les ai'cliives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies, certifi^es conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
<[ui ont 6t6 convi^es ä la Deuxifeme Conförence de la Paix. 
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Beilage 12. 



CONVENTION 



eoncernant 



le bombardement par des forces navales en temps de guerre. 
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SA MAJEST^ L'EMPEREÜR D'ALLEMAGNE, ROI DE PRUSSE; LE 
PRESIDENT DES ^TATS-UNIS D'AMERIQUE; LE PRESIDENT DE LA 
R^PÜBLIQÜE ARGENTINE; SA MAJESTE L'EMPEREÜR D'AUTRICHE, ROI 
DE BOHEME ETC., ET ROI APOSTOLIQUE DE HONGRIE; SA MAJESTli: LE 
ROI DES HELGES; LE PRESIDENT DE LA R^PUBLIQL'E DE BOLIVIE; LE 
PRESIDENT DE LA R^PUBLIQüE DES ETATS-UNIS DU BRESIL; SON 
ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE BULGARIE; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DE CHILI; SA MAJESTE L'EMPEREÜR DE CHINE; LEPR^SL 
DENT DE LA REPUBLIQUE DE COLOMBIE ; LE GO U VERNEÜRPRO VISOIRE 
DE LA REPUBLIQUE DE CUBA; SA MAJESTE LE R(Jl DE DANEMARK: 
LE PRIÖSIDENT DE LA R]6PUBLIQUE DOMINICAINE; LE PRESIDENT DE 
LA Rl^.PUBLIQUE DE L'I^QÜATEUR; SA MAJESTE LE ROI D'ESPAGNE; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANQAISE; SA MAJESTE I ,E ROI 
DU ROYAÜME-UNI DE GRANDE BRETAGNE ET D'IRLANDE ET DES 
TERRITOIRES BRITANNIQUES AU DELÄ DES MERS, EMPEREUR DES 
INDES; SA MAJESTE LE ROI DES HELLfeNES; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DE GUATEMALA: LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
D'HAiTI; SA MAJESTE LE ROI DTTALIE; SA MAJESTE L'EMPEREÜR DU 
JAPON; SON ALTESSE ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
DUC DE NASSAU; LE PRESn)ENT DES ETATS-UNIS mExICAINS; SON 
ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE MONTEnEGRO; LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE DE NICARAGUA; SA MAJESTE LE ROI DE NORVEGE; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE PANAMA; LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE DU PARAGUAY; SA MAJESTE LA REINE DES PAYS- 
BAS; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU PErOU: SA MAJESTE 
IMPERIALE LE SCHAH DE PERSE; SA MAJESTE LE ROI DE PORTUGAL 
ET DES ALGARVES, ETC.; SA MAJESTE LE ROI DE ROUMANIE; SA 
MAJESTE L'EMPEREÜR DE TOUTES LES RUSSIES : LE PRESIDENT DE 
LA REPÜBLIQITE du SALVADOR; SA MAJESTE LE ROI DE SERBTE; SA 
MAJESTE LE ROI DE SIAM; SA MAJESTE LE ROI DE SüEDE; LE CONSEIL 
FEdERAL SüTSSE: SA MAJESl'E L'EMPEREÜR DES OTIOMANS; LE 
PRESIDENT DE LA REpUBLIQUE ORIENTALE DE L't^RüGUAY; LE PRE- 
SIDENT DES ETATS-UNIS DE vEnEZUELA: 
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Animos du d^sir de r^aliser le vceu expiim^ par la Premifere Conference de 
la Paix. concemant le bombardement, par des forces navales, de ports, villes et 
villages, non d^fendus; 

Consid^rant qu'il Importe de soumettre les bombardements par des forces 
navales ä des dispositions g^n^rales qui garantissent les droits des habitants et 
assurent la consei-vation des principaux ^ditices, en ^tendant ä cette Operation de 
guerre, dans la mesure du possible, les principes du Reglement de 1899 sur les 
lois et coutumes de la guerre sur terre; 

S'inspirant ainsi du d^sir de servir les int^rßts de Thumanite et de diminuer 
les rigueors et les d^sastres de la guerre; 

Ont r^solu de conclure une Convention ä cet effet et ont, en cons^quence, 
nomm6 pour Leurs Pl^nipotentiaires, savoir: 



(Designation des Plernpotentiaires.) 
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Lesquels, aprös avoir d^pos^ leurs pleins pouvoirs, trouv^s en bonne et due 
forme, sont convenus des dispositions suivantes: 

CHAPTTRE I«'. 
Du bombardement des portSj villeSj villages^ habitations ou bdtimenfs non defendics. 

Article premier. 

n est interdit de bombarder, par des forces navales, des ports, villes, villages, 
habitations ou bätiments, qui ne sont pas d^fendus. 

Une localit6 ne peut pas 6tre bombard^e ä raison du seul fait que, devant son 
port, se trouvent mouill^es des niines sous-marines automatiques de contact. 

Article 2, 

Tontefois, ne sont pas compris dans cette interdiction les ouvrages militaires, 
Etablissements militaires ou navals, d6p6ts d'armes ou de mat^riel de guerre, 
ateHers et installations propres ä ßti-e utilis^ pour les besoins de la flotte ou de 
rarm^e ennemie, et les navires de guerre se trouvant dans le port. Le commandant 
d'une force navale pourra, aprfes sommation avec d^lai raisonnable, les d^truire 
par le canon, si tout autre moyen est impossible et lorsque les autorit^s locales 
n'auront pas procEdE ä cette destruction dans le d6lai fix6. 

II n'encouii; aucune responsabiHtE dans ce cas pour les dommages involon- 
taires, qui pourraient 6tre occasionnEs par le bombardement. 

Si des n6cessit6s militaires, exigeant une action imm^diate, ne permettaient 
pas d'accorder de d^lai, il reste entendu que l'interdiction de bombarder la ville 
non d^fendue subsiste comme dans le cas 6nonc6 dans Talin^a l®"" et que le com- 
mandant prendra toutes les dispositions voulues pour qu'il en r^sulte pour cette 
ville le moins d'inconv6nients possible. 

Article 3. 

n peut, aprfes notification expresse, 6tre proc6d6 au bombardement des ports, 
villes, villages, habitations ou bätiments non d^fendus, si les autorit^s locales, mises 
en demeure par une sommation fonnelle, refusent d'obtempErer ä des requisitions 
de vivres ou d'approvisionnements n^cessaires au besoin präsent de la force navale 
qui se trouve devant la localitE. 
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Ces r6qui8ition8 seront en rappoit avec les ressources de la locaKt6. Elles ne 
seront r^clam^es qu'avec rautorisation du commandant de ladite force navale et 
elles seront, autant que possible, pay^es au comptant; sinon elles seront constat^es 
par des re9us. 

Article 4. 

Est interdit le bombardement, pour le non paiement des contributions en 
argent, des ports, villes, villages, habitations ou bätiments, non d^fendus. 



CHAPITRE n. 

Dispositions generahs. 

Article 5. 

Dans le bombardement par des forces navales, toutes les mesui-es n^cessaires 
doivent 6tre prises par le commandant pour 6pargner, autant que possible, les 
^difices consacr^s aux cultes, aux arts, aux sciences et ä la bienfaisance, les 
monuments historiques, les höpitaux et les lieux de rassemblement de malades ou 
de bless6s, ä condition qu'ils ne soient pas employ^s en m6me temps ä un but 
militaire. 

Le devoir des habitants est de d^signer ces monuments, ces 6difices ou lieux 
de rassemblement, par des signes visibles, qui consisteront en grands panneaux 
rectangulaires rigides, partag^s, suivant une des diagonales, en deux triangles de 
couleur, noire en haut et blanche en bas. 

Article 6. 

Sauf le cas oü les exigences militaires ne le peraiettraient pas, le commandant 
de la force navale assaillante doit, avant d'entreprendre le bombardement, faire 
tout ce qui dopend de lui pour avertir les autorit^s. 

Article 7. 
n est interdit de livrer au pillage une ville ou localit6 meme prise d'assaut. 

CHAPITRE m. 
Dispositions finales. 

Article 8. 

Les dispositions de la präsente Convention ne sont applicables qu'entre les 
Puissances contractantes et seulement si les bellig^rants sont tous parties ä la 
Convention. 
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Article 9. 

La präsente Convention sera ratifi^e aussitöt que possible. 

Les ratifications seront d6pos6es ä La Haye. 

Le premier d^pot de ratifications sera constat^ par iin procfes-verbal sign6 par 
les repr^sentants des Puissances qui y prennent paii; et par le Ministre des Affaires 
Etrangferes des Pays-Bas. 

Les döpots ult^rieurs de ratifications se feront au moyen d'une notification 
6crite, adress^e au Gouvernement des Pays-Bas et accompagn^e de Tinstrument de 
ratification. 

Copie certifi^e conforme du procfes verbal relatif au premier d^pot de ratifi- 
cations, des notifications mentionn^es ä l'alin^a pr6c6dent, ainsi que des Instruments 
de ratification, sera imm6diatement remise, par les soins du Gouvernement des 
Pays-Bas et par la voie diplomatique, aux Puissances conviöes k la Deuxifeme 
Conference de la Paix, ainsi qu'aux autres Puissances qui auront adli6r6 ä la 
Convention. Dans les cas vis^s par Talin^a pr6c6dent, ledit Gouvernement leur fera 
connaitre en mßme temps la date ä laquelle il a veqxi la notification. 

Article 10. 

Les Puissances non signataires sont admises ä adh^rer ä la präsente Con- 
vention. 

La Puissance qui d^sire adh^rer notifie par 6cnt son Intention au Gouver- 
nement des Pays-Bas en lui transmettant l'acte d'adli6sion qui sera d6pos6 dans les 
archives dudit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra imm^diatement ä toutes les autres Puissances 
copie certifi^e conforme de la notification ainsi que de Tacte d'adh^sion, en indi- 
quant la date ä laquelle il a recju la notification. 

Article 11. 

La präsente Convention produira effet poui% les Puissances qui auront particip6 
au premier d^pot de ratifications, soixante jours aprfes la date du procfes-verbal 
de ce d^pöt et, pour les Puissances qui ratifieront ult^rieurement ou qui adh^reront, 
soixante jours aprfes que la notification de leur ratification ou de leur adh^sion 
aura ^t^ re^ue par le Gouvernement des Pays-Bas. 

Article 12. 

S'il arrivait qu'une des Puissances Contractantes voulüt d^noncer la präsente 
Convention, la d^nonciation sera notifi^e par 6crit au Gouvernement des Pays-Bas 
qui communiquera imm6diatement copie certifi^e conforme de la notification ä 
toutes les autres Puissances en leur faisant savoir la date k laquelle il Ta re9ue. 
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La d^nonciation ne produira ses effets qu'ä T^gard de la Paissance qui Taiira 
notifi^e et un an aprfes .que la notification en sera parvenue au Gouvernement des 
Pays-Bas. 

Article 13. 

Un registre tenu par le Ministi^re des Affaires Etrangferes des Pays-Bas 
indiquera la date du d^pot de ratifications effectu6 en vertu de Tarticle 9 alin^as 3 
et 4, ainsi que la date ä laquelle auront ^t^ re9ues les notifications d'adh^sion 
(article 10 alin^a 2) ou de d^nonciation (article 12 alin^a 1). 

Cliaque Puissance contractante est admise ä prendre connaissance de ce 
registre et ä en demander des extraits certifi^s conformes. 

En foi de quoi, les Pl^nipotentiaires ont revßtu la pr^ente Convention de 
leurs signatures. 

Fait ä La Haye, le dix-huit octobi-e mil neuf cent sept, en un seul exemplaire 
qui restera d^pos^ dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies, certifi^es conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
qui ont 6t6 convi^es ä la Deuxiöme Conf6rence de la Paix. 
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Beilage 13. 



CONVENTION 



ponr 

Tadaptation ä la guerre maritime des principes de la Con 

vention de Geneve. 



IS 
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SA MAJEST^ L'EMPEREUR D'ALLEMAONE, ROT DE PRÜSSE; LE 
PRESIDENl' DES ilTATS-UNTS D'AMERTQUE; LE PRESIDENT DE LA RE- 
PUBLTQUE ARGENTINE; SA MAJESTE L'EMPEREUR D'ArTRICHE, ROI 
DE BOHEME ETC., ET ROI APOSTOLIQUE DE HONGRIE; SA MAJESTE LE 
ROI DES BELGES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE BOLIVIE; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DES ETATS-UNIS DU BRESIL; SON 
ALTESSE ROY ALE LE PRINCE DE BULGARIE; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DE CHILI; SA MAJESTE L'EMPEREUR DE CHINE; LE PRlilSI- 
DENT DE LA REPUBLIQUE DE COLOMBIE; LE GOUVERNEUR PROVI- 
SOIRE DE LA REPUBLIQUE DE CUBA; SA MAJESTE LE ROI DE DANEMARK: 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DOMINICAINE; LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE DE L'EqUATEUR; SA MAJESTE LE ROI D'ESPAGNE; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANgAISE; SA MAJESTE LE ROI 
DU ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE ET D'IRLANDE ET DES 
TERRTTOIRES BRITANNIQUES AU DELÄ DES MERS, EMPEREUR DES 
INDES; SA MAJESTE LE ROI DES HELLENES; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE de GUATEMALA; LE PRESIDENT DE LA REpUBLIQUE 
D'HAITI; SA MAJESTE LE ROI DTTALIE; SA MAJESTE L'EMPEREUR 
DU JAPON; SON ALTESSE ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
DUC DE NASSAU; LE PRESIDENT DES ETATS-L'NIS MEXICAINS: SON 
ALTESSE ROY ALE LE PRINCE DE MONTENEGRO; LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE DE NICARAGUA; SA MAJESTE LE ROI DE NORVEgE; 
LE PRESIDENI' de LA REpUBLIQUE DE PANAMA; LE PRESIDENT DE 
LA REpUBLIQUE du PARAGUAY; SA MAJESTE LA REINE DES PA YS-B AS; 
LE PRESIDENT DE LA REpUBLIQUE DU PErOU; SA MAJESTE IMPERIALE 
LE SCHAH DE PERSE; SA MAJESTE LE ROI DE PORTUGAL ET DES 
ALGARVES, ETC.; SA MAJESTE LE ROI DE ROUMANIE; SA MAJESTE 
L'ExMPEREUR DE TOUTES LES RUSSIES; LE PRESIDENT DE LA REpU- 
BLIQUE DU SALVADOR; SA MAJESTE LE ROI DE SERBIE; SA MAJESTE 
LE ROI DE SIAM; SA MAJESTE LE ROI DE SUEdE; LE CONSEIL FEdERAL 
SUISSE; SAMAJESl^E L'EMPEREUR DES OTIOMANS; LE PREsn)ENTDE 
LA rEpUBLIQUE ORIENTALE DE L'URUGUAY; LE PRESIDENT DES 
ETATS-UNIS DE VENEZUELA : 
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Lesquels, aprfes avoir d^pos6 leurs pleins pouvoirs, trouv^s en bonne et due 
forme, sont convenus des dispositions suivantes : 



Article premier. 

Les bfitiments-höpitaux militaires, c'est-ä-dire les bätiments construits ou 
am6nag6s par les Etats sp^cialement et uniquement en vue de porter secours 
aux bless6s, malades et naufrag^s, et dont les noms auront 6t6 communiqu^s, k 
rouverture ou au cours des hostilit6s, en tout cas avant toute mise en usage, aux 
Puissances bellig^rantes, sont respect^s et ne peuvent 6tre captur^s pendant la 
dur^e des hostilit^s. 

Ces bätiments ne sont pas non plus assimil^s aux navires de gueiTe au point 
de vue de leur s6jour dans un port neutre. 

Article 2. 

Les bätiments bospitaliers, ^quip^s en totalit6 ou en partie aux frais des 
particuliers ou des soci6t6s de secours officiellement reconnues, sont ^galement 
respect^s et exempts de capture, si la Puissance bellig^rante dont ils d^pendent, 
leur a donn^ une commission officielle et en a notifi6 les noms ä la Puissance 
adverse k l'ouverture ou au cours des bostilit^s. en tout cas avant toute mise en usage. 

Ces navires doivent 6tre porteurs d'un document de Tautorit^ comp^tente 
d^clarant qu'ils ont Hf soumis k son contröle pendant leur armement et k leur 
d6part final. 

Article 3. 

Les bätiments hospitaüers, 6quip6s en totalit^ ou en partie aux frais des 
particuliers ou des soci^t^s officiellement reconnues de pays neutres, sont respect^s 
et exempts de capture, k condition qu'ils se soient mis sous la direction de Tun 
des bellig^rants, avec l'assentiment pr^alable de leur propre Gouvernement et avec 
Tautorisation du bellig^rant lui-m^me et que ce dernier en ait notifi6 le nom k son 
adversaire d^s l'ouverture ou dans le cours des hostilit^s, en tout cas, avant tout 
emploi. 
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Article 4. 

Les bätiments qui sont mentionn^s dans les articles 1, 2 et 3, porteront 
secours et assistance aux bless^s, malades et naufrag^s des bellig^rants sans distinc- 
tion de nationalitö. 

Les Gouvernements s'engagent k nutiliser ces bätiments pour aacnn but 
militaire. 

Ces bätiments ne devront gener en aucune manifere les mouvements des com- 
battants. 

Pendant et aprfes le combat, ils agiront ä lenrs risques et p6rils. 

Les bellig^rants auront sur eux le droit de controle et de visite: ils pourront 
refuser leur conconrs, leur enjoindi-e de s'^loigner, leur imposer mie direction 
d^termin^e et mettre ä bord un commissaire. meme les d6tenir, si la gravit^ des 
circonstances l'exigeait. 

Autant que possible. les bellig^rants inscriront sur le Journal de bord des bäti- 
ments hospitaliers les ordres qu'ils leur donneront 

Article 5. 

Les bätiments-hopitaux militaires seront distingu^s par une peinture-ext^riem'e 
blanche avec une bände horizontale verte d'un m^tre et demi de largeur environ. 

Les bätiments qui sont mentionn^s dans les articles 2 et 3, seront distingu^s 
par une peinture ext^rieure blanche avec une bände horizontale rouge d'un mfetre 
et demi de largeur environ. 

Les embarcations des bätiments qui viennent d'ßtre mentionn^s, comme leä 
petits bätiments qui pom'ront 6ti-e aflfect6s au service hospitalier, se distingueront 
par ime peinture analogue. 

Tous les bätiments hospitaliers se feront reconnattre en hissant, avec leur 
pavillon national, le pavillon blanc ä croix-rouge pr6vu par la Convention de 
Genfeve et, en outre, s'ils ressortissent ä un Etat neutre, en arborant au grand mät 
le pavillon national du bellig^rant sous la direction duquel ils se sont plac^s. 

Les bätiments hospitaliers qui, dans les termes de Farticle 4, sont d^tenus par 
Tennemi, auront k rentrer le pavillon national du beUig^rant dont ils relfevent 

Les bätiments et embarcations ci-dessus mentionn^s, qui veulent s^assurer la 
niiit le respect auquel ils ont droit, ont, avec Tassentiment du beUig^rant qu'ils 
accompagnent, ä prendre les mesures n^cessaires pour que la peinture qui les 
caract<^rise soit suffisamment apparente. 

Article 6. 

Les signes distinctifs pr^vus i\ aiticle 5 ne pourront ^tre employ^s, soit en 
tenips de pnix, soit en temps de guerre. que pour prot^ger ou d^signer les bäti- 
ments (|ui y sont mentionnt^s. 
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Article 7. 

Dans le cas d'un combat ä bord d'un vaisseau de guerre, les infirmeries seront 
respect^es et m^nag^es autant que faire se pourra, 

Ces infirmeries et leur mat6riel demeurent soumis aux lois de la guerre, mais 
ne pourront etre d^toum^s de leur emploi, tant qu'ils seront n^cessaires aux bless^s 
et malades. 

Toutefois le commandant, qui les a en son pouvoir, a la facult^ d'en disposer, 
en cas de n6cessit6 militaire impoi-tante, en assuraut au pr^alable le sort des 
bless^s et malades qui s'y trouvent 

Article 8. 

La protection due aux bätiments hospitaliers et aux infirmeries des vaisseaux 
cesse si Von en use pour commettre des actes nuisibles ä Tennemi. 

N'est pas consid^T^ comme 6tant de nature ä justifier le retrait de la protection 
le fait que le personnel de ces bätiments et infirmeries est arm^ pour le maintien 
de Vordre et pour la defense des bless(5s ou malades, ainsi que le fait de la pr6sence 
ä bord d'une installation radio-t6l6grapliique. 

Article 9. 

Les bellig^rants pouiTont faire appel au zfele charitable des commandants de 
bätiments de commerce, yachts ou embai-cations neutres, pour prendre k bord et 
soigner des bless^s ou des malades. 

Les bätiments qui auront r6pondu ä cet appel ainsi que ceux qui spontan^ment 
auront recueilli des bless6s, des malades ou des naufrag^s, jouiront d'une protection 
speciale et de certaines immunit^s. En aucun cas, ils ne pourront 6tre captur^s pour 
le fait d'un tel transport; mais, sauf les promesses qui leur auraient 6t6 faites, ils 
restent expos^s k la capture pour les violations de neutralit^ qu'ils pourraient avoir 
commises. 

Article 10. 

Le personnel religieux, m^dical et hospitalier de tout bätiment captur^ est 
inviolable et ne peut ^tre fait prisonnier de guerre. II empörte, en quittant le 
navire, les objets et les instruments de Chirurgie qui sont sa propri^t6 particulifere. 

Ce personnel continuera k remplir ses fonctions tant que cela sera n^cessaire 
et il pourra ensuite se retirer, lorsque le commandant en chef le jugera possible. 

Les bellig^rants doivent assurer k ce personnel tombö entre leurs mains, les 
mßmes allocations et la meme solde (ju'au personnel des memes grades de leur 
propre marine. 
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Article 11. 

Lies marms et les militaires embarqu^s, et les autres personnes officiellement 
attach^es aux marines ou aux arm^es, bless6s ou malades, h quelque nation qu'ilfi 
appartiemieiit, seront respect^s et soign^s par les capteurs. 

Article 12. 

Tout vaisseau de guerre d'mie partie bellig^rante peut r^clamer la remise des 
bless^s, malades ou naufrag^s, qui sont k bord de bätiments-höpitaux militaires, de 
bätiments hospitaliers de soci6t6 de secours ou de particuliers, de navires de com- 
merce, yacbts et embarcations, quelle que soit la nationalit^ de ces bätiments. 

Article 13. 

Si des bless^s, malades ou naufrag6s sont recueillis h bord d'un vaisseau de 
guen-e neutre, il devra ßtre pourvu, dans la mesure du possible, h ce qu'üs ne 
puissent pas de nouveau prendre part aux Operations de la guerre. 

Article 14. 

Sont prisonniers de guerre les naufrag^s, bless6s ou malades, d'un bellig^rant 
qui tombent au pouvoir de Tautre. II appartient k celui-ci de d6cider, suivant les 
circonstances, s'il convient de les garder, de les diriger sur un port de sa nation, 
sur un port neutre ou mßme sur un port de Tadversaire. Dans ce demier cas, les 
prisonniers ainsi rendus k leur pays ne pourront servir pendant la dur^e de la guerre. 

Article 15. 

Les naufrag^s, bless^s ou malades, qui sont d^barqu^s dans un port neutre, 
(]\i consentemtmt de l'autorit^ locale, devront, ä moins d'un aiTangement contraire 
de, TEtat neutre avec les Etats belligdrants, Stre gard^s par l'Etat neutre de 
maniftre qu'ils ne [)ui8sent pas de nouveau prendre part aux Operations de la guerre. 

Les frais d'hospitalisation et d'internement seront Supportes pai- l'Etat dont 
relhvitnt le« naufrages, bless6s ou malades. 

Article 16. 

Apn''H cJiaque combat, les deux Parties bellig^rantes, en tant que les int6r6ts 
riiilit/'iircH le coinportc^nt, prendront des mesures pour rechercher les naufrag6s, les 
f;N?HM/*M vi Ich maliulru et pour les faire prot^ger, ainsi (|ue les morts, contre le 
pill;ij/<'> et 1<*8 mauvais traitements. 

lOlloH vrilleront ä c« r|U<» rinhumation, Fimmersion ou Tincinc^ration des morts 
Hoir iii'^'v/uW'Q d'un (rxamon attentif de leurs cadavres. 
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Article 17. 

Chaque bellig^rant enverra, dös qu'il sera possible, aux autorit^s de leur pays, 
de leur marine ou de leur ann6e, les marques ou piöces militaires d'identit6 trou- 
Y6es sur les morts et Tötat nomioatif des bless6s ou malades recueillis par lui. 

Les bellig^rants se tiendront r^ciproquement au courant des internements et 
des mutations, ainsi que des entr^es dans les höpitaux et des d6chs survenus parmi 
les bless^s et malades en leur pouvoir. Ils recueilleront tous les objets dun usage 
personnel, valeurs, lettres, etc. qui seront trouv6s dans les vaisseaux captur^s, ou 
d^laiss6s par les bless^s ou malades d^c^d^s dans les höpitaux, pour les faire trans- 
mettre aux int^ress^s par les autorit6s de leur pays. 

Article 18. 

Les dispositions de la präsente Convention ne sont applicables qu'entre les 
Puissances contractantes et seulement si les bellig^rants sont tous parties h la 
Convention. 

Article 19. 

Les commandants en cbef des flottes des bellig^rants auront ä poui-voir aux 
d^tails d'ex6cution des aiticles pr6c6dents, ainsi qu'aux cas non pr6vus, d'aprös 
les instructions de leurs Gouvernements respectifs et conf orm^ment aux principes 
g6n6raux de la präsente Convention. 

Article 20. 

Les Puissances signataires prendront les mesures n^cessaires pour instruire 
leurs marines, et sp6cialement le personnel prot6g6, des dispositions de la präsente 
Convention et pour les porter ä la connaissance des populations. 

Article 21. 

Les Puissances signataires s'engagent 6galement k prendre ou k proposer k 
leurs l6gislatures, en cas d'insuffisance de leurs lois pönales, les mesures n6ces- 
saires pour r^primer en temps de guerre, les actes individuels de pillage et de 
mauvais traitements envers des bless6s et malades des marines, ainsi que pour 
punir, comme Usurpation d'insignes militaires, Tusage abusif des signes distinctifs 
d6sign6s ä Tarticle 5 par des bätiments non prot^g^s par la präsente Convention. 

Ils se communiqueront, par Tinte rm^diaire du Gouvernement des Pays-Bas, 
les dispositions relatives ä cette r^pression, au plus tard dans les cinq ans de la 
ratification de la präsente Convention. 

Article 22. 

En cas d'op^rations de guerre entre les forces de terre et de mer des 
bellig^rants, les dispositions de la präsente Convention ne seront applicables 
qu'aux forces embarqu6es. 
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Article 27. 

S'il arrivait qu'ane des Puissances contractantes voulüt d^noncer la präsente 
Convention, la d^nonciation sera notifi^e par ^crit au Gouvernement des Pays-ßas, 
qui communiquera imm^diatement copie certifi^e conforme de la notification k 
toutes les autres Puissances en leur faisant savoir la date k laquelle il l'a re(;*ue. 

La d^nonciation ne produira ses effets qu'ä T^gard de la Puissance qui Taura 
notifi^e et un an aprfes que la notification en sera parvenue au Gouvernement des 
Pays-Bas. 

Article 28. 

ün registre tenu par le Ministfere des AflFaires Etrang^res des Pays-Bas indi- 
quera la date du d^pöt des ratifications effectu6 en vertu de l'article 23 alin^as 3 
et 4, ainsi que la date k laquelle auront 6t6 re9ues les notifications d'adh^sion 
(article 24 alin^a 2) ou de d^nonciation (article 27 alin^a 1). 

Chaque Puissance contractante est admise k prendre connaissance de ce registre 
et ä en demander des extraits certifi6s conformes. 

En foi de quoi, les Pl6nipotentiaires ont revStu la präsente Convention de 
leurs signatures. 

Fait k La Haye, le dix-huit octobre mil neuf Cent sept, en un seul exemplaire 
qui restera d6pos6 dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies, ceiiifi^es conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
qui ont 6t6 convi^es k la Deuxifeme Conference de la Paix. 
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Article 27. 

S'il amvait qu'ane des Puissances contractantes voulüt d^noncer la präsente 
Convention, la d^nonciation sera notifi^e par ^crit au Gouvernement des Pays-ßas, 
qui communiquera imm^diatement copie certifi^e conforme de la notification ä 
toutes les autres Puissances en leur faisant savoir la date ä laquelle il l'a re^ue. 

La d^nonciation ne produira ses effets qu ä T^gard de la Puissance qui Taura 
notifi^e et un an aprös que la notification en sera parvenue au Gouvernement des 
Pays-Bas. 

Article 28. 

Un registre tenu par le Ministfere des AflFaires Etrangferes des Pays-Bas indi- 
quera la date du d^pot des ratifications efFectu6 en vertu de Tarticle 23 alin^as 3 
et 4, ainsi que la date k laquelle auront 6t6 re^ues les notifications d'adh^sion 
(article 24 alin^a 2) ou de d^nonciation (article 27 alin^a 1). 

Chaque Puissance contractante est admise k prendre connaissance de ce registre 
et ä en demander des extraits certifi^s conformes. 

En foi de quoi, les Pl^nipotentiaires ont revßtu la präsente Convention de 
leurs signatures. 

Fait k La Haye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplaire 
qui rester a d6pos6 dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies, ceiiifi^es conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
qui ont 6t6 convi^es k la Deuxifeme Conference de la Paix. 
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Beilage 14. 



CONVENTION 



relative i^ 



certaines restrictions ä l'exercice du droit de capture dans 

la guerre maritime. 
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Reconnaissant la n^cessit^ de mieux assurer (|ue par le pass6 rapplication 
6quitable du droit aux relations maritimes internationales en temps de guerre; 

Estimant que, pour y parvenir, il convient, en abandonnant ou en conciliant 
le cas 6ch6ant dans un int^ret commun certaines pratiques divergentes anciennes, 
d'entreprendre de codifier dans des rfegles communes les garanties dues au commerce 
pacifique et au travail inoffeusif, ainsi que la conduite des liostilit^s sur mer; qu'il 
Importe de fixer dans des engagements mutuels Berits les principes demeur^s 
jusqu'ici dans le domaine incertain de la controverse ou laiss6s ä Tarbitraire des 
Gouvernements ; 

Que, dhs ä präsent, un certain nombre de r^gles peuvent 6tre pos^es, saus 
qu'il soit port6 atteinte au droit actuellment en vigueur concernant les mati^res 
qui ny sont pas pr6vues; 

Ont nomm6 pour Leurs Pl^nipotentiaires, savoir: 



{Designation des Plenipotentiaires.) 
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Lesquels, apr^s avoir depos6 lours pleins pouvoirs ti*ouv6s en bonne et due 
forme, sont coiivenus des dispositions suivantes: 



CHAPITKE I. 

De la Correspondance j^osfale. 

Article premier. 

La correspondance postale des neutres ou des belligi^rants, (juel que soit son 
caract^re officiel ou privö, trouvöe en mer sur un navire neutre ou ennemi, est 
inviolable. S'il y a saisie du navire, eile est exp6di6e avec le moins de retard 
possible par le capteur. 

Les dispositions de Talin^a pr<5cedent ne s'appliquent pas, en cas de violation 
de blocus, ä la correspondance qui est ä destination ou en provenance du port 
bloqu6. 

Article 2. 

L'inviolabilit6 de la correspondance postale ne soustrait pas les paquebots- 
poste neutres aux lois et coutumes de la guerre sur mer concernant les navires de 
commerce neutres en g^n^ral. Toutefois, la visite n'en doit etre effectu6e qu'en 
cas de n6ccssit6, avec tous les m^nagements et toute la c6l6rit6 possibles. 



CHAPITRE II. 

De Vexemption de capture pour certains bateaux. 

Article 3. 

Les bateaux exclusivement affect^s ä la pßche cotiftre ou ä des Services de 
petite navigation locale sont exempts de capture, ainsi que leurs engins, agrfes, 
apparaux et chargement. 

Cette exemption C(*sse de leur etre applicable dös qu'ils participent dune 
fa9on quelconque aux hostilit^s. 

13 
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Article 13. 

S'il axrivait qu'une des Puissances contractantes voulüt d^nonccr la präsente 
Convention, la d^nonciation sera notifi^e par 6crit au Gouvernement des Pays-Bas 
qui communiquera imm^diatement copie certifi^e conforme de la notification ä 
toutes les autres Puissances en leur faisant savoir la date k laquelle il Va re^ue. 

La d^nonciation ne produira ses effets qu ä Tögard de la Puissance qui Taura 
notifi^e et un an aprös que la notification en sera parvenue au Gouvernement des 
Pays-Bas. 

Article 14. 

Un registre tenu par le Ministöre des AflFaires Etrangöres des Pays-Bas 
indiquera la date du d6p6t des ratifications eflfectuö en vertu de Tarticle 10 alinöas 
3 et 4, ainsi que la date ä laquelle auront 6t6 re^ues les notifications d'adh6sion 
(article 11 alinöa 2) ou de dönonciation (article 13 alin^a 1). 

Chaque Puissance contractante est admise k prendre connaissance de ce 
registre et ä en demander des extraits certifi^s conformes. 

En foi de quoi, les Plönipotentiaires ont revetu la präsente Convention de 
leurs signatures. 

Fait ä La Haye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplaire 
qui restera d6pos6 dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies, ceitifi^es conformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
qui ont 6t6 convi^es ä la Deuxifeme Conference de la Paix. 
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SA MAJESTE L'EMPEREUR D'ALLEMAGNE, ROI DE PRUSSE; LE 
PRESIDENT DES ETATS-UNIS DAM^QÜE; LE PRESIDENT DE LA 
R^PUBLIQUE ARGENTINE; SA MAJESTE L'EMPEREUR D'AL^miCHE, 
ROI DE BOHKME ETC., ET ROT APOST< »LIQUE DE HONGRIE; SA 
MAJESTlfi LE ROI DES HELGES: LE PRESIDENT DE LA REPÜBLTQUE 
DE BOLIVIE; LE PRESIDENT DE LA R^PUBLIQUE DES ETATS-UNIS 
DU BRESIL; SON ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE BULGARIE; LE 
PRESIDENT DE LA REPLTBLIQUE DE CHILI; SA MAJESTlß L'EM- 
PEREUR DE CHINE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE CO- 
LOMBIE; LE GOUVERNEUR PROVISOIRE DE LA REPUBLIQUE DE 
CUBA; SA MAJESTE LE ROI DE DANEMARK; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DOMINICAINE; LE PR:ESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
DE L'EQUATEUR; SA MAJESTE LE ROI D'ESPAGNE; LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE FRANgAISE; SA MAJESlTi; LE ROI DU 
ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE ET D'IRLANDE ET DES 
TERRn'OIRES BRIIANNIQUES AU DELÄ DES MERS, EMPEREUR DES 
INDES; SA MAJESTE LE ROI DES HELL^NES; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DE GUATl&MALA; LE PRESIDENT DE LA RKPUBLIQUE 
D'HAITI; SA MAJESTE LE ROI D'H^ALIE; SA MAJESTE L'EMPEREUR 
DU JAPON; SON ALTESSE ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
DUC DE NASSAU; LE PRESIDENT DES ETATS-UNIS MEXICAINS; SON 
ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE MONT!ENEGRO; LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE DE NICARAGUA; SA MAJESTE LE ROI DE NORVEgE; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE PANAMA; LE PRESIDENT DE 
LA rEpUBLIQUE du PARAGUAY; SA MAJESTE LA REINE DES PAYS- 
BAS; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU PEROU; SA MAJESTE 
IMPERIALE LE SCHAH DE PERSE; SA MAJESTE LE ROI DE POR- 
TUGAL ET DES ALGARVES. ETC.; SA MAJESTE LE ROl DE ROUMANIE; 
SA MAJESTE L'EMPEREUR DE TOITES LES RUSSIES; LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE DU SALVADOR; SA MAJESTE LE ROI DE SER- 
BIE; SA MAJESTE LE ROI DE SLAM; SA MAJESTE LE ROI DE SUEDE; 
LE CONSEIL FEDERAL SUISSE; SA MAJESTE L'EMPEREUR DES 
OTTOMANS; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE ORIENTALE DE 
L'URÜGUAY; LE PRESIDENT DES EtATS-UNIS DE VENEZUELA: 
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Article 13. 

S'il axrivait qu'uno des Puissances contractantes voulüt dönoncer la präsente 
Convention, la d^nonciation sera notifiöe par öcrit au Gouvernement des Pays-Bas 
qui communiquera imm^diatement copie certifi^e conforme de la notification ä 
toutes les autres Puissances en leur faisant savoii- la data k laquelle il Fa re^ue. 

La d^nonciation ne produira ses effets qu'ä T^gard de la Puissance qui Taura 
notifi^e et un an aprös que la notification en sera parvenue au Gouvernement des 
Pays-Bas. 

Article 14. 

Un registre tenu par le Ministöre des AflFaires Etrangöres des Pays-Bas 
indiquera la date du döpot des ratifications efFectu^ en vertu de l'article 10 alin^as 
3 et 4, ainsi que la date k laquelle auront 6t^ re9ues les notifications d'adli6sion 
(article 11 alinöa 2) ou de d^nonciation (article 13 alin^a 1). 

CJiaque Puissance contractante est admise k prendre connaissance de ce 
registre (5t k en demander des extraits certifi^s eonformes. 

En foi de quoi, les Plönipotentiaires ont revetu la präsente Convention de 
leurs signatures. 

Fait k La Haye, lo dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplaire 
(|ui restora d(^j)()s6 dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
eopicjH, c(M-tifi(^.os eonformes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
(pji ont 6x6. convi^es k la Deuxiöme Conference de la Paix. 
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SA MAJESTE L'EMPEREÜR D'ALLEMAGNE, ROI DE PRUSSE; LE 
PRESIDENT DES ETATS-UNIS D'AMERIQUE; LE PRl^SIDENT DE LAREPU- 
BLIQUE ARGENTINE; SA MAJEST^ L'EMPEREÜR D'AÜITIICHE, ROI DE 
BOHEME ETC., ET ROI AP08T0LIQUE DE HONGRTE ; SA MAJESTE LE 
KOI DES BELGES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQÜEDE BOLIVIE; LE 
PRlßSIDENT DE LA REPUBLIQUE DES ETATS-UNIS DU BRESIL; SON 
ALTESSE ROY ALE LE PRINCE DE BüLGARIE; LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DE CHILI; SA MAJESTE L'EMPEREÜR DE CHINE; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE COLOMBIE; LE GOUVERNEUR 
PROVISOIRE DE LA REPUBLIQUE DE CUBA; SA MAJESTE LE ROI DE 
DANE MARK; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DOMINICAINE; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE L'EQUATEUR; SA MAJESTE LE ROI 
D'ESPAGNE; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANpAISE ; SA MA- 
JESTE LE ROI DU ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE ET D'IRLANDE 
ET DES TERRITOIRES BRITANNIQUES AU DELÄ DES MERS, EMPEREUR 
DES INDES; SAMAJESTI^ LE ROI DESIIELLfeNES;LE PRESIDENT DE LA 
REPUBLIQUE DE GUATEMALA; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
D'HAÜn; SA MAJESTE LE ROI D'ITALIE; SA MAJESTE L'EMPEREÜR DU 
JAPON; SON ALTESSE ROYALE LE GRAND-DUC DE LUXEMBOURG, 
DHC DE NASSAU; LE PR^SmENT DES ETATS-UNIS MEXICAINS; SON 
ALTESSE ROY ALE LE PRINCE DE MONTENEGRO; LE PRESIDENT DE 
LA REpUBLIQUE de NICARAGUA; SA MAJESTE LE ROI DE NORVEGE; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE PANAMA; LE PRESIDENT DE 
LA REpUBLIQÜE du PARAGUAY; SA MAJESTE LA REINE DES PAYS- 
BAS; LE PRESIDENT DE LA rEpUBLIQUE DU pEROU; SA MAJESTE 
IMPERIALE LE SCHAH DE PERSE; SA MAJESTE LE ROI DE PORTUGAL 
ET DES ALGARVES, ETC.; SA MAJESTE LE ROI DE ROUMANIE; SA 
MAJESTE L'EMPEREÜR DE TOUTES LES RUSSIES; LE PRESIDENT DE 
LA REPUBLIQUE DU SALVADOR; SA MAJESTE LE ROI DE SERBIE; SA 
MAJESTE LE ROI DE SIAM; SA MAJESTELEROIDESüEDE; LECONSEIL 
fEdERAL SUTSSE; SA MAJESTE L'EMPEREÜR DES 01T0MANS; LE 
PRESIDENT DE LA REpUBLIQUE 0R]E:NTALE DE L'TIRUGUAY; LE 
PRESIDENT DES EtATS-UNIS DE VENEZUELA: 
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Animos du d^sir de regier d'une maiiifere ^quitable les dilF^rends qui s'^lfevent, 
parfois, en ( as de guerre maritime, k propos des d^cisions des tribunaux de prises 
nationaux ; 

Estimant que, si ces tribunaux doivent continuer a statuer suivant les formes 
prescrites par leur 16gislation, il importe que, dans des cas d6t6rmin6s, un recours 
puisse etre form6 sous des couditions qui concilient, dans la mesure du possible, 
les int6 ets publics et les int^rßts priv^s engag^s dans toute afFaire de prises; 

Consid6rant, d'autre part, que Finstitution d une Cour internationale, dont la 
compötence et la proc^dure seraient soigneusement r6gl6es, a paru le meilleur 
moyen d'atteindre ce but; 

Persuad^s. enfin, que de cettc fa^on les cons<5quences rigoureuses d'une 
gueire maritime j)ourront etre attc'^nu^es; que notamment les bons rapports entre 
les bellig6rants et les neutres auront plus de chance d'etre maintenus et qu'ainsi 
la consei-vation de la paix sera mieux assur6e; 

Di^sirant conclure une Convention k cet effet, ont nomm^. pour Leurs j>l(^ni- 
potentiaires, savoir: 



(Designation des PUnipotentiaires ,) 
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Lesquels, aprfes avoir d6pos6 leurs pleins pouvoirs, trouv^.s en bonne et due 
fonne, sont convenus des dispositions suivantes: 



TITRE I. 

Dispositions gcnerales. 

Articie premier. 

La validit6 de la capture d'un navire de commerce ou de sa cargaison est, 
s'il s'agit de propri^tes neutres ou eimemies, ^tablie devant une juridiction des 
prises confonn^ment a la präsente Convention. 

Articie 2. 

La juridiction des prises est exercee d'abord par les tribunaux de prises du 
bellig^rant capteur. 

Les d(^cisions de ces tribunaux sont prononc^es en s(?ance publique ou 
notifi^es d'office aux parties neutres ou ennemies. 

Articie 3. 

Les d^cisions des tribunaux de prises nationaux peuvent etre Tobjet d'un 
recours devant la Cour internationale des prises: 

V lorsque la döcision des tribunaux nationaux concerne les propri(?t(?s d'une 
Puissance ou d'un particulier neutivs; 

2° lorsque ladite d6cision concerne des propri6t6s ennemies et qu'il s'agit: 

a) de marchandises charg^es sur un navire neutre, 

ö) d'un navire ennemi, qiii aurait 6t6 capturö dans les eaux territoriales 
d'une Puissance neutre, dans le cas oü cette Puissance n'aurait pas fait 
de cette capture Tobjet d'une röclamation diplomatique, 
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c) d'une röclamation fond(^.e sur rall^gation que la capture anrait 6t6 
eflfectu^e en violation, seit d'une disposition conventionnelle en vigueur 
entre les Puissances bellig^rantes, soit d'une disposition legale 6dict6e 
par ie bellig6rant capteur. 

Le recours contre la d^cision des tribunaux natioiiaux peut 6tre fond6 sur ce 
que cette döcision ne serait pas justifi^e, soit en fait, soit en droit. 

Article 4. 
Le recours peut etre exerc6: 

1® par une Puissance neutre, si la d6cision des tribunaux nationaux a port6 
atteinte ä ses propri6t6s ou ä Celles de ses ressortissants (ai-ticle 3 — 1**) 
ou s'il est all6gu6 que la capture d'un navire ennemi a eu lieu dans les 
eaux territoriales de cette Puissance (article 3 — ^^h)\ 

2^ par un particulier neutre, si la d6cision des tribunaux nationaux a portö 
atteinte ä ses propri6t6s (article 3 — 1^), sous r^serve toutefois du droit 
de la Puissance dont il relfeve, de lui interdire Taccfes de la Cour ou d'y 
agir elle-meme en ses lieu et place; 

3'* par un particulier relevant de la Puissance ennemie, si la d^cision des 
tribunaux nationaux a port6 atteinte ä ses propri6t<5s dans les conditions 
vis^es ä Tarticle 3 — 2®, ?t Texception du cas prövu par Talin^a h. 

A rticle 5. 

Le recours peut aussi etre exerc(5, dans les mßmes conditions qu'ä Tarticle 
pr6c6dent, par les ayants-droit, neutres ou ennemis, du particulier auquel le recoui-s 
est afccord6, et qui sont intei-venus devant la juridiction nationale. Ces ayants-droit 
peuvent exercer individuellement le recours dans la mesure de leur int^rßt. 

II en est de meme des ayants-droit, neutres ou ennemis, de la Puissance 
neutre dont la propri(5t6 est en cause. 

Article 6. 

Lorsque, conform^.ment t\ Tarticle 3 ci-dessus, la Cour internationale est 
comp^.tente, le droit de juridiction des tribunaux nationaux ne peut etre exercö 
h, plus de deux degr6s. II apparticnt Jl la l^.gislation du bellig^rant capteur de 
d^cider si le recours est ouvert aprös la döcision rendue en premier ressoit ou 
seulemcnt aprös la d6cision rendue en appel ou en Cassation. 

Faute par les tribunaux nationaux d'avoir rendu une d^cision definitive dans 
les deux ans a eompter du jour rle la capture, la Cour peut ßtre saisie directement. 
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Article 7, 

Si la question de droit k r^soudre est pr^vue par une Convention en vigueur 
entre le bellig^rant capteur et la Puissance qui est elle-mßme partie au litige ou 
dont le ressortissant est partie au litige, la Cour se conforme aux stipulations de 
ladite Convention. 

A d6faut de telles stipulations, la Cour applique les rögles du droit inter- 
national. Si des r^gles gön^ralement reconnues n'existent pas, la Cour statue 
d'aprfes les principes g^n6raux de la justice et de T^quitö. 

Les dispositions ci-dessus sont 6galement applicables en ce qui conceme Tordre 
des preuves ainsi que les moyens qui peuvent 6tre employ^s. 

Si, confonii6ment k Tarticle 3 — 2^ c, le recours est fond6 sur la violation 
d'une disposition lögale ^dict^e par le bellig^rant capteur, la Cour applique cette 
dispositiou. 

La Cour peut ne pas tenir compte des d6cli6ances de proc^dure 6dict6es par 
la l^gislation du bellig^rant capteur, dans les cas oü eile estime que les con- 
s6quences en sont contraires ä la justice et ä l'^quit^. 

Article 8. 

Si la Cour prononce la validit6 de la capture du navire ou de la cargaison, 
il en sera disposö conformöment aux lois du bellig6rant capteui*. 

Si la nullit6 de la capture est prononc6e, la Cour ordonne la restitution du 
navire ou de la cargaison et fixe, s'il y a lieu, le montant des dommages-int^r^ts. 
Si le navire ou la cargaison ont 6t6 vendus ou dötruits, la Cour d^terjmine 
rindemnit6 ä accorder de ce chef au propri^taire. 

Si la nullit^ de la capture avait 6t6 prononc6e par la juridiction nationale, 
la Cour n'est appel^e k statuer que sur les dommages et int^rets. 

Article 9. 

Les Puissances contractantes s'engagent k se soumettre de bonne foi aux 
d6cisions de la Cour internationale des prises et k les ex^cuter dans le plus bref 
d6lai possible. 



TITßE II. 
Organisation de la Cour internationale des prises. 

Article 10. 

La Cour internationale des prises se compose de juges et de juges suppl^ants 
nommes par les Puissances contractantes et qui tous devront Olre des jurisconsultes 
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d'une compötence reconnue dans les questions de droit international maritime et 
jouissant de la plus haute considöration morale. 

La nominati(m des ces juges et juges suppl^ants sera faite dans les six mois 
qui suivront la ratification de la präsente Convention. 

Article 11. 

Les juges et juges suppl^ants sont nomm6s pour une p^riode de six ans, ä 
compter de la dato oü la notification de leur nomination aura 6t6 re(}ne pai* le 
Conseil administratif institu^ par la Convention pour le r^glement pacifique des 
conflits internationaux du 29 juillet 1899. Leur mandat peut ßtre renouvel^. 

En cas de d6c6s ou de d^mission d un juge ou d'un juge supplöant, il est 
pourvu h son remplacement selon le mode üx6 pour sa nomination. Dans ce cas, 
la nomination est faite pour une nouvelle pöriode de six ans. 

Article 12. 

Les juges de la Cour internationale des prises sont (5gaux entre eux et 
prennent rang d'apres la date oü la notification de leur nomination aura 6t6 r69ue 
(article 11 alin^a 1), et, s'ils siegent ä tour de role (aiticle 15 alin^a 2), d'apr^s 
la date de leur entr^e en fonctions. La pr6s6ance appartient au plus äg6, au cas 
oü la date est la meme. 

Les juges suppl^ants sont, dans Texercice de leurs fonctions, assimil^s aux 
juges titulaires. Toutefois ils prennent rang aprfes ceux-ci. 

Article 13. 

Les juges jouissent des privilöges et immunit^s diplomatiques dans Texercice de 
leurs fonctions et en dehors de leur pays. 

Avant de prendre possession de leur siöge, les juges doivent, devant le Conseil 
administratif, preter serment ou faire une affirmation solennelle d'exercer leui's 
fonctions avec impartialitö et en toute conscience. 

Article 14. 

La Cour fonctionne au nombre de quinze juges; neuf juges constituent le 
quorum n^*cessaire. 

Le juge absent ou empecli6 est remplacö par le suppleant. 

Article 15. 

Les juges nomm(^s par les Puissancos contractantes dont les noms suivent: 
TAUemagne, les Etats-Unis d'Am^rique, rAutiiclie-Hongrie, la Fj'ance, la Grande- 
Bretagne, VItalie, le Japon et la Russie sont toujours appelds ä si6ger. 
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Les juges et les jugessupplöants nomm^s par les autres Puissanccs coutractantes 
sifegent k tour de role d'aprfes le tableau annex^ ä la prc^sente Convention; leurs 
fonctions peuvent 6tre exerc^es successivemcnt par la meme personne. Le meme 
juge peut 6tre nomm6 par plusieurs desdites Puissanccs. 

Article 16. 

Si une Puissance bellig^rante n'a pas, d'aprös le tour de i'ole, un juge si^geant 
dans la Cour, eile peut demander que le juge nommö par eile prennc pai1; au 
jugement de toutes les affaires provenant de la guerre. Dans ce cas, le soit döter- 
mine lequel des juges siögeant en vertu du tour de role doit s'abstenir. Cette* 
exclusion ne saurait s'appliquer au juge nommö par l'autre belligörant. 

Article 17. 

Ne peut si6ger le juge qui, k un titre quelconque, aura concouru k la 
döcision des tribunaux nationaux ou aura figur6 dans l'instance comme conseil 
ou avocat d'une partie. 

Aucun juge, titulaire ou supplöant, ne peut intervenir comme agent ou comme 
avocat devant la Cour internationale des prises ni y agir pour une partie en 
quelque qualitö que ce soit, pendant toute la duri^e de ses fonctions. 

Article 18. 

Le belligörant capteur a le droit de dösigner un officier de marine d'un grade 
6lev6 qui sifegera en qualit6 d'assesseur avec voix consultative. La meme facultö 
appaiiient k la Puissance neiitre, qui est elle-meme partie au litige, ou k la Puis- 
sance dont le ressortissant est partie au litige; s'il y a, par application de cette 
derniöre disposition, plusieurs Puissanccs intöress^es, elles doivent se concerter, 
au besoin par le sort, sur Tofficier ä d^signer. 

Article 19. 

La Cour 61it son President et son Vice-Pr6sident k la majoritö absolue des 
suffrages exprimös. Aprös deux tours de scratin, T^lection se fait k la majoritö 
relative et, en cas de partage des voix, le sort döcide. 

Article 20. 

Les juges de la Cour internationale des prises touehent une indemnit^ de 
voyage fix^e d'apres les röglements de leur ])ays et re^oivent, en outre, pendant 
la Session ou pendant Texercice de fonctions conf(^r^es par la Cour, une somme 
de Cent flonns neerlandais par jour. 



206 



Ces allocations, comprises dans les frais gönöraux de la Cour prövus par 
Tarticle 47, sont versöes par rentremise du Bureau international institu6 par la 
Convention du 29 juillet 1899. 

Les juges ne peuvent recevoir de leur propre Gouvernement ou de celui 
d'uue autre Puissance aucune r^munöration comme membres de la Cour. 



Article 21. 

La Cour internationale des prises a son siöge ä La Haye et ne peut, sauf le 
cas de force majeure, le transpoi-ter ailleurs quavec Fassen timent des parties 
belligerantes. 

Article 22. 

Le Conseil administratif, dans leijuel ne figurent qua les reprösentants des 
Puissances contractantes, remplit, k T^^gard de la Cour internationale des prises, 
les fonctions qu'il remplit ä F^gard de la Cour pemianente d'arbitrage. 

Article 23. 

Le Bui-eau international seit de greffe k la Cour internationale des prises 
et doit mettre ses locaux et son Organisation k la disposition de la Cour. II a la 
garde des archives et la gestion des affaires administratives. 

Le secr^taire g^n^ral du Bureau international remplit les fonctions de greffier. 

Les secr^taires adjoints au greffier, les traducteurs et les st^nographes n6ces- 
saires sont d^sign^s et asserment^s par la Cour. 

Article 24. 

La Cour d^cide du ehoix de la langue dont eile fera usage et des langues 
dont Femploi sera autoris^ devant eile. 

Daus tous les cas, la langue officielle des tribunaux nationaux, qui ont connu 
de Faffaire, peut etre employ^e devant la Cour. 

Article 25. 

Les Puissances int^ressees ont le droit de nommer des agents sp<5ciaux ayant 
mission de sen-ir d'interm^diaires entre EUes et la Cour. Elles sont, en outre. 
autorisees a eharger des conseils ou avocats de la defense de leurs droits et int^rets. 

Article 26. 

Le paitieulier intoresse sera i^presente devant la Cour par un maudataire qui 
doit etre soit un avocat autorise ä plaider devant une Cour d'appel ou une Cour 
supreme de Fun des Pays eonti'aetants, soit un avou^ exei\*ant sa profession aupr^s 
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dune teile (Jour, soit enfin un professeui* de droit k une ccole d'enseignement 
superieur d'un de ces pays. 

Article 27. 

Pour toutes les notiücatioiis ä faire, notamment aux parties, aux tömoins et 
aux experts, la Cour peut s'adresser directement au Gouvcinement de la Puissaiice 
sur le ten-itoire de laquelle la notification doit etre efFectu6e. II en est de meme 
s'il s'agit de faire proc^der ä r^tablissement de tout moyen de preuve. 

Les requctes adressöes ä cet effet seront ex(?cut6es suivant les moyens dont 
la Puissance requise dispose d'apr^s sa 1^'gislation intdrieure. Elles ne peuvent 
eti'e refus6es que si cette Puissance les juge de nature ä porter atteinte ä sa 
80uverainet6 ou ä sa secuntö. S'il est donn6 suite ä la requete, les frais ne 
comprennent que les döpenses d'exöcution rc^ellement effectuöes. 

La Cour a ögalement la facult6 de recourir ä rinteniiödiaire de la Puissance 
sur le territoire de laquelle eile a son sifege. 

Les notifications ä faire aux parties dans le lieu oü siege la Cour peuvent 
etre exöcut^es par le Bureau international. 



TITRE in. 
Procf'dure devant la (}m?' internationale des [ivi^ses. 

Article 28. 

Le recours devant la Cour internationale des prises est form6 au moyen d'une 
declaration ^crite, faite devant le tribunal national qui a Statut, ou adressöe au 
Bureau international; celui-ci peut etre saisi meme par t6l6gramme. 

Le d6lai du recours est fix6 ä cent vingt jours ä dater du jour ou la d^cision 
a 6t6 prononc^e ou notifi^e (article 2 alinöa 2). 

Article 29. 

Si la declaration de recours est faite devant le tribunal national, celui-ci, 
Sans examiner si le dölai a 6t6 observ(5, fait, dans les sept jours qui suivent, expedier 
le dossier de Taffaire au Bureau international 

Si la declaration de recours est adress6e au Bureau international, celui-ci 
en pr^vient directement le tribunal national, par t^l^gramme s il est possible. Le 
tribunal transmettra le dossier comme il est dit ä Talinöa pr^cedent. 

Lorsque le recours est form6 par un particulier neutre, le Bureau international 
en avise imm^diatement par tel^gramme la Puissance dont relfeve le particulier, 
pour permettre h, cette Puissance* de faire valoir le droit que lui reconnait 
Tarticle 4— 2^ 
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Article 30. 

Dans le cas pr6vii ä Tarticle 6 alinc^a 2, le recoiirs ne peut etre adress6 
qu au Bureau international. 11 doit etre introduit dans les trente jours qui suivent 
l'expiration du dölai de deux ans. 

Article 31. 

Faute d'avoir form<5 son recours dans le d61ai i\\6 k Tarticle 28 ou k Tarticle 30, 
la partie sera, sans d^bats, döclar^e non recevable. 

Toutefois, si eile justifie d'un empechement de force majeure et si eile aform^ 
son recours dans les soixante jours (jui ont suivi la cessation de cet empechement, 
eile peut etre relevöe de la d^chc^ance encourue, la partie adverse ayant €t6 
düment entendue. 

Article 32. 

8i le recours a et6 formd en temps utile, la Cour notifie d'office et sans d^lai 
ä la partie adverse une copie certifi^e confonne de la döclaration. 

Article 33. 

Si, en dehors des parties cjui sc sont poui"vues devant la Cour, il y a d'autres 
int6ress6s ayant le droit d'exercer le recours, ou si, dans le cas pr6vu ä Tarticle 29 
alin(5a 3, la Puissance qui a 6t6 avis^e, n'a pas fait connaitre sa rösolution, la 
Cour attend, pour se saisir de l'affaire, que les d^lais pr6vus k Taiiicle 28 ou ä 
Tarticle 30 soient expir^s. 

Article 34. 

La proc(^dure devant la Cour internationale comj)rend deux phases distinctes : 
rinstiiiction 6critc et les d6bats oraux. 

L'instruction öcrite consiste dans le d^pot et Töchange d'expos6s, de contre- 
expos6s et, au besoin, de r6pliques dont Vordre et les d^lais sont fix6s par la Cour. 
Les parties y joignent toutes pifeces et documents dont elles comptent se sei-vir. 

Toute pifecc, produite par une partie, doit etre communiqu^e en copie certifi^e 
conforme k Tautre partie par Tinterm^diaire de la Cour. 

Article 35. 

L'instruction öciite ötant terminöe, il y a Heu ä une audience publique, dont 
le jour ext fix6 par la Cour. 

Dans cette audience, les parties exposent Tötat de Taffaire en fait et en droit. 

La Cour peut, en tout 6tat de cause, suspendre les plaidoiries, soit ä la 
demande d'une des parties, soit d'office, pour procöder k une information com- 
plementaire. 
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Article 36. 

La Cour internationale peut ordonner que l'information compl^mentaire aura 
Heu, soit confoiinöment aux dispositions de Tarticle 27, soit directement devant 
eile ou devant un ou plusieurs de ses membres en tant que cela peut se faire 
Sans moyen coercitif ou comminatoire. 

Si des mesures d'information doivent etre prises par des membres de la Cour 
en dehors du territoire ou eile a son sifege, Tassentiment du Gouvernement 6tranger 
doit etre obtenu. 

Article 37. 

Les parties sont appel6es k assister ä toutes mesures d'instruction. Eiles 
re9oivent une copie ceilifi6e conforme des procös-verbaux. 



Article 38. 

Les d^bats sont dirigös par le President ou le Vice-Pr6sident et, en cas 
d'absence ou d'empechement de Tun et de Tautre, par le plus ancien des juges 
pr^sents. 

Le jugc nomm6 par une partie belligörante ne peut si^ger comme President. 

Article 39. 

Les d6bats sont publics sauf le droit pour une Puissance en litige de demander 
qu'il y soit proc6d6 ä huis clos. 

Tis sont consign^s dans des procös-verbaux, que signent le President et le 
greffier et qui seuls ont caractfere authentique. 



Article 40. 

En cas de non comparution d'une des parties, bien que r^gulierement cit^e, 
ou faute par eile d'agir dans les dölais fix(5s par la Cour, il est proc6d6 sans eile 
et la Cour d^cide d'aprfes les 6l6ments d'appröciation qu'elle a k sa disposition. 

Article 41. 

La Cour notifie d'office aux parties toutes d6cisions ou ordonuances prises en 
leur absence. 

Article 42. 

La Cour appr^cic librement Tensemble des actes, preuves et declarations 
orales. 

14 
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Article 43. 



Les d6lib6rations de la Cour ont lieu ä huis clos et restent secrötes. 

Toute d6cision est prise ä la majoritö des juges pr^sents. Si la Cour siöge 
en nombre pair et qu'il y ait partage des voix, la voix du demier des juges dans 
Vordre de pr6s6ance (Stabil d'aprös Tarticle 12 alinöa 1 n'est pas compt^e. 



Article 44. 



L'arret de la Cour doit etre motiv6. II mentionne les noms des juges qui y 
ont particip6, ainsi que les noms des assesseurs, s'il y a lieu ; il est signö par le 
President et par le greffier. 



Article 45. 

L'arret est prononc6 en s6ance publique, les parties präsentes ou düment 
appel6es; il est notifi^ d'office aux parties. 

Cette notification une fois faite, la Cour fait parvenir au tribunal national 
des prises le dossier de Taffaire en y joignant une exp6dition des diverses d^cisions 
intervenues ainsi quWe copie des procfes-verbaux de Tinstruction. 



Article 46. 

Chaque partie Supporte les trais occasionn^s par sa propre defense. 

La partie qui succombe supporte, en outre, les frais caus^s par la procödure. 
Elle doit, de plus, verser un centifeme de la valeur de Tobjet litigieux ä titre de 
conti'ibution aux frais g6n6raux de la Cour internationale. Le montant de ces 
versements est d6termin6 par Tarr^t de la Cour. 

Si le recours est exercö par un particulier, celui-ci foumit au Bureau inter- 
national un cautionnement dont le montant est fix6 par la Cour et qui est destinö ä 
garantir Texöcution Eventuelle des deux obligations mentionnöes dans Talinöa 
prEc<5dent. La Cour peut subordonner Touverture de la procEdure au versement 
du cautionnement. 

Article 47. 

Ijr.H frais g('m('M'aux de la Cour internationale di^s prises sont Supportes par 
Ich PiiisHanccs contractantcs dans la proportion de leur participation au fonctionne- 
m*!nt d<; la Cour t(;lle qu'ellci est prevue par Tarticle 15 et par le tableau y annexE. 
I>a d^'Hi^nation des ju^es su|)j)l('*ants ne donne pas lieu k contribution. 

Le (Jonseil administratif s'adresse aux Puissances pour obtenir les fonds 
n^'tcc.ssain;« au fonctionnement de la Cour. 
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Article 48. 

Quand la Cour n'est pas en session, les fonctioiis qui lui sont coiiferc^es par 
lai-ticle 32, Tarticle 34 alinöas 2 et 3, Tarticle 35 alinöa 1 et l'article 4() alinöa 3, 
sont exerc6es par une D6l6gation de troisjugesdösignösparla Cour. Cette Delegation 
d6cide ä la majorit6 des voix. 

Article 49. 

La Cour fait elle-mcme son röglement d'ordre interieur qui doit etre coin- 
muniqu6 aux Puissances contractantes. 

Dans Tannöe de la ratification de la prösente Convention, eile se reunira 
pour elaborer ce rfeglement. 

Article 50. 

La Cour peut proposer des modifications ä apporter aux dispositions de la 
präsente Convention qui concernent la procödure.Ces propositions sont communi(iu6es, 
par Fintermödiaire du Gouvernement desPays-Bas, aux Puissances contractantes qui 
se concerteront sur la suite ä y donner. 



TITßE IV. 

Dispositions finales, 

Article ol. 

La präsente Convention ne s'applique de plein droit que si les Puissances 
beUig^rantes sont toutes parties ä la Convention. 

n est entendu, en outre, que le recours devant la Cour internationale des 
prises ne peut etre exerc6 que par une Puissance contractante ou le ressortissant 
d'une Puissance contractante. 

Dans les cas de Tarticle 5, le recours n'est admis que si le })rojM-ietairc et 
Tayant-droit sont ögalement des Puissances contractantes ou des ressortissants 
de Puissances contractantes. 

Article 52. 

La prösente Convention sora ratifice et les ratifications en serunt deposöes 
ä La Haye des que toutes les Puissances desiynres ä rarticle 15 et dans son 
annexe seront en mesure de le faire. 

14* 
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Le d6p6t des ratifications aura lieu en tout cas, le 30 juin 1909, si les 
Puissances prßtes k ratifier peuvent fournir ä la Cour neuf juges et neuf juges 
sup])l^ants, apies ä si^ger effectivement. Dans le cas contraire, le d^pot sera ajourn^ 
jusqu'au moment oü cette condition sera remplie. 

11 sera dress6 du d6p6t des ratifications un procfes-verbal dont une copie, 
certifiöe conforme, sera remise par la voie diplomatique ä chacune des Puissances 
design^es ä Talinöa premier. 

Article 53. 

Le Puissances d6sign^.es a l'article 15 et dans son annexe sont admises ä 
sign(»r la präsente Convention jusqu'au d6p6t des ratifications pr6vu par Talin^a 2 
de Tarticle pr^c^.dent. 

Apres ce d6p6t, elles seiont toujours adniis(*s k y adli^rer, pui*ement et 
sim[)lement. La Puissance (jui d(^sire adli6rer notifie par 6cnt son intention au 
(irouvernement des Pays-Bas en lui transmettant, en mßme temps, Facte d'adh^sion 
qui sera d6pos6 dans les archives dudit Gouvernement. Celui-ci enverra, par la 
voie diplomatique, une copie certifi(^e conforme de la notification et de Tacte d'adh^sion 
ä toutes les Puissances d^sign^es h Talinöa pr^c^dent, en leur faisant savoir la 
date oü il a re(;u la notification. 

Article 54. 

La pr6sent<^. Convention entrera en vigueur six mois ä partir du d6p6t des 
ratifications prövu pai' Tai-ticle 52 alin^as 1 et 2. 

Les adh^sions produiront efFet soixante joura aprfes que la notification en aura 
6t(^> re9ue par le Gouvernement des Pays-Bas et, au plus tot, ä Tcxpiration du d61ai 
})r(!ivu par Talin^a pr6c6dent. 

Toutefois, la Cour internationale aura qualit(^ poiir juger les afl:aires de prises 
d(5ci(i6es par la juridictioii nationale k paiiiir du depot des ratifications ou de la 
r/iception de la notification des adWsions. Pour ces d^cisions, le d6lai fix^ ä Taiticle 28 
alini'ja 2, ne seia comptö que de la date de la mise en vigueur de la Convention 
jiour le« Puissances ayant ratifiö ou adli6r6. 

Article 55. 

La [»[•('»Kenti* Convention aura une dui*(^e de douze ans h partir de sa mise en 
vifjjueur, tvWc. (ju'elle est (l/^terniin(''e par Tai^ticle 54 alinöa 1, mcme pour les 
PuisHane(58 ayaiit rulherc^ |)ost(^rieurement. 

Klle sera renouvelc^e tacitement de six ans en six ans sauf dönonciation. 

La (l/'noiM'iation devra etn», au moins un an avant rex[)iratiou de chacune 
d<*M ij/rioilcM |)i<'vu<*.s |)ar les d(Mix aliiu^as{)r(^e^dt*nts, notifide parc^critauGouverne- 
rneiil. (I**-H r;iys-|{aH (|ui on doiuiora connaissance ii toutes les autrt»s Paities contrac- 
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La d^nonciation ne produira ses eflfets qu'ä l'^gard de la Puissance qui Taura 
notifiöe. La Convention subsistc^ra pour les autres l^uissances contractantes, pourvu 
que leur paiticipation ä la de^signation des juges soit süffisante pour permettre 
le fonctionnement de la Cour avec neuf juges et neuf juges suppl6ants. 



Article 56. 

Dans le cas oü la präsente Convention n'est pas en vigueur pour toutes les 
Puissances d^sign^es dans Taiiicle 15 et le tableau qui s'y rattaclie, le Conseil 
administratif dresse, conform6ment aux dispositions de cet article et de ce tableau, 
la liste des juges et des juges supplöants pour lesquels les Puissances contractantes 
participent au fonctionnement de la Cour. Les juges appel6s ä si^ger i\ tour de 
role seront, pour le temps qui leur est attribuc"* pai* le tableau susmentionn^, 
r6partis entre les diff^rentes ann(^es de la pöriode de six ans, de manifere que, 
dans la mesure du possible, la Cour fonctionne cliaque ann6e en nombre 6gal. 
Si le nombre des juges suppl^ants d(5passe celui des juges, le nombre de ces 
demiers pourra etre compl6t6 par des juges suppl6ants d^signös pai* le soii; parmi 
Celles des Puissances qui ne nomment pas de juge titulaire. 

La liste ainsi dressöe par le Conseil administratif sera notili^.e aux Puissances 
contractantes. Elle sera r6vis6e quand le nombre de celles-ci sera moditi6 par suite 
d'adh^sions ou de d6nonciations. 

Le changement ä op^.rer par suit(5 d'une adhösion ne sc produira qu'ä paiiiir 
du 1" janvier qui suit la date h laquelle Tadh^sion a son effet, k moins (jue la 
Puissance adh6rente ne soit une Puissance belligörante, cas auquel eile peut 
demander d'etre aussitot repr^sent^e dans la Cour, la disposition de Tarticle 16 
6tant du reste applicable, s'il y a lieu. 

Qnand le nombre total des juges est inf^rieur ä onze, sept juges constituent 
le quorum n^cessaire. 

A^rticle 57. 

Deux ans avant Texpiration de chaque p6riode vist^e par les alinöa's 1 et 2 de 
Tarticle 55, cliaque Puissance contractante pouna demander une modification des 
dispositions de Taiticle 15 et du tableau y annexö, relativement ä sa participation 
au fonctionnement de la Cour. La demande sera adress6e au Conseil administratif 
qui Texaminera et soumettra ä toutes les Puissances des propositions sur la suite 
ä y donner. Les Puissances feront, dans le plus bref dölai possible, connaitre leur 
r^solution au Conseil administratif. Le r^sultat sera immödiatement, et au moins un 
an et trente jours avant Texpiration dudit d^lai de deux ans, communique a la 
Puissance qui a fait la demande. 

Le cas 6cb6ant, les modifications adopt(5es ])ar les Puissances entreront en 
vigueui' des le commencement de la nouvelle periode. 
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En foi de quoi les P16nipotentiaires ont revßtu la präsente Convention de leurs 
signatures. 

Fait ä La Haye, le dix-huit octobre mil nouf cent scpt, en un seul exemplaire 
qui restera d(^pos6 dans les arcLives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies, ceitifi(5es conformes, seront rcmises pai* la voic diplomatique aux Puissances 
d^signöes ä Tarticle 15 et dans son annexe. 
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Annexe de l'article 15. 



Distribution des Juges et Juges Suppleants par Pays pour 

chaque annee de la periode de six ans. 



Juges 



Juges Suppleants 



Juges 



Juges Suppleants 



1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 



1 
2 
3 
4 

5 
6 

7 



1 
2 
3 
4 
o 
6 
7 



Argentine 

Colombie 

Espagne 

Grfece 

Norvöge 

Pays-Bas 

Turquie 



|iöre annee. 

Paraguay 

Bolivie 

Espagne 

Roumanie 

Su^de 

Belgique 

Perse 



ll|iöme annee. 



Br^sü 

Chine 

Espagne 

Pays-Bas 

Eoumanie 

Sufede 

V6n6zu^la 



Dominicaine 

Turquie 

Portugal 

Suisse 

Grfece 

Danemark 

Haäti 



Viöme annee. 



Belgique 

Bulgarie 

ChiK 

Danemark 

Mexique 

Perse 

Portugal 



Pays-Bas 

Mont^n^gro 

Nicaragua 

Norvöge 

Cuba 

Chine 

Espagne 



Argentine 

Espagne 

Gr6ce 

Norvöge 

Pay-Bas 

Turquie 

Uruguay 



lliöme annee. 

Panama 

Espagne 

Roumanie 

Su&de 

Belgique 

Luxembourg 

Costa Rica 



IVtöme annee. 



Br^sü 


Guatemala 


Chine 


Turquie 


KiSpagne 


Portugal 


Pörou 


Honduras 


Roumanie 


Grfece 


SuMe 


Danemark 


Suisse 


Pays-Bas 


VI« 


^"^^ annee. 


Belgique 


Pays-Bas 


Chili 


Salvador 


Danemark 


Norv^ge 


Mexique 


Equateur 


Portugal 


Espagne 


Serbie 


Bulgarie 


Siam 


Chine 
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Beilage 16. 



CONVENTION 



concernant 



les Droits et les Devoirs des Puissances neutres en cas 

de guerre maritime. 
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SA MAJEST^ L'EMPEREUR D'ALLEMAGNE, ROI DE PRUSSE; LE 
PRESIDElSrr DES ETATS-UNIS D'AMERIQUE; LE PRESIDENT DE LA REPU- 
BLTQUE ARGENTINE; SA MAJESTE L'EMPEREUR D'AUTRICHE, ROI 
DE BOHEME ETC., ET ROI APOSTOLIQUE DE HONGRIE; SA MAJESTE 
LE ROI DES BELGES; LE PRESIDENT' DE LA REPUBLIQUE DE BOLIVIE; 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DES ETATS-UNIS DU BRESIL; 
SON ALTESSE ROYALE LE PRINCE DE BULGARIE; LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE DE CHILI; SA MAJESTE L'EMPEREUR DE CHINE; 
LE PRESIDENT DE LA R:^PUBLIQUE DE COLOMBIE; LE GOUVERNEUR 
PROVISOIRE DE LA REPUBLIQUE DE CUBA; SA MAJESTE LE ROI DE 
DANEMARK; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DOMINICALNE; LE 
PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE L'EQUATEUR; SA MAJESTE LE 
ROI D'ESPAGNE; LE PRESIDENT DE LA rEPUBLIQUE FRANQAISE; 
SA MAJESTE LE ROI DU ROYAüME-UNI DE GRANDE BRETAGNE ET 
D'IRLANDE ET DES l^RRITOERES BRITANNIQUES AU DELÄ DES 
MERS, EMPEREUR DES INDES; SA MAJESTE LE ROI DES HELLENES; 
LE PRESIDENT DE LA REpUBLIQUE GUATEMALA; LE PRESIDENT 
DE LA rEPUBLIQUE D' HAITI; SA MAJESTE LE ROI DTTALIE; SA 
MAJESTE L'EMPEREUR DU JAPON; SON ALTESSE ROY ALE LE GRAND- 
DUC DE LUXEMBOURG, DUC DE NASSAU; LE PRESIDENT DES EtATS- 
UNIS MEXICAINS; SON ALTESSE ROY ALE LE PRINCE DE MONTE- 
NEGRO; LE PRESIDENT DE LA rEpUBLIQUE DE NICARAGUA; SA 
MAJESTE LE ROI DE NORVEGE; LE PRESIDENT DE LA REpUBLIQLTE 
DE PANAMA; LE PRESIDENT DE LA REpUBLIQUE DU PARAGUAY; SA 
MAJESTE LA REINE DES PAYS-BAS; LE PRESIDENT DE LA REPU- 
BLIQUE du PEROU; SA MAJESTE IMPERIALE LE SCIFAII DE PERSE; 
SA MAJESl'E LE ROI DE PORTUGAL ET DES ALGARVES ETC.; SA 
MAJESTE LE ROI DE ROUMANIE; SA MAJESTE L'EMPEREUR DE TOUTES 
LES RUSSIES; LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU SALVADOR; 
SA MAJESTE LE ROI DE SERBIE; SA MAJESTE LE ROI DE SIAM; SA 
MAJESTE LE ROI DE SUEdE; LE CONSEIL fEdErAL SUISSE; SA 
MAJESTE L'EMPEREUR DES OITOMANS; LE PRESIDENT DE LA REpU- 
BLIQUE ORIENTALE DE L' URUGUAY; LE PRESIDENT DES EtATS-UNIS 
DE VEnEZUELA: 
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En vue de diminuer les divergences d'opinion qui, en cas de guerre 
maritime, existent encore au sujet des rappoiis entre les Puissances neutres et les 
Puissances bellig^-rantes, et de pr6venir les difficult(5s auxquelles ces divergences 
pourraient donner lieu; 

Consid6rant que, si Ton ne peut concerter dfes maintenant des stipulations 
s'^tendant ä toutes les circonstances qui peuvent se präsenter dans la pratique, 
il y a n^anmoins une utilitö incontestable ä 6tablir, dans la mesure du possible, 
des rfegles communes pour le cas oü malheureusement la guerre viendrait ä 
6clater; 

Consid^rant qua, pour les cas non pr^vus par la präsente Convention, il y 
a lieu de tenir compte des principes g^n^raux du droit des gens; 

Consid^rant qu'il est d6sirable que les Puissances ^dictent des prescriptions 
pr^cises pour regier les consöquences de IV^tat de neutralit^ qu'elles auraient 
adopt^ ; 

Considörant que c'est, pour les Puissances neutres, un devoir reconnu 
d'appliquer impartialement aux divers bellig^rants les rfegles adoptöes par elles; 

Consid6rant que, dans cet ordre d'idöes, ses regles nc devraient pas, en 
principe, etre chang^es, au cours dt* la guerre, par une Puissance neuti-e, sauf 
dans le cas oCi Texp^rience acquise en d6montrerait la n6cessit6 ])our la sauve- 
garde de ses droits; 

Sont convenus d'observer les regles communes suivantes qui ne sauraient, 
d'ailleurs, porter aucune atteinte aux stipulations des trait^s g^n^raux existants, 
et ont nomm6 pour Leurs Pl6nipotentiaires, savoir: 



(Designation des Pl4mpotentiaires.) 
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Lesquels, aprfes avoir d6pos6 leurs pleins pouvoirs, trouv6s en bonne et due 
forme, sont convenus des dispositions suivantes: 

Article premier. 

Les bellig^rants sont tenus de respecter les droits souverains des Puissances 
neutres et de s'abstenir, dans le territoire ou les eaux neutres, de tous actes 
qui constitueraient de la part des Puissances qui les tolereraient un manquement 
k leur neutralitö. 

Article 2. 

Tous actes d'liostilit6, y compris la capture et Texercice du droit de visite, 
commis par des vaisseaux de guerre bellig^.rants dans les eaux territoriales d'une 
Puissance neutre, constituent une violation de la neuti*alit6 et sont strictement 
interdits. 

Article 3. 

Quand un navire a 6t^ captur^ dans les eaux territoriales d'une Puissance 
neutre, cette Puissance doit, si la prise est encore dans sa Jurisdiction, user des 
moyens dont eile dispose pour que la prise soit reläch^e avec ses officiers et 
son Equipage, et pour que T^quipage mis ä bord par le capteur soit interna. 

Si la prise est hors de la Jurisdiction de la Puissance neutre, le Gouvernement 
capteur, sur la demande de celle-ci, doit relächer la prise avec ses officiers et son 
Equipage. 

Article 4. 

Aucun tribunal des prises ne peut etre constitu6 par un bellig^rant sur un 
territoire neutre ou sur un navii-e dans des eaux neutres. 

Article 5. 

II est interdit aux belligc^rants de faire des ports et des eaux neutres la 
base d'opcrations naval<*s contra leurs adversaires, notamment d'y installer des 
stations radio-töl^graphiqucs ou tout appareil destin^ ä servir conmie moyen de 
communication avec des furces belligerautes sur terre ou sur mer. 
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Article 6. 

La remise ä quelque titre que ce soit, faite directement ou indirectement 
par unc Puissance neutre ä une Puissance belligerante, de vaisseaux de guerre, 
de munltions, ou d'un matt^riel de guerre quelconque, est interdite. 

Article 7. 

Vne Puissance neutre n'est pas tenue d'empecher Texportation ou le transit, 
pour le compte de Tun ou de Tautre des bellig^rants, d'armes, de munitions, et 
en g^neral, de tout ce qui peut etre utile ä une arm^e ou ä une flotte. 

Article 8. 

Un Gouvernement neutre est tenu d'user des moyens dont il dispose pour 
empecher dans sa juridiction T^quipement ou rarmement de tout navire, qu'il a 
des motifs raisonnables de croire destin^ h croiser ou ä concourir ä des op^rarions 
hostiles contre une Puissance avec laquelle il est en paix. II est aussi tenu d'user de 
la meme sui-veillance pour empecher le d^part hors de sa juridiction de tout navire 
destin^ ä croiser ou ä concourir a des Operations hostiles, et qui aurait <^te, dans 
ladite juridiction, adaptc^ en tout ou en partie ä des usages de gueiTC. 

Article 9. 

Une Puissance neutre doit appliquer ^galement aux deux bellig(5rants les 
conditions, restrictions ou interdictions, ^dict^es par eile pour ce qui concerne 
l'admission dans ses ports, rades ou eaux territoriales, des na vires de guerre 
belligerants ou de leurs prises. 

Toutetbis, une Puissance neutre peut interdire Tacces de ses poi-ts et de ses 
rades au navire bellig^rant qui aiu^ait neglige de sc conformer aux ordi*es et 
preseriptions edictes par eile ou qui aurait viol6 la neutralite 

Article 10. 

La ni'utralite dune Puissance n'est pas compromise par le simple passage 
dans ses eaux teiTitoriales de navires de guerre et des prises des belligi'rants. 

Article 11. 

lue Puissance neutre peut laisser les navires de guerre des belligerants se 
serv'ir de ses pilotes brevetes. 

Artiele 12. 

A detaut d'autres dispositions speciales de la legislation de la Puissance neutre, 
il est interdit aux navires de guerre des belligerants de demeurer dans les ports 
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et rades ou dans les eaux territoriales de ladite Puissance, pendant plus de 
24 heures, sauf dans les cas pr6vus par la präsente Convention. 

Article 13. 

Si une Puissance avis6e de Touverture des hostilitös apprend qu'un navire 
de guerre d'un bellig^rant se trouve dans un de ses ports et rades ou dans ses 
eaux territoriales, eile doit notifier audit navire qu'il devra partir dans les 
24 heures ou dans le d^lai prescrit par la loi locale. 

Article 14. 

Un navire de guerre belligörant ne peut prolonger son s6jour dans un port 
neutre au delä de la dur6e legale que pour cause d'avaries ou ä raison de T^tat 
de la mer. II devra partir dhs que la cause du retard aura cess6. 

Les rfegles sur la limitation du söjour dans les ports, rades et eaux neutres, 
ne s'appliquent pas aux navires de gueiTC exclusivement afFectös h une mission 
religieuse, scientifique ou pliilanthropique. 

Article 15. 

A d6faut d'autres dispositions speciales de la l6gislation de la Puissance 
neutre, le nombre maximum des navires de gueiTe d'un bellig^rant qui pourront 
se trouver en mcme temps dans un de ses ports ou rades, sera de trois. 

Article 16. 

Lorsque des navires de guerre des deux parties bellig^rantes se trouvent 
simultan6ment dans un poil; ou une rade neutres, il doit s'^couler au moins 
24 teures entre le d^part du navire d'un belligörant et le d6part du navire 
de l'autre. 

L'ordre des d^parts est d6termin6 par Fordre des arriv6es, ä moins que le 
navire arriv6 le premier ne soit dans le cas oü la Prolongation de la dur^e legale 
du s^jour est admise. 

Un navire de guerre belligörant ne peut quitter un port ou une rade neutres 
moins de 24 heures aprfes le d6part d'un navire de commerce portant le pavillon 
de son adversaire. 

Article 17. 

Dans les ports et rades neutres, les navires de guerre bellig^rants ne peuvent 
r^parer leurs avaries que dans la mc^sure indispensable k la s6curit6 de leur navi- 
gation et non j)as accroitre, d'une nianiero quelconque, leur force militaire. L'autoritö 
neutre constatera la nature des r6parations ä effectuer qui devront etre ex6cut6es 
le plus rapidement possible. 
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Article 18. 

Les na\'ire8 de guerre bellig^rants ne peuvent pas se servir des ports, rades 
et eaux territoriales neutres, pour renouveler ou augmenter leurs approvisionne- 
ments militaires ou leur aimement ainsi que pour coinpl6ter leurs 6quipages. 

Article 19. 

Les navires de guerre bellig^rants ne peuvent se ravitailler dans les ports et 
rades neutres que pour compl6ter leur approvisionnement normal du temps de paix. 

Ces navires ne peuvent, de mßme, pren^re du combustible que pour gagner 
le port le plus proche de leur propre pays. II peuvent, d'ailleurs, prendre le 
combustible n^cessaire pour com])16ter le plein de leui's soutes proprement dites, 
quand 11s se trouvent dans les pays neutres qui ont adopt6 ce mode de d6ter- 
mination du combustible ä foumir. 

Si, d'apr^s la loi de la Puissance neutre, les navires ne re9oivent du charbon 
que 24 heures aprös leur ariiv^e, la dui'6e 16gale de leur sdjour est prolong6e 
de 24 teures. 

Article 20. 

Les navires de guerre belligörants, qui ont pris du combustible dans le port 
d'une Puissance neutre, ne peuvent renouveler lern* approvisionnement qu'aprös 
trois mois dans un port de la meme Puissance. 

Article 21. 

Une prise ne peut 6tre amen^e dans un poi-t neutre que pour cause d'in- 
navigabilit^, de mauvais 6tat de la mer, de manque de combustible ou de 
provisions. 

Elle doit repartir aussitot que la cause qui en a justifi^ Tentr^e a cess6. Si 
eile ne le fait pas, la Puissance neutre doit lui notifier Vordre de partir imm6- 
diatement; au cas oü eile ne s'y conformerait pas, la Puissance neutre doit user des 
moyens dont eile dispose pour la relächer avec ses officiers et son Equipage et 
interner Töquipage mis ä bord par la capteur. 

Article 22. 

La Puissance neutre doit, de meme, relächer la prise qui aurait 6t6 amen^e 
en dehors des conditions pr6vues par Tarticle 21. 

Article 23. 

Une Puissance neutre peut permettre l'acces de ses ports et rades aux prises 
e.s(*.oi1;6es ou non, lorsqu elles y sont amen6es pour etre laiss6es sous sequestre 
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eil attendant la d^cision du tribunal des prises. Elle peut faire conduire la prise 
dans un autre de ses ports. 

Si la prise est escort^e j)ar un navire de guerre, les ofticiers et les liommes 
mis h bord par le capteur sont autoris^s k j)asser sur le navire d'escorte. 

Si la prise voyage seule, le personuel plac6 ä son bord ])ar le capteur est 
laiss6 en libert6. 

Article 24. 

Si, malgr(!^ la notification de Fautorite neutre, un navire de gueiTt» belligc'rant 
ne quitte pas un port dans lequel il n'a pas le droit de restc^r, la Puissance 
neutre a le droit de prendre les mesures qu'eile pourra juger nöcessaires ])()ur 
rendre le navire incapable de prendre la mer pendant la dur(^e de la guerre et 
le commandant du navire doit faciiiter Tex^cution de ces mesures. 

Lorqu'un navire bellig6rant est retenu par une Puissance neutre, les ofliciers 
et r^quipage sont 6galement retenus. 

Les officiers et F^quipage ainsi retenus peuvent 6tre laiss6s dans le navire 
ou»log6s, soit sur un autre navire, soit ä teixe, et ils peuvent etre assujettis 
aux mesures restrictives qu'il paraitrait nöcessaire de leur imposer. Toutefois, on 
devra toujours laisser sur le navire les liommes n^cessaires ä son c^ntretien. 

Les officiers peuvent eti-e laiss^s libres en ])renant Tengagement sur parole 
de ne pas quitter le territoire neutre sans autorisation. 

Article 25. 

Une Puissance m^utre est tenue d'exercer la surveillance, que comportent les 
moyens dont eile dispose, pour empecher dans ses ports ou rades et dans s(^s eaux 
toute violation des dispositions qui pr6cedent. 

Article 26. 

L'exercice par une Puissance neutre des droits d6finis par la präsente 
Convention ne ])eut jamais 6tre considört^ comme un acte peu amical [)ar Tun ou 
par Tautre bellig6rant (pii a acceptö les articles cpii s'y r6fferent. 

Article 27. 

Les Puissances contractantes se communiqu(»roiit röcijinxjuement, en temps 
utile, toutes les lois, ordonnances et autres dispositions r^glant chez elles le r<^gime 
des navii-es de gu(*Tre bellig(5rants dans leurs ports et leurs eaux, au moyen d'une 
notification adrrss^e au Gouvernement des Pavs-Bas et transmisc iinmediatemcnt 
par celui-ci aux autres Puissances contractantes. 

15 
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Article 28. 

Les dispositions de la präsente Convention ne sont applicables qu entre les 
Puissances contractantes et seulement si les bellig6rants sont tous parties ä la 
Convention. 

Article 29. 

La präsente Convention sera ratifi^e aussitot que possible. 

Les ratifications seront d6pos6es ä La Haye. 

Le premier d6p6t de ratifications sera constat6 par un procös-verbal sign6 
pai' les repr^sentants des Puissances qui y prennent part et par le Ministre des 
Affaires Etrangferes des Pays-Bas. 

Les d6p6ts ult^iieurs de ratifications se feront au moyen d'une notification 
^crite, adress6e au Gouvernement des Pays-Bas et accompagn^e de Tinstrument de 
ratification. 

Copie certifi^e conforme du procfes-verbal relatif au prämier d^pöt de ratifi- 
cations, des notifications mentiorm^es k Talin^a pr6c6dent, ainsi que des instruments 
de ratification, sera inun^diatement remise par les soins du Gouvernement des 
Pays-Bas et par la voie diplomatique aux Puissances convi6es ä la Deuxiöme 
Conference de la Paix, ainsi qu'aux autres Puissances qui auront adli6r6 ä la 
Convention. Dans les cas vis^s par ralin^a pr^c^dent, ledit Gouvernement leur fera 
connaitre en mßme tcmps la date h laquelle il a re9u la notification. 

Article 30. 

Les Puissances non signataires sont admises h adh^rer k la präsente Convention. 

La Puissance qui d^sire adli6rer notifie par öcrit son Intention au Gouver- 
nement des Pays-Bas en lui transmettant Tacte d'adb^sion qui sera d6pos6 dans 
les archives dudit Gouvernement. 

Ce Gouvernement transmettra imm6diatement ä toutes les autres Puissances 
copie certifi^e conforme de la notification ainsi que de Facte d'adh^sion, en indiquant 
la date k laquelle il a re9u la notification. 

Article 31. 

La präsente Convention produii-a eflfet pour les Puissances qui auront particip6 
au premi(»r d<^.p6t des ratifications, soixante jours aprfes la date du procös-verbal 
de ce d6p6t et, pour les Puissances qui ratifieront ult^rieurement ou qui adh^reront, 
Hoixante jours aprfts que la notification de leur ratification ou de leur adh^sion 
auia 6t^t ro9uo par la Gouvernement des Pays-Bas. 
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Article 32. 

S'il arrivait qu'une des Puissances contractantes voulüt dönoncer la präsente 
Convention, la d^nonciation sera notifi^e par ^crit au Gouvernement des Pays-Bas 
qui communiquera imm6diatement copie certifi^e conforme de la notification a 
toutes les autres Puissances en leur faisant savoir la date k laquelle il Ta re9ue. 

La d^nonciation ne produira ses effets qu'ä lY.gard de la Puissance qui l'aura 
notifi^e et un an aprös que la notification en sera parvenue au Gouvernement des 
Pays-Bas. 

Article 33. 

Un registre tenu par la Ministfere des Affaires Etrangöres des Pays-Bas 
indiquera la date du döpot de ratifications effectu6 en vertu de Tarticle 29 aliu^as 
3 et 4, ainsi que la date ä laquelle auront 6t6 reoues les notifications d'adhösion 
(article 30 alin^a 2) ou de dc^.nonciation (article 32 alinea 1). 

Chaque Puissance contractante est admise k prendie connaisance de ce registre 
et h en demander des extraits certifiös conformes. 



En foi de ({uoi, les Pl^nipotentiaires ont revetu la präsente Convention de leurs 
signatures. 

Fait ä La Haye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplaire 
qui restera d6pos6 dans les archives du Gouvernement des Pays-Bas et dont des 
copies, certifi6es confoimes, seront remises par la voie diplomatique aux Puissances 
qui ont 6t6 convi6es h la Deuxifeme Conförence de la Paix. 



15* 
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Beilage 17. 



DECLARATION 



relative ä, 

Tinterdiction de lancer des projectiles et des explosifs du 

haut de ballons. 
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Declaration relative a rinterdiction de lancer des projectiles 

et des explosifs du haut de ballons. 

Lös soussign^s, Plönipotentiaires des Puissances convi6es ä la deuxiöme Con- 
ference Internationale de la Paix ä La Haye, döment autoris^s ä cet effet par leurs 
Gouvernements, . 

s*inspirant des sentiments qui ont trouv6 leur expression dans la Declaration 

29 novembre 

de St. Petersbourg du — 1868, et d6sirant renouveler la declaration de 

11 decembre 

La Haye du 29 juillet 1899, arrivöe ä expiration, 

Dedarent: 

Les Puissances contractantes consentent, pour une pöriode allant 
jusqu'ä la fin de la troisi&me Conference de la Paix, h Tinterdiction de 
lancer des projectiles et des explosifs du haut de ballons ou par d'autres 
modes analogues nouveaux. 

La presente Declaration n'est obligatoire que pour les Puissances contrac- 
tantes, en cas de guerre entre deux ou plusieurs d'entre elles. 

Elle cessera d'ßtre obligatoire du moment oü, dans une guerre entre des 
Puissances contractantes, une Puissance non contractante se joindrait ä Tun des 
belligerants. 

La presente Declaration sera ratifiee dans le plus bref delai possible. 

Les ratifications seront deposees ä La Haye. 

n sera dresse du depot des ratifications un })roces-verbal, dont une copie, 
certifiee conforme, sera remise par la voie diplomatique ä toutes les Puissances 
contractantes. 

Les Puissances non signataires pourront adherer k la presente Declaration. 
El les auront, k cet eflfet, k faire connattre leur adhesion aux Puissances contrac- 
tantes, au moyen d'une notification ecrite, adressee au Gouvernement des Pays-Bas 
et communiquee par celui-ci a toutes les autres Puissances contractantes. 

S'il arrivait qu'une des Hautes Parties Contractantes denon^ät la presente 
Declaration, cette denonciation ne produirait ses effets qu'un an apres la notification 
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faite par ^crit au Gouvernement des Pays-Ras et communi4U('»<» immc^diatement par 
celui-ci ä toutes les autres Puissances contractantes. 

Cette denonciation n(* j)r()duira ses effcts qu'ä, lY^gard de la Puissance qui 
Taura notifi('*e. 

En foi de (juoi, les Plenipotentiaiies ont revßtue la präsente D^claration de 
leurs signatures. 

Fait ä La Haye, le dix-huit octobre mil neuf cent sept, en un seul exemplaire 
qui restera dt^posö dans les arcliives du Gouvernement des Pays-Ras et dont des 
copies, ceilifi^es conforaies, seront remises })ar la voie di[)lomatique aux Puissances 
contractantes. 
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Beilage 18. 



Annexe au 1er voeu ömis par la Deuxi^me Conference de la Paix. 



Projet d'une Convention relative a Tetablissement d'une 

Cour de justice arbitrale. 

TTTKEL 

Organisation de la Cour de justice arbitrale. 

Article premier. 

Dans le but de faire progresser la cause de Tarbitrage, les Puissances con- 
tractantes conviennent d'organiser, sans porter atteinte ä la Cour permanente d'arbi- 
trage, une Cour de justice arbitrale, d'un accfes libre et facile, bas6e sur r6galit6 
juridique des Etats, r^unissant des juges repr6sentant les divers syst^mes juridiques 
du monde, et capable d'assurer la continuit6 de la jurisprudence arbitrale. 

Article 2. 

La Cour de justice arbitrale se compose de juges et de juges suppl6ants 
choisis parmi les personnos jouissant de la plus haute consid6ration morale et qui 
tous devront remplir U^s conditions requis(*s, dans leurs pays respectifs, })Our 
Tadmission dans la haute magistrature ou etre des jurisconsultes d une comp6tence 
notoire en matifere de di'oit international. 

Les juges et les juges suppl6ants de la Cour sont choisis, autant que possible, 
j)armi les membres de la Cour permanente d'arbitrage. Le choix sera fait dans los 
six mois qui suivront la ratification de la präsente Convention. 

Article 3. 

Les juges et les juges suppl6ants sont nomm^s pour une p6riode de douze ans 
ä compter de la dat(^ oü la nomination aui*a 6t6 notifi^e au Conseil administratif 
institu^ par la Convention pour le rfeglement pacifique des conflits intei'nationaiix. 
Leur mandat peut etre renouvel6. 

Ell cas de d^c^s ou de dömission d'un juge ou d'un juge suppl6ant, il est 
pourvu ä son remplacement selon le mode fix6 pour sa nomination. Dans ce cas, 
la nomination est faite pour une nouvelle p6riode de douze ans. 
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Article 4. 

Les juges de la Cour de justice arbitrale sont ^gaux entre eux et prennent 
rang d'aprös la date de la notification de leur nomination. La pr6s6ance appaitient 
au plus äg6, au cas oü la date est la meme. 

Les juges suppl6ants sont, dans Texercice de leurs fonctions, assimil^s aux 
juges titulaires. Toutefois, ils prennent rang aprös ceux-ci. 

Article 5. 

Les juges jouissent des privilfeges et immunitös diplomatiques dans Texercice 
de leurs fonctions et en deliors de leurs pays. 

Avant de prendre possession de leur si^ge, les juges et les juges suppl^ants 
doivent, devant le Conseil administratif, prßter serment ou faire une affirmation 
solennelle d'exercer leurs fonctions avec impartialit^ et en toute conscience. 

Article 6. 

La Cour d<Ssigne annuellement trois juges qui forment une D^l^gation speciale 
et trois autres destin^s ä les remplacer en cas d'empßchement. Ils peuvent etre 
r66lus. L'6lection se fait au scrutin de liste. Sont consid6r6s comme 61us ceux qui 
r^unissent le plus grand nombre de voix. La D^l6gation 61it elle-meme son Pre- 
sident, qui, ä defaut d'une majorit^, est design6 par le sort 

Un membre de la D(^16gation ne peut exercer ses fonctions quand la Puissance 
qui Ta nomm6, ou dont il est le national, est une des Parties. 

Les membres de la Delegation terminent les affaires qui leur ont 6x6 soumises, 
mßme au cas oü la p6riode pour laquelle ils ont ete nommes juges serait expir^e. 

Article 7. 

L'exercice des fonctions judiciaires est interdit au juge dans les affaires au 
sujet desquelles il aura, ä un titre quelconque, concouru ä la d^cision d'un Tribunal 
national, d'un Tribunal d'arbitrage ou d une Commission d'enqußte, ou figur^ dans 
rinstance comme conseil ou avocat d'uue Partie. 

Aucun juge ne peut intervenir comme agent ou comme avocat devant la Cour 
de justice arbitrale ou la Cour pei-manente d'arbitrage, devant un Tribunal special 
d'ai'bitrage ou une Commission d'enquete, ni y agir pour une Pai-tie en quelque 
(jualite (jue (m* soit, ])endant toute la dur^e de son mandat. 

Article 8. 

La Cour elit son President et son Vice-President k la majorite absolue des 
-,unni;.ns cxiniin/'H. A])irs doux tours do scrutin, Teloction se fait k la majorite 
n-,l;ilivc, rl, rji niH (\r. i^artago des voix, le sort decide. 
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Article 9. 

m 

Les juges de la Cour de justice arbitrale re9oivent une indemnit^ annnelle de 
six mille florins n^erlandais. Cette indemnitö est pay^e ä Texpiration de chaque 
semestre k dater du jour de la premiöre r^union de la Cour. 

Pendant rexercice de leurs fonctions au cours des sessions ou dans les cas 
sp6ciaux pr6vus par la präsente Convention, ils touchent une somme de cent florins 
par jour. H leur est allou6, en outre, une indemnit^ de voyage fix^e d'aprös les 
rfeglements de leur pays. Les dispositions^ du präsent alin^a s'appliquent aussi aux 
juges suppl6ants rempla9ant les juges. 

Ces allocations, comprises dans les frais g6n6raux de la Cour, pr6vus par 
Tarticle 33, sont vers^es par Tentremise du Bureau international institut^par la 
Convention pour le r^glement pacifique des conflits intemationaux. 

Article 10. 

Les juges ne peuvent recevoir de leur propre Gouvernement ou de celui d'une 
autre Puissance aucune r^mun6ration pour des Services ren tränt dans leurs devoirs 
comme membres de la Cour. 

Article 11. 

La Cour de justice arbitrale a son sifege ä La Haye et nc peut, sauf le cas 
de force majeure, le transporter ailleurs. 

La D^l6gation peut, avec Fassentiment des Parties, choisir un autre lieu pour 
ses r^unions si des circonstances particuliöres Texigent. 

Article 12. 

Le*Conseil administratif remplit ä T^gard de la Cour de justice arbitrale les 
fonctions qu'il remplit h T^gard d(* la Cour permanente d'arbitrage. 

Article 13. 

Le Bureau international sert de greffe ä la Cour de justice arbitrale et doit 
mettre ses locaux et son oi'ganisation k la disposition de la Cour. Tl a la garde des 
ai-chives et la gestion des affaires administratives. 

Le Secr6taire G6n6ral du Bureau remplit les fonctions de greffier. 

Les secrötaires adjoints au greffier, les traducteurs et les st6nographes n^ces- 
saires sont dösignes et asserment6s par la Cour. 

Article 14. 

La Cour se r^unit en session une fois par an. La Session commence le 
troisieme incMTTi^di de juin et dure tant que Vordre du jour n'aura pas 6t6 6puis6. 
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La Cour ne se r^unit pas en session, si la D^16gation estime que cette r6union 
n'est pas n^cessaire. Toutefois, si une Puissance est partie ä un litige actuellement 
pendant devant la Cour et dont rinstruction est tennin6e ou va 6tre termin^e, 
eile a le droit d'exiger que la Session ait lieu. 

En cas de n6cessit6, la D6l6gation peut convoquer la Cour en Session extra- 
ordinaire. 

Article 15. 

ün compte-iendu des travaux de la Cour sera dress6 chaque ann6e par la 
T)^.l(?gation. Ce compte-rendu sera transmis aux Puissances contractantes par 
l'interm^diaire du Bureau international. II sera communiqu^^ aussi h tous les juges 
et juges suppl6ants de la Cour. 

Article 16. 

Les juges et les juges suppl^ants, membres de la Cour de justice arbitrale, 
peuvent aussi etro nomm^s aux fonctions de juge et de juge supplöant dans la 
Cour internationale des prises. 



TITRE U. 
Gomp^tence et procMure, 

Article 17. 

La Cour de justice arbitrale est comp^tente pour tous les cas qui sont port6s 
devant eile, en veitu d'une stipulation g6n6rale d'arbitrage oü d'un accord special 

Article 18. 

La D616gation est comp^tente: 

1. pour juger les cas d'arbitrage vis6s ä Tarticle pr6c6dent, si les Parties 
sont d'accord pour r6clamer Tapplication de la proc6dure sommaire, 
r6gl6e au Titre IV Chapitre 4 de la Convention pour le röglement 
pacifique des conflits intemationaux; 

2. pour proc6der ä une enquete en vertu et en conformit6 du Titre III de 
ladite Convention en tant que la D6l6gation en est charg^e par les 
Paiiies agissant d'un commun accord. Avec Tassentiment des Parties et 
par d^H'ogation a Farticlc 7 alinea 1 , les membres de la T)6l6gation ayant 
pris part j\ Tenquetc^ pc^uvent siöger comme juges, si le litige est soumis 
ä Tarbitrage de la Cour ou de la D616gation elle-meme. 
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Article 19. 

La D6l^garion est, en outre, comp^tente poui* l'6tablisst*ment du compromis 
vis^ par Farticle 52 de la Convention pour le reglement pacifique des conflits 
internationaux, si les Parties sont d'accord [)our s'eu remettre h la Cour. 

P^lle est ^galement comp^tente, meme si la deniande est faite seub'ment par 
l'une des Parties, apr^s qu\m accord par la voie diplomatique a 6t6 vainement 
essay^, quand il s'agit: 

1®. d'un difl'^rend rentrant dans un trait6 d'arbitrage g^n^ral conclu ou 
renouvele apres la mise en vigueur de cette Convention et qui pr^voit 
pour chaque diff^rend un compromis, et n'exclut pour l'^tablissement 
de ce dernier ni explicitement ni implicitement la competence de la 
D^l^gation. Toutefois, le recours ä la Cour na ])as lieu si l'autre Paitie 
d6clare qu'ä son avis le diff^rend n'ajjpartient pas ä la cat^gorie des 
questions k soumettre ä un arbitrage obligatoire, ä moins que le trait^ 
d'arbitrage ne conftre au tiibunal arbitral le pouvoir de d^cider cette 
question pr^alable. 
2®. d'un diff^rend provenant de dettes contractuelles reclam^es ä une Puis- 
sance par une autre Puissance conrnie dues ä ses nationaux, et pour 
la Solution duquel Fotfre d'arbitra;/-e a ^t^ accept^e. Cette disposition 
n'est pas appliquable si Facceptation a 6t6 subordonn^e ä la condition 
que le compromis soit ^tabli selon un autre mode. 



Article 20. 

Cbacune des Pai-ties a le droit de d^signer un juge de la Cour pour prendre 
part, avec voix d(^lib^rativ(*, ä Fexamen de Faffaire soumise ä la D^l^gation. 

Si la D^l^gation fonctionne en qualit6 de Commission d'enquete, ce mandat 
peut 6tre confi6 ä des personnes prises en dehors des juges de la Cour. Les frais 
de d^placement et la r^tribution ä allouer auxdites personnes sont fix^s et Sup- 
portes par les Puissances qui les ont nomm^s. 



Article 21. 

L'acc^s de la Cour de justice aibitiale, institu^e par la präsente Convention, 
n'est ouvert qu'aux Puissances contractantes. 

Article 22. 

La Cour de justice» arbitrah» suit les rcgles de proc^dure ^dicti^cs par la 
Convention pour le r<^glenirnt pacitiqu«* des conflits internationaux, sauf ce qui 
est prescrit par la piösente Convention. 
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Article 23. 

La Cour d6cide du choix de la langue dont eile fera usage, et des langues 
dont l'emploi sera autoris^ devant eile. 

Article 24. 

Le ßuieau international sert d'interm6diaire pour toutes les Communications 
ä faire aux juges au cours de Tinstniction pr6vue ä Farticle 63 alin6a 2 de la 
Convention pour le r6glement pacifique des conflits internationaux. 

Article 25. 

Pour toutes les notifications ä faire, notamment aux Parties, aux t^moins et 
aux experts, la Cour peut s'adresser directement au Gouvernement de la Puissance 
sur le territoire de laquelle la notification doit 6tre 6fFectu6e. H en est de meme 
s'il s'agit de faire procöder ä l'^tablissement de tout moyen de preuve. 

Les requetes adress^es ä cet effet ne peuvent etre refus6es que si la Puissance 
requise les juge de nature k porter atteinte h sa souverainet^ ou ä sa s6curit6. S'il 
est donn6 suite ä. la requete, les frais ne comprennent que les d^penses d'ex6cution 
r6ellement effectu6es. 

La Cour a 6galement la facult6 de recourir ä 1' interm6diaire de la Puissance 
sur la territoire de laquelle eile a son siege. 

Les notifications ä faire aux Pai-ties dans le lieu oü siege la Cour peuvent 
etre ex6cut6es par le Bureau international. 

Article 26. 

Les d^bats sont dirig6s par le President ou le Vice-Pr6sident et, en cas 
d'absence ou d' empßchement de Tun et de l'autre, par le plus ancien des juges 
pr6sents. 

Le juge nomm6 par une des Parties ne peut si6ger comme President 

Article 27. 

Les d61ib6rations de la Cour ont lieu ä huis clos et restent secrötes. 

Toute d^cision est prise ä la major it(^ dos juges pr6sents. Si la Cour si^ge en 
nombre pair et qu'il y ait partage des voix, la voix du dernier des juges, dans 
l'ordre de pr6s6ance ötabli d'aprfes Tarticle 4 alinöa 1, ne sera pas compt6e. 

Article 28. 

Los arrets de la Cour doivent 6tre motiv^s. Tis mentionnent los noms des 
juges qui y ont particip6; ils sont sign6s par le President et pai' le greffier. 
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Article 35. 

La (Convention ontrera en vigueur six mois apres sa ratification. 

Elle aura une duröe de douxe ans, et sera renouvel^e tacitement de douze 
ans en douze ans, sauf d^nonciation. 

La d^nonciation devra etre notifi^e, au moins deux ans avant Fexpiration de 
chaque p^riode, au (louveinement des Pays-Bas qui en donnera eonnaissance aux 
autres Puissances. 

La d6nonciation ne produira efFet qu'ä Fögard de la Puissance qui l'anra 
notifi^e. La Convention restera ex^cutoire dans les rapports entre les autres 
Puissances. 
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